
Badische Landesbibliothek Karlsruhe

Digitale Sammlung der Badischen Landesbibliothek Karlsruhe

Das kommunale Wahlrecht der Frauen in den deutschen
Bundesstaaten

Apolant, Jenny

Leipzig ; Berlin, 1918

I. Die derzeitigen Gesetzesbestimmungen (nach dem Quellenmaterial)

urn:nbn:de:bsz:31-91534



Anhang.

I. Die derzeitigen Gesetzesbestimmungen
(nach dem chuellenmaterial).

rtönigreich Preußen . )

Städteordnung für die sieben östlichen Provinzen - er preußischen
Monarchie vom SO. Mai 1833. spreuß . Ges.-S. S. 261.)

Z 5. Das Bürgerrecht besteht in dem Rechte zur Teilnahme an
den Wahlen sowie in der Befähigung zur Übernahme unbesoldeter
Ämter in der Gemeindeverwaltung und zur Gemeindevertretung
Jeder selbständige Preuße erwirbt dasselbe, wenn er seit einem
Jahre 1. Einwohner des Stadtbezirks ist und zur Stadtgemeinde ge¬
hört , 2. keine Krmenunterstützung aus öffentlichen Mittel » emp¬
fangen, 3. die ihn betreffenden Gemeindeabgaben gezahlt hat und
außerdem 4. entweder : a) ein Wohnhaus im Stadtbezirk besitzt,
oder d) ein stehendes Gewerbe selbständig als Haupterwerbsquelle,
und in Städten von mehr als lÜOOO Einwohnern mit wenigstens
zwei Gehilfen selbständig betreibt , oder o) zur klassifizierten Einkom¬
mensteuer veranlagt ist, oder <I) an Ulassensteuern einen Jahres-
betrag von mindestens 4 Talern entrichtet . In den mahl- und
schlachtsteuerpflichtigenStädten sind statt dessen die Einwohner von
dem Magistrat nach den Grundsätzen der Ulassenjteuerveranlagung
einzuschätzen; es können jedoch auch die Ltadtbehörden beschließen,
a» die Stelle des Blassensteuersatzes von mindestens 4 Talern ein
jährliches Einkommen treten zu lassen, welches beträgt : in Städten
von weniger als IOOOO Einwohnern 200 Rtlr ., in Städten von
10 000 bis 50 000 Einwohnern 250 Utlr ., in Städten von mehr
als 50000 Einwohnern ZOO Utlr.

Steuerzahlungen , Einkommen, Haus- und Grundbesitz der Ehe¬
frau werden dem Ehemann, Steuerzahlungen , Einkommen, Haus¬
und Grundbesitz der Minderjährigen bzw. der in väterlicher Ge¬
walt befindlichen Binder dem Vater angerechnet.

In den Fällen , wo ein Haus durch Vererbung auf einen anderen
übergeht, kommt dem Erben bei Berechnung der Dauer des einjähri¬
gen Wohnsitzes die Besitzzeit des Erblassers zugute.

Kls selbständig wird nach vollendetem 24. Jahre ein jeder be¬
trachtet, der einen eigenen Hausstand hat, sofern ihm nicht das Ver¬
fügungsrecht über sein vermögen oder dessen Verwaltung durch
richterliches Erkenntnis entzogen ist.

Inwiefern über die Erlangung des Bürgerrechts von dem Ma¬
gistrat eine Urkunde (Bürgerbrief ) zu erteilen ist, bleibt den statuta,
rischen Unordnungen Vorbehalten.

l ) Das Material ist zum größten Teil dem Urchiv der Zen¬
tralstelle für Gemeindeämter der Frau entnommen.
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tz l ? enthält eine Reihe negativer Erfordernisse des passiven
Wahlrechts, positive Erfordernisse desselben sind nirgends an¬
gegeben. Allgemeine Voraussetzung der Wählbarkeit ist das Vor¬
handensein des Bürgerrechts.  jLedermann -Brühl , Die Städte¬
ordnung für die sechs östlichen Provinzen der preußische» Monarchie.
Berlin 1913, Duttentag .)
Büg en und Vorpommern .

In den Städten von Rügen und Vorpommern gilt das Gesetz vom
3, . Mai , 853. (Ges.°s . 1883 s . 291.)

8 3. Zür jede Stadt ist ein besonderer Stadtrezeß festzujtellcn.
Nach Z 2 treten in den Städten Wolgast und Grimmen diejenigen

Verfassungen wieder in Kraft , welche dort bis zur Einführung der
Gemeindeordnung vom I I. März 1880 geltendes Recht gewesen sind,
also die Revidierte Städteordnung vom 17. März 1831.
Neoidierte Städteordnnng für die Preußische Monarchie. (Ges.-S. für

die Kgl. Preuß . Staaten 1831.)
Titel III:  von den Bürgern und dem Bürgerrechte.

8 Bürger ist derjenige, welcher das Recht gewonnen hat, an
den öffentlichen Geschäften der Stadtgemeindc durch Abstimmung
bei den Wahlen teilzunehmcn.

8 , 2. Das Bürgerrecht erteilt nach vorgängigem Gutachten der
Stadtverordneten der Magistrat , von welchem stets ein vollstän¬
diges Verzeichnis aller vorhandenen Bürger (Bürgerrolle ) geführt
werden soll. Oer neu aufgenommene Bürger muß den in der Bei-

H läge vorgeschriebenenBürgercid leisten.
P 8 , 3. wo für Erteilung des Bürgerrechts Gebühren (Bürgerrechts.
Dc gelder) üblich waren , könne» solche nach der seitherigen Observanz
'K forterhobcn oder auch unter Genehmigung des Ministeriums des

Innern neu bestimmt werden.
8 lt - Nur solche Personen männlichen Geschlechts, welche weder

unter väterlicher Gewalt noch unter Vormundschaft oder Kuratel
stehen, im Stadtbezirk ihren Wohnsitz nehmen und unbescholten
sind, können das Bürgerrecht erwerben. Diejenigen, bei welchen sich

!diese Voraussetzungen finden, sind zur Erwerbung des Bürgerrechts
lteils berechtigt und zugleich verpflichtet, teils zwar berechtigt aber
nicht verpflichtet, teils nicht berechtigt, so daß sic dasselbe nur durch
freiwillige Verleihung erwerben können.

8 >5. Berechtigt und zugleich verpflichtet zur Erwerbung des
Bürgerrechts sind : u) diejenigen, welche in dem Stadtbezirke ein
Grundeigentum haben, dessen geringster Wert in kleinen Städten
nicht unter 300 Rtlr ., in größeren nicht über 2000 Rtlr . bestimmt
werden soll,- b) diejenigen, welche im Stadtbezirke ein stehendes
Gewerbe betreiben und aus demselben eine reine Einnahme be¬
ziehen, deren geringster Betrag auf 200 bis 600 Rtlr . zu bestimmen
ist. Die genaue Bestimmung der Sätze unter u und b soll da; Sta¬
tut enthalten.

8 , 6. Berechtigt, aber nicht verpflichtet zur Erwerbung der Bür¬
gerrechts sind diejenigen, welche au; anderen Duellen ein reines Ein-
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kommen von wenigstens 400 Rtlr . bis 1200 Rtlr . Nachweisen und
wenigstens zwei Jahre lang in der Stadt gewohnt haben. Die
genaue Bestimmung des Einkommens soll das Statut enthalten.
Stadt Wolgast.

Gemeindeverfassung der Stadt Wolgast.
Infolge der nach Vorschrift des Gesetzes vom 31. März 1853 über

die Verfassung der Städte in Neuvorpommern und Rügen statt¬
gehabten Revision der Verfassung der Stadt Wolgast und auf Grund
der gepflogenen Revisionsvcrhandlungen ist festgesetzt worden, was
folgt:

tz 3. Bürger kann nur werden, wer : 1. nach den bestehenden ge¬
setzlichen Vorschriften als preußischer Untertan anzusehen und 2. selb¬
ständig ist; insbesondere sind Minderjährige , wenn sie nicht vor¬
schriftsmäßig für volljährig erklärt worden sind, vom Bürgerrecht
ausgeschlossen. Der Rufzunehmende muß ferner 3. im Besitze der
bürgerlichen Ehre sein.

Wem die Ausübung der bürgerlichen Ehrenrechte auf eine be¬
stimmte Zeit untersagt worden ist oder wer sich wegen eines Ver¬
brechens oder Vergehens, welches den Verlust der bürgerlichen Ehre
oder eine Untersagung der Rusübung der bürgerlichen Ehrenrechte
zur Folge haben kann, in Untersuchung befindet, oder wer in Kon¬
kurs befangen ist, kann während der Zeit der Untersagung bzw. der
Untersuchung und vor dem Abschluß des Konkurses als Bürger nicht
ausgenommen werden.

Unter jenen Voraussetzungen ist jeder das Bürgerrecht zu erwerbe»
verpflichtet, welcher: 1. im Stadtbezirke seinen Wohnsitz nimmt
und eine eigene kjauswirtsckait hält oder 2. daselbst ein Gewerbe
oder Ackerbau selbständig betreibt , oder 3. im Stadtbezirke Grund¬
stücke eigentümlich besitzt. Dem Magistrat steht es jedoch frei , Per¬
sonen, welche hiernach verpflichtet würden , Bürger zu werden, wenn
sie ein Gewerbe oder den Ackerbau nicht betreiben , von dieser Ver¬
pflichtung zu dispensieren.

Königliche Beamte, Militärpersonen , Geistliche und öffentliche Leh¬
rer sind, wenn sie weder ein Gewerbe noch Ackerbau betreiben , nicht
verpflichtet, Bürger zu werden, und haben bei der ihnen gesetzlich
zustehenden Exemtion von bürgerlichen Steuern und sonstigen persön¬
lichen Leistungen nur , wenn sie Grundstücke im Stadtbezirke be¬
sitzen, die darauf haftenden städtischen Steuern und sonstigen Lasten
zu tragen . Ruch städtische Unterbeamte sind, wenn sie weder ein
Gewerbe oder Ackerbau betreiben noch Grundstücke besitzen, nicht
verpflichtet, Bürger zu werden.

Vas Bürgergeld ist durch ein zwischen dem Magistrate und dem
Bürgerschaftlichen Kollegium zu vereinbarendes Statut , zu welchem
die Genehmigung und Bestätigung der Kgl. Regierung zu Stralsund
nachzusuchen ist, festzustellen. Personen weiblichen Geschlechts können
zwar das Bürgerrecht nicht gewinnen, sind aber, wenn sie Grund¬
stücke erwerben oder einen Gewerbebetrieb anfangen , zur Zahlung
einer dem Bürgergelde entsprechenden Summe nach näherer Fest¬
setzung des Statuts verpflichtet.
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Rheinprovinz.
Städteordnung für die Sheinprovinz von» 1». Mai I8S6.

8 S. Das Bürgerrecht besteht in dem Rechte zur Teilnahme an
den Wahlen sowie in der Befähigung zur Übernahme unbesoldeter
Ämter in der Gemeindeverwaltung und zur Gemeindevertretung.
Jeder selbständige Preuße erwirbt dasselbe, wenn er seit einem
Jahre l . Einwohner des Stadtbezirks ist und zur Stadtgemeinde
gehört, 2. keine Urmenunterstützung aus öffentlichen Mitteln emp¬
fangen, 3. die ihn betreffenden Gemeindeabgaben bezahlt hat und
außerdem 4. ein Wohnhaus im Stadtbezirke besitzt oder I. in den
mahl- und schlachtsteuerpflichtigen Städten und in den mit den¬
selben im Gemeindeverbande stehenden klassensteuerpflichtigenBe¬
zirken aus seinem Gewerbe, vermögen oder aus anderen Auellen
ein reines Einkommen bezieht, dessen geringster Satz nicht unter
200 Taler und nicht über 600 Taler festzusetzcn ist, oder II . in den
klassensteuerpflichtigcn Städten a) von seinen im Gemcindebezirke
gelegenen Grundbesitzungen einen hauptgrundsteuerbcitrag entrich¬
tet , dessen geringster Satz nicht unter 2 und nicht über 10 Taler fest¬
zusetzen ist, b) einkommensteuerpflichtig ist, oder o) einen Rlassen-
steuerbetrag zahlt , dessen geringster Jahressatz nicht unter 4 und
nicht über 12 Taler zu bestimmen ist.

Die Festsetzung des zur Erlangung des Bürgerrechts erforderlichen
Einkommens bzw. Betrags der Grund- oder Rlassensteuer erfolgt
mittels statutarischer Unordnung. Vas Einkommen wird vom Bür¬
germeister nach pflichtmäßigem Ermessen abgeschätzt. Steuerzahlun¬
gen und Einkommen der Ehefrau werden dem Lhemanne, Steuer¬
zahlungen und Einkommen der minderjährigen bzw. der in väter¬
licher Gewalt befindlichen Rinder dem Vater an.gerechnet.

Üls selbständig wird nach dem vollendeten 24. Lebensjahr ein
jeder betrachtet , der einen eigenen Hausstand hat, sofern ihm nicht
das verfügungsrecht über sein vermögen oder dessen Verwaltung
durch richterliches Erkenntnis entzogen ist. Inwiefern über die Er¬
langung des Bürgerrechts von dem Bürgermeister eine Urkunde
sBürgerbrief) zu erteilen ist, bleibt den statutarischen Unordnungen
Vorbehalten.

Die ZZ 16 und 29 enthalten eine Reihe negativer Erfordernisse
des passiven Wahlrechts.
Provinz  Westfalen.

Städteordnung für die Provinz Westfalen vom 14. März i8Sb.
8 S. Das Bürgerrecht besteht in dem Rechte zur Teilnahme an

den Wahlen sowie in der Befähigung zur Übernahme unbesoldeter
Ämter in der Gemeindeverwaltung und zur Gemeindevertretung.
Jeder selbständige Preuße erwirbt dasselbe, wenn er seit einem
Jahre l . Einwohner des Stadtbezirks ist und zur Stadtgemcinde
gehört, 2. keine klrmenunterstützung aus öffentlichen Mitteln emp¬
fangen, 3. die ihn betreffenden Gemeindeabgaben gezahlt hat und
außerdem 4. entweder a) ein Wohnhaus im Stadtbezirke besitzt,
oder b) ein stehendes Gewerbe selbständig als Haupterwerbsquelle
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und in Städten von mehr als lOOOO Einwohnern mit wenigstens
zwei Gehilfen selbständig betreibt , oder o) zur klassifizierten Ein¬
kommensteuer veranlagt ist, oder ä) an Klafsenstcuer einen Jahres-
betrag von mindestens 4 Talern entrichtet. Steuerzahlungen und
Hausbesitz der Ehefrau werden dem Ehemanne, Steuerzahlungen
und Hausbesitz der minderjährigen bzw. der in väterlicher Gewalt
befindlichen Kinder dem Vater angerechnet. '

2ln den Fällen , wo ein Haus durch Vererbung auf einen anderen
übergeht , kommt dem Erben bei Berechnung der Dauer des ein¬
jährigen Wohnsitzes die Besitzzeit des Erblassers zugute.

Rls selbständig wird nach vollendetem 24. Lebensjahre ein jeder
betrachtet, der einen eigenen Hausstand hat, sofern ihm nicht das
verfügungsrecht über sein vermögen oder dessen Verwaltung durch
richterliches Erkenntnis entzogen ist.

Inwiefern über die Erlangung des Bürgerrechts von dem Ma¬
gistrat eine Urkunde (Bürgerbrief ) zu erteilen ist, bleibt den statu¬
tarischen Unordnungen Vorbehalten.

Die ZZ l7 und 30 enthalten eine Reihe negativer Erfordernisse
des passiven Wahlrechts.
Frankfurt  a . M.

Eeuieindeverfasfungsgesetzfür die Stadt Frankfurt a. M. >̂
vom rs . März 1867.

8 IS. Vas Bürgerrecht besteht in dem Rechte zur Teilnahme
an den Gemeindcwahlen sowie in der Befähigung zur Übernahme
unbesoldeter Ämter und Stellen in der Gemeindeverwaltung und
in der Gemeindevertretung . Jeder selbständige Preuße erwirbt das¬
selbe, wenn er seit einem Jahre l . Einwohner des Stadtbezirks ist
und zur Stadtgemcinde gehört, 2. keine Rrmenuirterstützung aus
öffentlichen Mitteln empfangen, 3. die ihn betreffenden Gemeinde¬
abgaben bezahlt hat und außerdem 4. entweder a) ein Wohnhaus im
Stadtbezirke besitzt oder b) ein stehendes Gewerbe selbständig als
Haupterwerbsquelle mit wenigstens zwei Gehilfen betreibt oder
o) ein Jahreseinkommen von 700 kl. (1200 Mark ) bezieht.

Einkommen und Hausbesitz der Ehefrau werden dem Ehemanne,
Einkommen und Hausbesitz der minderjährigen bzw. der in väter¬
licher Gewalt befindlichen Kinder dem Vater angerechnet.

8 14. Uls selbständig wird derjenige angesehen, der das 24. Lebens¬
jahr vollendet und einen eigenen Hausstand hat , sofern ihm das
Recht, über sein vermögen zu verfügen und dasselbe zu verwalten,
nicht durch richterliches Erkenntnis entzogen ist.

Provinz Schleswig - Holstein.
Städte- und Fleckens-Grdnung für Schleswig-Holstein

vom 14- April 1864.
8 6. Das Bürgerrecht besteht in dem Rechte zur Teilnahme an den

Gemeindewahlen sowie in der Befähigung zur Übernahme unbesol-
deter Ämter und Funktionen in der Gemeindeverwaltung und Ge¬
meindevertretung.
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8 7. Jeder im Vollbesitze der bürgerlichen Ehrenrechte befindliche
männliche Angehörige des Norddeutschen Bundes erwirbt das Bür¬
gerrecht, wenn er seit einem Jahre I. zur Stadtgemeindc gehört,
2. selbständig ist! als selbständig im Sinne dieses Gesetzes werden
Personen, welche minderjährig sind oder unter einer die Disposi-
tionsbefugnis beschränkenden Kuratel oder im Hause und Brote
anderer stehen oder eine nach ihrem 18. Lebensjahr empfangene
öffentliche Armenunterstützung nicht zurückerstattet haben, nicht an¬
gesehen! 3. die ihm obliegenden Gemeindeabgaben bezahlt hat und
außerdem 4. entweder a) im Gemeindebezirk ein Wohnhaus von
einem im Drtsstatute näher zu bestimmendenMinimalsteuerwert be¬
sitzt oder b) ein stehendes Gewerbe — über dessen Art und Umfang
das Grtsstatut Näheres bestimmen kann — selbständig betreibt oder
o) ein Einkommen bezieht, welches, nach den Grundsätzender Klassen-
steuerveranlagung geschätzt, einen bestimmten im Lokalstatut näher
festzusetzenden Betrag erreicht, dessen Minimalsatz nicht unter 200
Taler und nicht über 500 Taler jährlich normiert werden darf.

Vas Grtsstatut kann anstatt eines solchen Nlinimaleinkommens
auch die Entrichtung eines entsprechenden Klassensteuersatzcs für
genügend erklären.

Z 8. Sn bezug auf den Erwerb und die Ausübung des Bürger¬
rechts werden Grundeigentum, Einkommen und Steuerzahlungen der
Ehefrau und der in väterlicher Gewalt befindlichen Kinder dem
Ehemann beziehentlich dem Vater angerechnet.

von dem Vorhandensein einer einjährigen Dauer der im Z 7
Nr. 1—4 aufgeführten Erfordernisse kann durch Beschluß der städti¬
schen Kollegien in einzelnen Fällen dispensiert werden.

Geht ein Haus durch Vererbung auf «inen anderen über, so kommt
dem Erben bei Berechnung der Dauer des einjährigen Wohnsitzes
die Besitzzeit des Erblassers zugute.

8 St Abs. i . Säintliche Mitglieder des Magistrats werden von der
wahlberechtigten Bürgerschaft in gleichem Verfahren , wie solches
für die Wahl der Stadtverordneten vorgeschrieben ist (Z8 42—45),
gewählt . Die Wahl erfolgt für jede einzelne Stelle aus je drei
Kandidaten, welche zu diesem Lehufe von einer gemeinschaftlichen
Kommission der beiden städtischen Kollegien präsentiert werden.
Diese Kommission wird aus sämtlichen vorhandenen Mitgliedern
des Magistrats und aus einer gleichen Zahl durch die Stadtverord¬
netenversammlung zu bestimmender Mitglieder der letzteren ge¬
bildet usw.

8 S7. wahlberechtigt zur Wahl der Stadtverordneten ist jeder
Bürger , welcher nicht nach Maßgabe dieses Gesetzes von der Aus¬
übung des Bürgerrechts ausgeschlossen ist.

Provinz Hessen - Nassau.
StSdteordnung für die Provinz Hessen-Nassau vom 4- August 1847.

8 5. Das Bürgerrecht besteht in dem Nechte zur Teilnahme an
den Wahlen sowie in der Befähigung zur Übernahme unbesoldeter
ümter in der Verwaltung und Vertretung der Stadtgemeinde. Das
Bürgerrecht wird von jedem selbständigen männlichen Gemeinde-
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angehörigen erworben, welcher l . Angehöriger des Deutschen Reiches
ist, 2. die bürgerlichen Ehrenrechte besitzt, Z. seit zwei Jahren in
dem Stadtbezirke einen Wohnsitz hat , 4. keine Armenunterstützung
aus öffentlichen Mitteln empfängt, 5. die schuldigen Gemeind̂ -
abgaben gezahlt hat und außerdem 6. entweder a) ein Wohnhaus
im Stadtbezirke besitzt oder b) von seinem innerhalb des Stadt¬
bezirks belegenen Grundbesitze zu einem Jahresbeitrags von min¬
destens 6 Mark an Grund- und Gebäudesteuer vom Staate veran¬
lagt ist oder o) zur Staatseinkommensteuer oder zu einem fingierten
Normalsteuersatze von mindestens 4 Mark veranlagt ist oder ein
Einkommen von mehr als 66ll Mark hat.

Steht ein Wohnhaus im (geteilten oder ungeteilten ) Miteigen¬
tums mehrerer , so kann das Bürgerrecht auf Grund dieses Besitzes
nur von einem unter ihnen ausgeübt werden. Falls die Miteigen¬
tümer sich über die Person des Berechtigten nicht einigen, ist der¬
jenige, welcher den größten Anteil besitzt, befugt , das Bürgerrecht
auszuüben, ' bei gleichen Anteilen bestimmt sich in diesem Falle die
Person des Berechtigten durch das Los, welches durch die Hand
des Bürgermeisters oder seines Stellvertreters gezogen wird.

Sn den Fällen , wo ein Wohnhaus durch Vererbung auf einen
anderen übergeht , kommt dem Erben bei Berechnung der Dauer
des zweijährigen Wohnsitzes die Besitzzeit des Erblassers zugute.
Die Übertragung unter Lebenden an verwandte in absteigender
Linie steht der Vererbung gleich.

Steuerzahlungen , Einkommen, Haus- und Grundbesitz der Ehefrau
werden dem Ehemanne, Steuerzahlungen , Haus- und Grundbesitz
der minderjährigen sowie der in väterlicher Gewalt befindlichen
Rinder dem Vater angerechnet.

Als selbständig wird betrachtet, wer das 24. Lebensjahr voll¬
endet hat und einen eigenen Hausstand besitzt, sofern ihm nicht das
verfügungsrecht über sein vermögen oder dessen Verwaltung durch
richterlichen Beschluß entzogen ist.

Inwiefern über den Erwerb des Bürgerrechts von dem Magistrate
eine Urkunde (Bürgerbrief ) zu erteilen ist, bleibt den statutari¬
schen Anordnungen Vorbehalten.
Provinz Hannover.

hannoversch« Stäüteorünung vom 24. Juni 1858.
8 22. verbunden zum Erwerbe des Bürgerrechts sind: l . für

ihre Person, sofern sie im Stadtgebiete wohnen, die Mitglieder des
Magistrats sowie die im Dienst der Stadt dauernd und ohne Vor¬
behalt der Ründigung Angestellten; 2. diejenigen, welche innerhalb
des Stadtbezirks ein Wohnhaus eigentümlich erworben, vorbehalt¬
lich näherer Bestimmungen des Drtsstatuts über eine Beschränkung
auf den Erwerb von Wohnhäusern zu einem bestimmten Werte sowie
über eine Ausdehnung auf den Erwerb von sonstigen bürgerlichen
Grundstücken, oder behufs der selbständigen Ausübung einer Runst,
einer Wissenschaft oder eines bürgerlichen Gewerbes sich dauernd
niederlassen oder ein stehendes bürgerliches Gewerbe dort betreiben
wollen.
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In den Vrtsstatutcn sind die Gewerbe zu bestimmen, welche zu
den bürgerlichen nicht zu zählen sind.

Die Verpflichtung zum Lrwerbe des Bürgerrechts tritt unter den
vorstehenden gesetzlichenVoraussetzungen auch für Frauenzim¬
mer  ein . Diese sind jedoch nur zu denjenigen den Bürgern obliegen¬
den persönlichen Leistungen verpflichtet (8 15), welche durch Stell¬
vertreter verrichtet werden können.

8 26. Berechtigt zum Lrwerbe des Bürgerrechts sind alle in der
Stadt wohnberechtigten Einwohner, insofern sie von unbescholtenem
Wandel sind. Personen, denen das Wohnrecht in der Stadt nicht
zusteht, haben außerdem nachzuweisen, daß sie nach aller Wahr¬
scheinlichkeit ihren Unterhalt in der Stadt nachhaltig finden können.

8 27. Aus der Verpflichtung zum Lrwerbe des Bürgerrechts allein
kann ein Recht auf dessen Lrtei .ung nicht abgeleitet werden.

8 SO. Rlle Bürger ohne Rusnahme haben vor dem Magistrate
persönlich oder im Falle der Abwesenheit durch einen öffentlich be¬
glaubigten schriftlichen Revers den Bürgereid dahin zu leisten, daß
sic die ihnen nach den Gesetzen und der Ltadtverfassung obliegenden
Pflichten als Bürger gewissenhaft erfüllen und den Vorgesetzten Be¬
hörden, namentlich dem Magistrate , Gehorsam leisten wollen, (vor
dem Bürgereid ist der Huldigungseid zu leisten.)

Für die Angestellten im Dienste der Stadt ist der Bürgercid im
Diensteide enthalten.

Frauenzimmer,  welche das Bürgerrecht erwerben, sind zur
Ableistung dieser Lide nicht verbunden, haben jedoch die treue Er¬
füllung der ihnen obliegenden Bürgerpflichten anzugeloben.

8 5l . Jeder Bürger ist verbunden, städtische Ehrenämter , wozu
er durch Wahl berufen wirch zu übernehmen. Ausgenommen sind:
I. Königliche Zivil - und Hofdiener, 2. Militärpersonen im Dienste,
3. Geistliche und Schullehrer, 4. Arzte, Wundärzte und Apotheker,
5. Bürger über 60 Jahre alt und 6. Personen, welche durch Gebrech;
lichkeit oder anhaltende Krankheit verhindert sind.

Bürger , welche nach Annahme der Wahl in eines der unter l—3
erwähnten Dienstverhältnisse treten , sind zur Niederlegung des Amts
verpflichtet, jedoch wieder wählbar . Die unter 4—6 benannten
Personen sind, wenn die zur Ablehnung der Wahl berechtigenden
Gründe nach deren Annahme eintreten , zur Niederlegung des Amts
berechtigt.

8 44. Ausgeschlossen von der Wahl zum Magistratsmitgliede sind
diejenigen, welche noch nicht 25 Jahre alt sind, in väterlicher Ge¬
walt , unter Kuratel oder in Kost und Lohn eines anderen stehen, in
Konkurs befangen sind, öffentliche Armenunterstützung erhalten oder
im letzten Jahre erhalten haben, bis diese erstattet ist, zu einer
schweren Strafe (Artikel 8 des Kriminalgesetzbuches) verurteilt oder
nach sonstigen gesetzlichen Bestimmungen zu öffentlichen Ämtern un¬
fähig sind oder endlich wegen eines nach der öffentlichen Meinung
entehrenden Verbrechens oder Vergehens bestraft worden oder in
Untersuchung gewesen sind, ohne außer Verfolgung gesetzt oder
völlig freigesprochen zu sein.

8 8S (Wahl der Bürgeroorsteher). Jeder stimmfähige Bürger ist
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zur Teilnahme an den Wahlen verpflichtet. Stimmfähig ist jeder
Bürger , welcher in der Stadt oder deren Gebiete seinen Wohn¬
sitz hat und daselbst entweder als Hauseigentümer Häusersteuer oder
nach Maßgabe der jetzt bestehenden Gesetzgebungan sonstigen direk¬
ten Landessteuern mindestens 2 Thlr . 16 Ggr. jährlich zahlt . Es
ist jedoch zulässig, abweichende Bestimmungen hinsichtlich der Rege¬
lung des Stimmrechts durch das Vrtsstatut zu treffen.

Ausgeschlossen sind Frauenzimmer  und diejenigen, welche noch
nicht 26 Jahre alt sind, in väterlicher Gewalt , unter Ruratel oder
in Rost und Lohn eines anderen stehen, in Ronkurs befangen sind,
öffentliche Armenunterstützung erhalten oder im letzten Jahre er¬
halten haben, bis diese erstattet ist, zu einer schwere» Strafe (Ar¬
tikel 8 des Rriminalgesetzbuches) verurteilt oder endlich wegen eine;
nach der öffentlichen Meinung entehrenden Verbrechens oder Ver¬
gehens bestraft worden oder in Untersuchung gewesen sind, ohne
außer Verfolgung gesetzt oder völlig freigesprochen zu sein. Zwei¬
fel über die entehrende Beschaffenheit eines Vergehens oder Ver¬
brechens haben Magistrat und Bürgervorsteher zu entscheiden.
Hohcnzollern.

hohenzollernsche Semelnüeordnung vom 2. Zuli 14V0.
Z I I. Das Gemeinderecht wird von jedem männlichen selbständigen

Gemeindeangehörigen erworben, welcher 1. Angehöriger des Deut¬
schen Reiches ist, 2. die bürgerlichen Ehrenrechte besitzt, 3. seit zwei
Jahren in dem Gemeindebezirkseinen Wohnsitz hat , 4. keine Armen¬
unterstützung aus öffentlichen Mitteln empfängt , 5. die schuldigen
Gemeindeabgaben gezahlt hat und außerdem 6. entweder g) ein
Wohnhaus in dem Gemeindebezirkc besitzt oder b) von seinem
innerhalb des Gemeindebezirks belegenen Grundbesitze zu einem
Jahresbeiträge von mindestens 2 Mark an Grund-, Gefall- und Ge-
häudestcuer vom Staate veranlagt ist oder o) zur Staatseinkommen¬
steuer oder zu einem fingierten Normalsteuersatze von mindestens
4 Mark veranlagt ist oder, falls eine Veranlagung zu einem fingier¬
ten Steuersätze nicht erfolgt ist, ein Einkommen von mehr als
600 Mark hat

Steht ein Wohnhaus (im geteilten oder ungeteilten ) Miteigentums
mehrerer, so kann das Demeinderecht auf Grund dieses Besitzes nur
von einem unter ihnen ausgeübt werden. Falls die Miteigentümer
sich über die Person des Berechtigten nicht einigen können, ist der¬
jenige, welcher den größten Anteil besitzt, befugt, das Gemeinde-
recht auszuüben , bei gleichen Anteilen bestimmt sich in diesem Falle
die Person des Berechtigten durch das Los, welches durch die Hand
des Bürgermeisters gezogen wird.

In den Fällen , wo ein Wohnhaus durch Vererbung auf einen ande¬
ren übergeht , kommt dem Erben bei Berechnung der Dauer de;
zweijährigen Wohnsitzes die Besitzzeit des Erblassers zugute. Die
Übertragung unter Lebenden an verwandte in absteigender Linie
steht der Vererbung gleich.

Steuerzahlungen , Einkommen und Grundbesitz der Ehefrau wer¬
den dem Ehemann, Steuerzahlungen , Einkommen und Grundbesitz
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der unter elterlicher Gewalt des Vaters befindlichen Kinder werden
dem Vater angerechnet.

Nls selbständig wird betrachtet, wer das 24. Lebensjahr voll¬
endet hat und einen eigenen Hausstand besitzt, sofern ihm nicht das
verfügungsrecht über sein vermögen oder dessen Verwaltung durch
richterlichen Beschluß entzogen ist.

Inwiefern über die Erlangung des Gcmeinderechts von dem Ge¬
meindevorstand eine Urkunde zu erteilen ist, bleibt den statuta¬
rische» Verordnungen Vorbehalten.'

8 zü. lvcr in einem Gemeindcbezirk, ohne dort einen Wohnsitz zu
haben, seit zwei Jahren ein Grundstück besitzt, welches wenigstens
den Umfang einer die Haltung von Zugvieh zur Bewirtschaftung er-
fordernden Uckernahrung hat , oder auf welchem sich ein Wohnhaus,
eine Fabrik oder eine andere gewerbliche Unlage befindet, die dem
Werte einer solchen Uckernahrung mindestens gleichkommt, ist eben¬
falls stimmberechtigt, wenn bei ihm die im 8 l Kbs. l unter Nr. 1,
2, 4 und 5 bezeichneten Voraussetzungen vorhanden sind.

Ingleichen steht das Stimmrecht juristischen Personen, Uktiengesell-
schäften, Uommanditgesellschaftenauf Aktien, Bergwerkschaften, ein¬
getragenen Genossenschaften, Gesellschaften mit beschränkter Haftung
und dem Staatsfiskus zu, sofern sie seit zwei Jahren Grundstücke
von dem bezeichneten Umfang in dem Gemeindebczirke besitzen.

Frauen sowie unter Vormundschaft oder Pflegschaft stehende und
andere nicht selbständige Personen (8  I I Ubs. 5) sind stimmberechtigt,
wenn bei ihnen die im 8 >l Kbs. l unter Ur . I bis 6 n bzw. 6 b
bezeichneten Voraussetzungen vorliegen.

ß 17. In der Ausübung des Stimmrechts, zu welchem der Grund¬
besitz befähigt , werden vertreten : l . Minderjährige durch ihren
Vater oder Stiefvater , Personen, welche unter Vormundschaft oder
Pflegschaft stehen, durch ihren Vormund oder Pfleger, ' steht die

A elterliche Gewalt der Mutter zu oder wird sie von dieser ausgeübt
lvGL . ZZ 1684, 1685), oder ist der Vormund oder Pfleger eins Frau,
jo findet die Vertretung durch ein Gemeindemitglied statt,' der
Stiefvater ist vor dem Vormunde zur Vertretung berufen,' 2. Ehe¬
frauen durch ihren Ehemann,' 3. großjährige Besitzer vor voll¬
endetem 24. Lebensjahr, unverheiratete Besitzerinnen (abgesehen
von den Fällen unter Nr . I) und Witwen durch Gemeindeglieder;
4. juristische Personen, einschließlich des Staatsfiskus , sowie die
übrigen im 8 16 Kbs. 2 bezeichneten personcngcsamtheiten durch ihre
verfassungsmäßigen Vrgane , Nepräsentantcn oder Generalbevoll¬
mächtigte sowie durch Pächter oder Nießbraucher der zur Teil¬
nahme am Stimmrechte befähigenden Grundstücke oder durch Ge¬
meindeglieder.

Kuswärts wohnende Stimmberechtigte, welche das 24. Lebens¬
jahr zurückgelegt haben, und auswärts wohnende Vertreter Stimm¬
berechtigter können das Stimmrecht persönlich ausüben , sind aber
befugt, sich durch Gemeindeglieder vertreten zu lassen.

Der Fürst von Hohenzollern, der Fürst zu Fürstenberg sowie der
Fürst von Thurn und Taxis können sich je durch ein Mitglied der
Familie oder durch einen ihrer in den HohenzollernschenLanden

rlpolant , Vas kommunale Wahlrecht der §rauen 5



bO ländliche Gemeinden

angestellten Beamten oder einen ihrer in der Gemeinde wohnhaften!
Pachter vertreten lassen.

Ländliche Gemeinden.
Die sieben östlichen Provinzen.

Landgemeindeordnung für die sieben östlichen Provinzen der Msn
archie vom 5. Juli 1842 . <Ges.°S7 S. 233 .)
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8 7. Angehörige der Landgemeinde sind mit Ausnahme der nicht

angesessenen servisberechtigten Militärpersonen des aktiven Vienst-
standes diejenigen , welche innerhalb des Gemeindebezirks einen
Wohnsitz haben.

Einen Wohnsitz im Sinne dieses Gesetzes hat jemand an dem Grte,
an welchem er eine Wohnung unter Umständen innehat . die auf die
Absicht dauernder Beibehaltung einer solchen schließen lassen.

8 22. Den direkten persönlichen Gemeindeabgaben unterliegen:
1. alle Personen , welche in der Gemeinde ihren Wohnsitz haben,
2. Aktiengesellschaften . Kommanditgesellschaften auf Aktien , Berg.
werkschaften . eingetragene Genossenschaften , deren Geschäftsbetrieb
über den kreis ihrer Mitglieder hinausgeht , juristische Personen , der
Staatsfiskus und Lorensen unter den in dem Gesetze vom 27. Juli 1885
bezeichnet «;« Voraussetzungen . Personen , welche in dem Gemeinde¬
bezirke einen die Dauer von drei Monaten übersteigenden Gemeinde¬
aufenthalt nehmen , können gleich den Gemeindeangehörigen zu den
Gemeindelasten herangezogen werden.

8 54. Gemeindeglieder sind alle Gemeindcangehörigen , welchen
das Gemeinderccht zusteht.

Line Liste der Gemeindeglieder , welche deren nach Z 41 erforder¬
liche Eigenschaft nachweist , und der sonstigen Stimmberechtigte»
s8 45 ) wird von dem Gemeindevorsteher geführt und alljährlich
im Monate Januar berichtigt.

8 4V. Das Gemeinderecht umfaßt : I . das Uecht zur Teilnahme
an dem Stimmrechte in der Gemeindeversammlung oder , wo die
letztere durch eine gewählte Gemeindevertretung erseht ist, zur Teil¬
nahme an den Gemeindcwahlen, ' 2 . das Recht zur Bekleidung un¬
besoldeter Ämter in der Verwaltung und Vertretung der Gemeinde

8 4 >. Vas Gcmeinderecht steht jedem selbständigen Gemeinde
angehörigen zu. welcher l . Angehöriger des Deutschen Reiches ist und
2. die bürgerlichen Ehrenrechte besitzt , 3 . seit einem Jahre in den«
Gemeindebezirke seinen Wohnsitz hat , 4. keine Armenunterstützung
aus öffentlichen Mitteln empfängt . 5. die auf ihn entfallenden
Gemeindeabgaben gezahlt hat und außerdem 6. entweder s ) ein
Wohnhaus in dem Gemeindcbezirke besitzt oder b) von seinem ge¬
samten innerhalb des Gemeindebezirkes belegenen Grundbesitze einen
Iahresbetrag von mindestens 3 Mark an Grund - und Gebäude¬
steuer entrichtet oder o) zur Staatseinkommensteuer veranlagt ist
oder zu den Gemeindeabgaben nach einem Jahreseinkommen von
mehr als 660 Mark in Gemäßheit der 88 8 und 13 herangezogen
wird.

Steht ein Wohnhaus im sgeteilten oder ungeteilten ) Miteigentum

lanne,
alt b
ällen,
eht , k«
ohnsi

unter t
^ Dererb!

Als s
betrach:
das ve
richtcrl

Snwi
-Aneindei
-rischen

8 45
Mb, . 5)

besitz Z
die im

8 4b.
besitz l
Water.

-Aormui
rufen i
sitzer vl

Wieindei
fiskus,
soncng«
scntant
Rießbr
Wirunds

Ausv
fahr zu
berechti
befugt,
. 8 »5.

.Beamt«
Hörden,
ausgeu
lichen
Polizei
lehrer,



Lieben östliche Provinzen 61

>e wohnhaften

zen der Mo»

ihme der nickitst:
ktiven Dienst-
:bezirks einen

an dem Vrte.
it , die auf die
>en lassen.
> unterliegen:
ohnsitz haben,
Aktien, Berg-
eschäftsbetrieli
Personen, der

1 27 . Juli l88S
ein Gemeinde-
Zen Gemeinde-
origen zu de»

eigen, welche^

-unberechtigten
>nd alljährlich

>ur Teilnahme
oder, wo die
t ist, zur Teil-!
Zekleidung un-
der Gemeinde
en Gemeinde
Reiches ist und
Jahre in Ücm,^
»Unterstützung ff
r entfallenden '
tweder u) ein
>on seinem ge-
nd'besitze einen
und Gebäude-1

veranlagt ist!
inkommen von

herangezogen

) Miteigentum

>ehrerer, so kann das Gemeinderecht auf Grund dieses Besitzes nur
on einem derselben ausgeübt werden. Falls die Miteigentümer sich

Niber die Person des Berechtigten nicht einigen können, ist derjenige,
, elcher den größten Anteil besitzt, befugt, das Gemeindcrecht aus-

^zuüben ; bei gleichen Anteilen bestimmt sich die Person des Berech¬
tigten durch das Los, welches durch die Hand des Gemeindevor¬
stehers gezogen wird.

Steuerzahlungen und Grundbesitz der Ehefrau werden dem Ehe-
mnne, Steuerzahlungen und Grundbesitz der in väterlicher Gc-
alt befindlichen Rinder werden dem Vater angerechnet. Sn den
allen, wo ein Wohnhaus durch Vererbung auf einen anderen über-
eht, kommt dem Trben bei Berechnung der Dauer des einjährigen
ohnsitzes die Besitzzeit des Erblassers zugute. Die Übertragung

unter den Lebenden an verwandte in absteigender Linie steht der
Vererbung gleich.

Als selbständig wird nach vollendetem 24. Lebensjahre ein jeder
betrachtet, welcher einen eigenen Hausstand hat, sofern ihm nicht
das verfügungsrecht über die Verwaltung seines Vermögens durch
richterlichen Beschluß entzogen ist.

Inwiefern über die Erlangung des Gemeinderechts von dem Ge¬
meindevorsteher eine Urkunde zu erteilen ist, bleibt de» statuta-

rischen Unordnungen Vorbehalten.
8 4ä <Abs. z>/- Frauen und nicht selbständige Personen (8 41

Mbs . S) sind, wenn der ihnen im Gemeindebczirkegehörige Grund¬
besitz zum Stimmrechte befähigt , stimmberechtigt, sofern bei ihnen
die im Z 41 unter l bis S bezeichneten Voraussetzungen vorliegen.

8 4b- Sn der Ausübung des Stimmrechtes, zu welchem der Grund¬
besitz befähigt , werden vertreten : l . Minderjährige durch ihren
Dater , Stiefvater oder Vormund, andere Bevormundete durch ihren
Alormund; der Stiefvater ist vor dem Vormunde zur Vertretung be¬
rufen : 2. Ehefrauen durch ihren Ehemann : Z. großjährige Be¬
sitzer vor vollendetem 24. Lebensjahre, unverheiratete Besitzerinnen
^abgesehen von den Fällen unter Rr . l ) und Witwen durch Ge-
Mieinüemitglieder: 4. juristische Personen, einschließlich des Staats¬
fiskus, sowie die übrigen im 2. Absatz des 8 4ö bezeichneten per-
soncngesamtheiten durch ihre verfassungsmäßigen Organe , Reprä¬
sentanten oder Generalbevollmächtigte sowie durch Pächter oder
Nießbraucher der zur Teilnahme am Stimmrechte befähigenden

«Grundstücke oder durch Gemeindeglieder.
W Auswärts wohnende Stimmberechtigte, welche das 24. Lebens.
)ahr zurückgelegt haben, und auswärts wohnende Vertreter Stimm,
berechtigter können das Stimmrecht persönlich ausüben, sind aber
befugt, sich durch männliche Gemeindemitglieder vertreten zu lassen.
. Z 5L. Als Gemeindeverordnete sind nicht wählbar : I. diejenigen

.Beamten und die vom Staate ernannten Mitglieder derjenigen Be¬
hörden, durch welche die Aufsicht des Staates über die Gemeinden
ausgeübt wird, 2. die besoldeten Gemeindebeamten, Z. die richter¬
lichen Beamten, 4. die Beamten der Staatsanwaltschaft und die
Polizei-Lxekutivbeamten, 5. Geistliche, Rirchendiener und Volksschul¬
lehrer, 6. Frauen.
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Vater und Sohn dürfen nicht zugleich Gemeindeverordnete der¬
selben Gemeinde sein . Sind Vater und Sohn zugleich gewählt , so
wird nur der Vater als Gemeindeverordneter zugelassen.

Z 123 (Selbständige Gutsbezirke ). Der Besitzer eines selbständige»
Gutes hat insbesondere die in den 88 90 und dl aufgeführten obrig¬
keitlichen Befugnisse und Pflichten entweder in Person oder durch
einen von ihm zu bestellenden , zur Übernahme des Amts als Guts¬
vorsteher befähigten Stellvertreter auszuübcn . Der letztere muß
seinen beständigen Aufenthalt im Gemeindebezirke oder in dessen un¬
mittelbarer Nähe haben.

Ls könenn jedoch auch außer dem im ß 86 Abs. 4 vorgesehenen
Falle seitens des Besitzers des Gutes sämtliche oder einzelne Guts-
vorstehergcschäfte an den Vorsteher einer benachbarten Gemeinde
unter beider Zustimmung gegen eine angemessene Entschädigung
übertragen werden.

Ehefrauen  werden rücksichtlich der angeführten Rechte und
Pflichten durch ihren Ehemann , Kinder unter väterlicher Gewalt
durch ihren Vater und bevormundete Personen durch ihren Vor¬
mund oder Pfleger vertreten.

tz 124. Die Bestellung eines Stellvertreters muß erfolgen , wenn:
l . das Gut unverheirateten oder verwitweten Besitzerinnen , einer
juristischen Person , einer Aktiengesellschaft , einer Kommanditgesell¬
schaft auf Aktien , einer Bergwerkschaft oder einer eingetragenen
Genossenschaft gehört oder wenn mehrere Besitzer sich nicht darüber
einigen , wer von ihnen die Geschäfte des Gutsvorstehers wahr¬
nehmen soll , 2 . der Gutsbesitzer kein Angehöriger des Deutschen
Reiches ist, 3. derselbe nicht seinen beständigen Aufenthalt im Guts¬
bezirke oder dessen unmittelbarer Nähe hat oder 4. wegen Krank¬
heit oder aus anderen in seiner Person liegenden Gründen außer¬
stande ist, die Pflichten eines Gutsvorstchers zu erfüllen.

Auf den Antrag des Gutsbesitzers kanü ein Stellvertreter für den
ernannten Gutsvorsteher bestellt werden , welcher in Fällen der
Behinderung des letzteren die Gutsvorstehergeschäfte wahrzuneh¬
men hat.

Für die von dem Hauptgute entfernt belegenen Teile eines selb¬
ständigen Gutsbezirkes kann von dem Kreisausschusse die Bestellung
besonderer Stellvertreter angeordnet werben , sofern dies für eine
ordnungsmäßige örtliche Verwaltung erforderlich ist.
Provinz Schleswig - H 0 lstei  n.
Die Lanügcmeinüeordnung für die Provinz Schleswig -Holstein vom
4- Juli 1842 mit dem Linsiihrungsgesetz der Landgemeinüeorünung
für die siebe » östlichen Provinzen der Monarchie vom 3. Zull 184 >.

8 4ü. Das Gemeinderecht umfaßt : l . das Recht zur Teilnahme
an dem Stimmrecht in der Gemeindeversammlung oder , wo die
letztere durch eine gewählte Gemeindevertretung ersetzt ist, zur Teil¬
nahme an den Gemeindewahlen , 2. das Recht zur Bekleidung un¬
besoldeter Ämter in der Verwaltung und Vertretung der Gemeinde.

8 41- Das Gemeinderecht steht jedem selbständigen Gemeinde¬
angehörigen zu, welcher l . Angehöriger des Deutschen Reiches ist
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und 2. die bürgerlichen Ehrenrechte besitzt, 3 . seit einem Jahre in
dem Gemeindebezirke seinen Wohnsitz hat , 4. keine Armenunter-
stützung aus öffentlichen Mitteln empfängt , 5. die auf ihn entfallen¬
den Gemeindeabgaben gezahlt hat und außerdem 6. entweder a) ein
Wohnhaus in dem Gemeindebezirke besitzt oder b) von seinem ge¬
samten innerhalb des Gemeindebezirks belegenen Grundbesitze einen
Jahresbetrag von mindestens 3 Mark an Grund - und Gebäude¬
steuer entrichtet oder o) zur Staatseinkommensteuer veranlagt ist
oder zu den Gemeindeabgaben nach einem Jahreseinkommen von
mehr als 660 Mark in Gemäßheit der ZZ8 und 13 herangezogen wird.

Steht ein Wohnhaus im (geteilten oder ungeteilten ) Miteigentum
mehrerer , so kann das Gemeinderecht auf Grund dieses Besitzes pur
von einem derselben ausgeübt werden . Falls die Miteigentümer sich
über die Person des Berechtigten nicht einigen können , ist derjenige,
welcher den größten Rnteil besitzt, befugt , das Gemeinderecht aus¬
zuüben ; bei gleichen Anteilen bestimmt sich die Person des Be¬
rechtigten durch das Los , welches durch die Hand des Gemeinde¬
vorstehers gezogen wird.

Steuerzahlungen und Grundbesitz der Ehefrau werden dem Ehe¬
manne , Steuerzahlungen und Grundbesitz der in väterlicher Gewalt
befindlichen Rinder werden dem Vater angercchnct . Sn den Fällen,
wo ein Wohnhaus durch Vererbung auf einen anderen übergeht,
kommt dem Erben bei Berechnung der Dauer des einjährigen Wohn¬
sitzes die Besitzzeit des Erblassers zugute . Die Übertragung unter
den Lebenden an verwandte in absteigender Linie steht der Ver¬
erbung gleich.

Als selbständig wird nach vollendeten , 24 . Lebensjahre ein jeder
^betrachtet , welcher einen eigenen Hausstand hat , sofern ihm nicht
das verfügungsrecht über die Verwaltung seines Vermögens durch
richterlichen Beschluß entzogen ist.

Inwiefern über die Erlangung des Gemeinderechts von dem Ge-
Imeindevorsteher eine Urkunde zu erteilen ist, bleibt den statutari¬
schen Unordnungen Vorbehalten.
1,8 43. wer , ohne im Gemeindebezirke einen Wohnsitz zu haben,

in demselben seit einem Jahre ein Grundstück besitzt, welches wenig¬
stens den Umfang einer die Haltung von Zugvieh zur Bewirtschaf¬
tung erfordernden Ackernahrung hat , oder auf welchem sich ein
Wohnhaus , eine Fabrik oder eine andere gewerbliche Anlage be¬
findet , die dem Werte einer solchen Ackernahrung mindestens gleich¬
kommt, ist ebenfalls stimmberechtigt , wenn bei ihm die im Z 41
kr. l , 2, 4 und 5 bezeichneten Voraussetzungen vorhanden sind.

Ingleichen steht das Stimmrecht juristischen Personen , Aktiengesell¬
schaften , Rommanditgesellschaften auf Aktien , Bergwerkschaften , ein¬
getragenen Genossenschaften und dem Staatsfiskus zu, sofern die.
selben Grundstücke von dem bezeichneten Umfange in dem Gemeindc-
oezirke besitzen.

Frauen  und nicht selbständige Personen (Z 41 Abs. 4) sind, wenn
der ihnen im Demcindebezirke gehörige Grundbefitz zum Stimm¬
rechte befähigt , stimmberechtigt , sofern bei ihnen die im H 41 unter
1—5 bezeichneten Voraussetzungen vorliegen.
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8 4b. In der Ausübung des Stimmrechtes, zu welchem der Grund¬
besitz befähigt, werden vertreten : 1. Minderjährige durch ihren
Vater , Stiefvater oder Vormund, andere Bevormundete durch ihre»
Vormunds der Stiefvater ist vor dem Vormunde zur Vertretung be¬
rufen,' 2. Ehefrauen durch ihren Ehemann ! Z. großjährige Be¬
sitzer vor vollendetem 24. Lebensjahre, unverheiratete Besitzerin¬
nen (abgesehen von den Fällen unter Nr . l ) und lvitwen durch Ge-
meindeglieder ! 4. juristische Personen , einschließlich des Staatsfiskur,
sowie die übrigen im 2. Absatz des Z45 bezeichneten Personengesamt¬
heiten durch ihre verfassungsmäßigen Vrgane , Repräsentanten oder
Generalbevollmächtigte , sowie durch Pächter oder Nießbraucher der
zur Teilnahme am Stimmrechte befähigenden Grundstücke oder durch
Gemeindeglieder.

Auswärts wohnende Stimmberechtigte, welche das 24. Lebens
fahr zurückgelegt haben, und auswärts wohnende Vertreter Stimm-
berechtigter können das Stimmrecht persönlich ausüben , sind aber
befugt, sich durch männliche Gemcindegliedcr vertreten zu lassen.

8 SS. Als Gemeindeverordnete sind nicht wählbar : I . diejenigen
Beamten und die vom Staate ernannten Mitglieder derjenigen Be¬
hörden, durch welche die Aufsicht des Staates über die Gemeinden
ausgeübt wird, 2. die besoldeten Gemeindebeamten, Z. die richter¬
lichen Beamten, 4. die Beamten der Staatsanwaltschaft und die
polizeiexekutivbeamten , 5. Geistliche, Kirchendiener und Volksschul¬
lehrer , 6. Frauen.

Vater und Lohn dürfen nicht zugleich Gemeindeverordnete der¬
selben Gemeinde sein. Sind Vater und Sohn zugleich gewählt , so
wird nur der Vater als Gemeindcvcrordneter zugelassen.

ß l2S. Der Besitzer eines selbständigen Gutes hat insbesondere die
in den ZA 90 und 91 aufgesührten obrigkeitlichen Befugnisse und
Pflichten entweder in Person oder durch einen von ihm zu bestellen¬
den, zur Übernahme des Amtes als Gutsvorsteher befähigten Stell¬
vertreter auszuüben . Oer letztere muß feinen beständigen Aufent¬
halt im Gutsbezirke oder in dessen unmittelbarer Nähe haben.

Es können jedoch auch außer dem im 8 86 Abs. ö vorgesehenen
Falle seitens des Besitzers des Gutes sämtliche oder einzelne Gutsvor-
stehergeschäftean den Vorsteher einer benachbarten Gemeinde unter
beider Zustimmung gegen eine angemessene Entschädigung über¬
tragen werden.

Ehefrauen  werden rücksichtlich der angeführten Rechte und^
Pflichten durch ihren Ehemann, Kinder unter väterlicher Gewalt
durch ihren Vater und bevormundete Personen durch ihren Vormund
oder Pfleger vertreten.

8 124. Oie Bestellung eines Stellvertreters mutz erfolgen, wenn:
I. das Gut unverheirateten oder verwitweten Besitzerinnen, einer
juristischen Person, einer Aktiengesellschaft, einer Kommanditgesell¬
schaft auf Aktien, einer Bergwerkschaft oder einer eingetragenen Ge ¬
nossenschaft gehört, oder wenn mehrere Besitzer sich nicht darüber
einigen, wer von ihnen die Geschäfte des Gutsvorstehers wahr- T
nehmen soll, 2. der Gutsbesitzer kein Angehöriger des Deutschen>
Reiches ist, Z. derselbe nicht seinen beständigen Aufenthalt im Guts-
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bezirke oder in dessen unmittelbarer Nähe hat oder 4. wegen Krank-
heit oder aus anderen in seiner Person liegenden Gründen ausser-
stände ist, die Pflichten eines Gutsvorstehers zu erfüllen.

Auf den Nntrag des Gutsbesitzers kann ein Stellvertreter für den
ernannten Gutsvorsteher bestellt werden , welcher in Fällen der
Behinderung des letzteren die Gutsvorstehergeschäfte wahrzuneh¬
men hat.

Für die von dem hauptgute entfernt belegenen Teile eines selb¬
ständigen Gutsbezirkes kann von dem Kreisausschuß die Bestellung
besonderer Stellvertreter angeordnet werden , sofern dies für eine
ordnungsmäßige örtliche Verwaltung erforderlich ist.

Verordnung , betreffend die Landgcmeindeverfassungen inr Gebiete
der Herzogtümer Schleswig und Holstein , vom 22. September sssr . r)

(Ges.-S. S. 1603.)

8 10 (gilt nur noch für die Gemeinde Helgoland ), l . Zur Teil,
nähme am Stimmrecht dürfen nur solche Einwohner des Gemeinde-
bezirks verstattet werden , welche einen eigenen Hausstand habe»
und zugleich in dem Bezirke mit einem lvohnhause angesessen sind.
2. wenn aber jemand in dem Gemcindebezirke ein Grundstück be¬
sitzt, auf welchen! ein Gespann von zwei Pferden gehalten werden
kann oder welches durch eine Fabrik , eine andere gewerbliche An¬
lage oder sonst eine Nutzung gewährt , deren wert dem eines solchen
spannfähigen Grundstücks mindestens gleichkommt , so ist derselbe zur
Teilnahme am Stimmrechte auch dann zuzulassen , wenn er nicht Ein¬
wohner des Gemeindebczirks ist (Forense ). Dasselbe gilt auch von
juristischen Personen , welche Grundstücke von einem solchen Um¬
fange im Gemeindebezirke besitzen. 3. Den Besitzern solcher Grund¬
stücke, welche die übrigen an Wert oder Größe erheblich über¬
steigen, kann mehr als eine Stimme beigelegt werden . 4. Auch
können die Gemeindeglieder in Ansehung ihrer Teilnahme am Stimm¬
rechte in verschiedene Klassen geteilt werden . 5. Die Stimmen der
Besitzer der kleineren , nicht spannfähigen Grundstücke können zu
Desamtftimmen (Kollektivstimmen ) verbunden werden , vergleichen
Besitzer haben alsdann das Stimmrecht in der Gemeindeversamm¬
lung durch Abgeordnete auszuüben , welche sie aus ihrer Mitte auf
mindestens drei und höchstens sechs Hahre wählen.

8 N (gilt nur noch für die Gemeinde Helgoland ). In der Ausübung
des Stimmrechts , zu welchem ihr Grundbesitz befähigt , können ver¬
treten werden : l . Minderjährige durch ihren Vater , Stiefvater oder

I) Anmerkung aus M . von vrauchitsch , Verwaltungsgesetze , Lr-
gänzungsband Schleswig - Holstein , herausgegeben von L. haase
(Berlin 1893 , Larl heymann ) : Die Verordnung vom 22. Sep¬
tember 1867 nebst den auf Landgemeinden bezüglichen Vorschriften
der KD . und des IG . gilt vom I . April 1893 ab nur noch (LGD.
8 12If .) für die Gemeinde Helgoland  sowie (LGD . 8 I2Iu ) für
die in den Kirchspiclsgemeinden der Kreise Husum , Norder,
dithmarschen und Lüderdithmarschen  bestehenden vorf-
schasten und Bauernschaften.
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Vormund / 2. die Ehefrau durch ihren Ehemann , sofern zu I und 2der Vater , der Stiefvater , der Vormund und der Ehemann im Ge-
meindcbezirke wohnt , der Stiefvater das zum Stimmrecht befähigende
Grundstück bewirtschaftet und der Vormund im Gemeindebezirke
Grundbesitzer ist / fehlen bei einer dieser Personen diese Vorbedin¬
gungen , so kann dieselbe die Vertretung einem Stimmberechtigten der
Gemeinde übertragen / 3. unverheiratete Besitzerinnen / 4. auswärts
wohnende und juristische Personen , zu 3 und 4 durch Stimmberech¬tigte der Gemeinde , zu 4 aber auch durch Pächter oder Nießbraucher
der zum Stimmrechte befähigten Grundstücke.

8 7 (für die Dorfschaften und Bauernschaften ). Angehörige der
Landgemeinde sind mit Ausnahme der nicht angesessenen servis-
berechtigten Militärpersonen des aktiven Vienststandes diejenigen,welche innerhalb des Gemeindebczirks einen Wohnsitz haben . Linen
Wohnsitz im Sinne dieses Gesetzes hat jemand an dem Drte , an
welchem er ' eine Wohnung unter Umständen innehat , die arlf die
Absicht dauernder Beibehaltung einer solchen schließen lassen.

8 3? (für die Dorfschaften und Bauernschaften ). Gemeindegliedersind alle Gemeindeangehörigen , welchen das Gemeinderccht zusteht.
8 40 (für die Dorfschaften und Bauernschaften ). Das Gemeinde¬recht umfaßt : I . das Recht zur Teilnahme an dem Stimmrechte inder Gemeindeversammlung oder , wo die letztere durch eine gewählte

Gemeindevertretung ersetzt ist, zur Teilnahme an den Gemeinde¬
wahlen , 2. das Recht zur Bekleidung unbesoldeter Ämter in der Ver¬
waltung und Vertretung der Gemeinde.

8 4l (für die Dorfschaften und Bauernschaften ). Vas Gemeinde¬
recht steht jedem selbständigeil Gemeindeangehörigen zu, welcherI . Angehöriger des Deutschen Reiches ist und 2. die bürgerlichen
Ehrenrechte besitzt , 3 . seit einem Jahre in dem Gemeindebezirkc
seinen Wohnsitz hat , 4 . keine Armenunterstützung aus öffentlichen
Mitteln empfängt , 5. die auf ihn entfallenden Gemcindeabgaben
bezahlt hat und außerdem entweder a) ein Wohnhaus in dem Ge¬
meindebezirke besitzt oder b) von seinem gesamten innerhalb des Ge¬
meindebezirks bclegenen Grundbesitze einen Iahresbetrag von min¬
destens 3 Mark an Grund - und Gebäudesteuer entrichtet oder g) zur
Staatseinkommensteuer veranlagt ist oder zu den Gemcindeabgaben
nach einem Jahreseinkommen von mehr als 660 Mark in Gemäß¬heit der ZA 8 und l3 herangezogen wird.

Steht ein Wohnhaus im (geteilten oder ungeteilten ) Miteigentum
mehrerer , so kann das Gemeinderecht auf Grund dieses Besitzesnur von einem derselben ausgeübt werden . Zolls die Miteigentümersich über die Person des Berechtigten nicht einigen können , ist der¬
jenige , welcher den größten Anteil besitzt , befugt , das Gemeinderecht
auszuüben / bei gleichen Anteilen bestimmt sich die Person der Be¬
rechtigten durch das Los , welches durch die Hand des Gemeindevor¬stehers gezogen wird.

Steuerzahlungen und Grundbesitz der Ehefrau werden dem Ehe¬
manne , Steuerzahlungen und Grundbesitz der in väterlicher Gewalt
befindlichen Rinder werden dein Vater angerechnet . Sn den Fällen,
wo ein Wohnhaus durch Vererbung aus einen anderen übergeht,
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kommt deni Erben bei Berechnung der Bauer des einjährigen Wohn¬
sitzes die Besitzzeit des Erblassers zugute . Die Übertragung unter den
Lebenden an verwandte in absteigender Linie steht der Vererbung
gleich.

Als selbständig wird nach vollendetem 24 . Lebensjahr ein jeder
betrachtet , welcher einen eigenen kjausstand hat , sofern ihm nicht
das verfügungsrecht über die Verwaltung des Vermögens durch
richterlichen Beschluß entzogen ist.

Inwiefern über die Erlangung des Gemeindercchts von dem Ge¬
meindevorsteher eine Urkunde zu erteilen ist, bleibt den statuta¬
rischen Unordnungen Vorbehalten.

Siehe außerdem für die Dorfschaften und Bauernschaften die ZZ 45,
4b und 53 der Landgemeindeordnung vom 4. Juli 1892.

8 f2 . Die stimmberechtigten Mitglieder der Gemeinde bilden die
Gemeindeversammlung . Die Beschlüsse werden nach einfacher Majo¬
rität gefaßt , jedoch kann durch Gemcindestatut eine andere Form
der Abstimmung festgesetzt werden.

8 22. Die Übernahme des Amtes eines Gemeindevorstehers oder
Stellvertreters kann ein Mitglied der Gemeinde nur aus solchen
Gründen ablchnen , die ihn von der Übernahme einer Vormundschaft
entschuldigen würden.

Provinz Wests alen.
die randgemcittdeor - nuiig für die Provinz Westfalen vom l 't . März

1856 in ihrer heutigen Gestalt . *)
8 2. Jede Gemeinde bildet eine Korporation unter einem Ge¬

meindevorsteher und hat ihre eigene Verwaltung und Vertretung.
Zur Gemeinde gehören alle Einwohner des Gemeindebezirks , mit
Ausnahme der nicht mit Grundeigentum nach näherer Bestimmung
des 8 15 II Nr . 3 Litt , u angesessenen scrvisberechtigten Militär¬
personen des aktiven Dienststandes , und zum Gemeindcbezirk alle
Grundstücke, welche demselben bisher angehört haben , sofern nicht
hinsichtlich derselben die Bestimmung des Z 3 Platz greift.

Als Einwohner werden diejenigen betrachtet , welche in deni Ge¬
meindebezirke nach den Bestimmungen der Gesetze ihren Wohn¬
sitz haben.

Alle Einwohner des Gemeindebezirks sind zur Mitbenutzung der
öffentlichen Gemeindcanftalten berechtigt und zur Teilnahme an
den Gemeindelasten nach den Vorschriften des Kommunalabgaben-
gesetzes vom 14. Juli 1893 verpflichtet . Die Bestimmungen be¬
sonderer Stiftungen , welche mit dergleichen Gemeindeanstalten ver¬
bunden sind , sowie die hinsichtlich solcher Anstalten auf besonderen
Titeln beruhenden privatrechte werden hierdurch nicht berührt.

8 2- (Diejenigen landtagsfähigen Rittergüter , welche vor dem Er¬
laß der Landgemeindeordnung für die Provinz Westfalen vom
31. Gktober 1841 bereits in die Rittergutsmatrikel eingetragen
waren , können , wenn sie) Güter , welche den Zwecken einer Ge-

I ) die im Jahre 1880 aufgehobenen Textworte sind in Klammern
gesetzt.
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meinde für sich allein zn genügen geeignet sind, können auf den
Antrag der Besitzer oder der Gemeinde, mit welcher das Gut bis.
her vereinigt gewesen ist, selbständige, den Gemeinden gleich zu
achtende Güter bilden (Dutsbezirke).

Die Abtrennung eine- solchen Gutes von dem Gemeindebezirk
kann nach Anhörung des (Ureistags ) Ureisausschusses mit Geneh¬
migung des Ministers des Innern vorgenommen werden, wenn die
Vertretungen der beteiligten Gemeinden und der beteiligte Guts¬
besitzer darin einwilligen ; in Ermangelung einer solchen Einwilli.
gung wird darüber nach Anordnung des (Ureistags ) Ureisausschusses
vom Uönig entschieden, verliert ein Rittergut die zu einem solchen
erforderlichen Eigenschaften, so kann dasselbe, sobald es nach den
gesetzlichen Vorschriften in der Rittergutsmatrikel gelöscht worden
ist, mit einer benachbarten Gemeinde oder einem benachbarten selb¬
ständige» Gutsbezirke unter Zustimmung beziehungsweise der ver.
tretung der Gemeinde oder des Besitzers des Gutes vereinigt werden.

Bei der Erörterung und Entscheidung darüber , in welcher Art der¬
gleichen Vereinigungen stattzufinden haben, wird nach den Vor¬
schriften im ersten Latze des Z 6 und im 8 8 verfahren.

Anstalten, welche zur Befriedigung eines gemeinsamen Bedürf¬
nisses des (Ritterguts ) Gutes und der Gemeinde dienen, sollen nach
deren Trennung gemeinschaftlich bleiben, wenn auch nur der eine
Teil darauf anträgt und die Gemeinschaft ohne Nachteil für den
andern Teil fortbestehen kann.

8 14- Mitglieder der Gemeinde sind: I. alle nach Z 2 zur Ge¬
meinde gehörende selbständige Einwohner und 2. alle diejenigen,
welche im Gemeinüebezirk mit einem Wohnhaus angesessen sind

ß )». Zur Teilnabme an den öffentlichen Geschäften der Gemeinde
(Gemeinderecht) sin8 nur diejenigen Mitglieder der Gemeinde be¬
rechtigt, welche I. preußische Untertanen und selbständig sind und
II . seit einem Jahre 1. keine Armenunterstützung aus öffentlichen
Mitteln empfangen, 2. die sie betreffenden Gemeindeabgaben gezahlt
haben und I . a) in dem Gemeindebezirke mit einem Wohnhause
angesessen sind und von ihren daselbst gelegenen Grundbesitzungen
zu einem Jahresbeiträge von mindestens 6 Mark an Grund- und
Gebäudesteuer vom Staate veranlagt sind; doch kann dieser Satz, wo
besondere Grtsverhältnisse es nötig machen, ausnahmsweise mit
Genehmigung des (Vberpräsidenten ) Rreisausschusses geringer fest-
gesetzt werden, oder b) ihren Wohnsitz im Gcmeindebezirke haben
und außerdem entweder zur (Einkommensteuer oder mit einem Jah-
resbetragc von mindestens 4 Talern zur Rlassensteuer veranlagt
sind) Staatseinkommensteuer oder zu einem fingierten Normalsteuer¬
satze von mindestens 4 Mark veranlagt sind oder ein Einkommen
von mehr als 668 Mark haben. (Wo eigentümliche Verhältnisse
solches besonders wünschenswert machen, kann durch das Gemeinde-
statut an Stelle des vorgedachtenRlassensteuerbetrages ein geringerer
Betrag als Bedingung der Teilnahme am Geincinderccht festgestellt
werden; jedoch darf derselbe keinesfalls weniger als zwei Taler
betragen .) Steuerzahlungen und Grundbesitz der Ehefrauen werden
dem Ehemanns, Steuerzahlungen und Grundbesitz der Minderjähri-
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8 lb . Wer in einer Gemeinde seit einen , Jahre mehr als einer
der drei höchstbesteuerten Einwohner sowohl an direkten Staats-
als an Gemcindeabgaben entrichtet , ist, auch ohne in, Gcmeindebezirk
zu wohnen oder mit einem lvohnhause angesessen zu sein, zum
Stimm - und Wahlrecht berechtigt , falls bei ihm die übrigen Er¬
fordernisse vorhanden sind.

Z ( 7. Als selbständig wird derjenige angesehen , welcher das
24. Lebensjahr vollendet und einen eigenen Hausstand hat , sofern
ihn, das Recht , über sein vermögen zu verfügen und dasselbe zu
verwalten , nicht durch (richterliches Erkenntnis ) richterliche » Be¬
schluß entzogen ist.

Inwiefern für nicht selbständige Personen und für Frauensperso¬
nen , welche ein Wohnhaus besitzen, eine Stellvertretung stattfinden
kann , ist im Z 20 bestimmt.

8 20. Befindet sich ein Wohnhaus im Besitze einer Frauens¬
person oder einer unter (väterlicher ) elterlicher Gewalt des Vaters
oder Vormundschaft oder Pflegschaft stehenden Person , und würde
dieselbe, ihren übrigen Verhältnissen »ach, zur Teilnahme am Ge¬
meinderechte befähigt sein , so ist die Ausübung dieses Rechts durch
Stellvertreter dahin gestattet , das; eine Ehefrau durch ihren Ehe¬
mann , eine unverheiratete oder verwitwete Frauensperson durch
einen stimmberechtigten Eingesessenen , eine unter (väterlicher ) elter¬
licher Gewalt stehende Person durch den Vater und eine unter Vor¬
mundschaft oder Pflegschaft stehende Person durch den Vormund oder
Pfleger vertreten werden kann . Steht die elterliche Gewalt der
Mutter zu oder wird sie von dieser ausgeübt oder ist der Vormund
oder Pfleger eine Frau , so erfolgt die Vertretung durch ein Ge¬
meindeglied . Der Ehemann , Vater und Vormund muß , um zu dieser
Stellvertretung befugt zu sein, die im 8 15 Nr . l vorgeschriebenen
Eigenschaften besitzen und seinen Wohnsitz in der Gemeinde haben.

Außer dieser Vertretung können die außerhalb der Gemeinde
wohnenden Gcmeindeglieder , sofern sie mindestens zu 15 Mark an
Grund - und Gebäudesteuer von ihrer Besitzung veranlagt sind , sich
durch ein stimmberechtigtes Mitglied der Gemeinde vertreten lassen,'
hierzu sind auch die im 8 16 erwähnten juristischen oder außerhalb
des Gemeindebezirks wohnenden höchstbcsteuerten Personen be¬
rechtigt.

Rhein p rovinz.
Semeindeordnung für die preußische Ilheinprovinz vom rs . Zull
184Z. Nebst dem Gesetz, betr . die Seiiieinüeverfassuiig in der Ahein-
prooinz vom (5. Mai l 8S6, wie auch den Ausführungsverordnungen

vom 18. Zuni I 8SÜ. -N . Zuli l 8Sb und 1. März 18 SÜ.

8 SS. Das Gemeinderecht kan» nur von den Meistbeerbten männ¬
lichen Geschlechts ausgeübt werden , welche das 24 . Lebensjahr zn-
rückgelegt haben , preußische Untertanen und unbescholten sind.

von mehreren Personen , welche im ungeteilten Besitze eines zum
Demeinderechte befähigenden Grundstücks sich befinden , kann nur
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einer das Gemcinderecht ausüben . Leim Mangel einer gütlichen
Einigung ist dazu zunächst der auf dem Grundstücke selbst wohnende
Mitbesitzer berufen, hierauf der im Gemeindebezirke wohnende und
dann erst die übrigen / unter mehreren Gleichberechtigten entscheidet
das höhere Alter und bei gleichem Alter das Los.

8 -iS. Oie Gemeindeoerordneten und die Stellvertreter werden
durch die zur Ausübung des Demeinderechts befähigten Gemeinde¬
glieder, mit Ausnahme der im tz 46 erwähnten meistbegüterten
Grundeigentümer , welche ohne Wahl zum Gemcinderate gehören,
aus ihrer Mitte auf sechs Jahre gewählt . Alle drei Jahre schei¬
det die Hälfte der Gemeindeverordneten aus , an deren Stelle neue
zu wählen sind. Die Ausgeschiedenen sind wieder wählbar . Die
Ausscheidung erfolgt bei dem Ablaufe der ersten dreijährigen Wahl¬
periode nach dem Lose, nachher nach dem Wahlturnus.

Die Stellvertreter bleiben sämtlich sechs Jahre im Amte und
können ebenfalls wieder gewählt werden.
Provinz k) essen °Nassau.

Landgemeindeorömmg für die Provinz Hessen-Nassau
vont 4- August 18S7.

8 r. Angehörige der Landgemeinde sind mit Ausnahme der nicht
angesessenen, servisberechtigten Militärpersouen des aktiven Dienst¬
standes diejenigen, welche innerhalb des Gemeindebezirks einen
Wohnsitz haben.

Tinen Wohnsitz im Sinne dieses Gesetzes hat jemand an dein
Arte , an welchem er eine Wohnung unter Umständen innehat , die
auf die Absicht dauernder Beibehaltung einer solchen schließen lassen.

8 S. Gemeindeglieder (Vrtsbürger , Gemeindebürger , Bürger ) sind
alle Gemcindcangehörigeu, welchen das Gemeinderecht (Vrtsbürger-
recht, Gcmeindebürgerrecht, Bürgerrecht) zusteht. Line Liste der Ge-
meindcglieder, welche deren nach Z II erforderliche Ligenschaften
nachweist, und der sonstigen Stimmberechtigten wird von dem Ge-
meindevorstande geführt und alljährlich im Monate Januar be¬
richtigt.

8 N - Vas Gemcinderechtwird von jedem männlichen selbständigen
Gemeindeangehörigen erworben, welcher l . Angehöriger des Deut¬
schen Reiches ist, 2. die bürgerlichen Ehrenrechte besitzt, 3̂. seit
zwei Jahren in dem Gemeindebezirke einen Wohnsitz hat , 4. keine
Armenunterstützung aus öffentlichen Mitteln empfängt, 5. die schul¬
digen Gemcindeabgaben gezahlt hat und außerdem 6. entweder
a) ein Wohnhaus in dem Gemeindebezirke besitzt oder b) von seinem
innerhalb des Gemeindebezirks belegenen Grundbesitze zu einem
Jahresbetrage von mindestens Z Mark an Grund- und Gebäude¬
steuer vom Staate veranlagt ist oder o) zur Staatseinkommensteuer
oder zu einem fingierten Normalsteuersatze von mindestens 4 Mark
veranlagt ist oder ein Einkommen von mehr als 660 Mark hat.

Steht ein Wohnhaus im (geteilten oder ungeteilten ) Eigentums
mehrerer, so kann das Gemeinderecht auf Grund dieses Besitzes nur
von einem unter ihnen ausgeübt werden. § alls die Miteigentümer
sich über die Person des Berechtigten nicht einigen können, ist der-
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jenige , welcher den größten Anteil besitzt, befugt , das Gemeinde-
recht auszuüben ; bei gleichen Anteilen bestimmt sich in diesem Falle
die Person des Berechtigten durch das Los , welches durch die Hand
des Bürgermeisters gezogen wird.

In den Fällen , wo ein Wohnhaus durch Vererbung auf einen ande¬
ren übergeht , kommt dem Erben bei Berechnung der Dauer des
zweijährige » Wohnsitzes die Besitzzeit des Erblassers zugute . Die
Übertragung unter Lebenden an verwandte in absteigender Linie
steht der Vererbung gleich.

Steuerzahlungen , Einkommen und Grundbesitz der Ehefrau wer¬
den dem Lhemanne , Steuerzahlungen , Einkommen und Grundbesitz
der in väterlicher Gewalt befindlichen Binder werden dem Vater
angerechnet.

Als selbständig wird betrachtet , wer das 24 . Lebensjahr voll¬
endet hat und einen eigenen Hausstand besitzt , sofern ihm nicht das
verfügungsrecht über sein vermögen oder dessen Verwaltung durch
richterlichen Beschluß entzogen ist.

Inwiefern über die Erlangung des Gcmcinderechts von dem Ge-
meindevorstande eine Urkunde zu erteilen ist, bleibt den statuta¬
rischen Anordnungen Vorbehalten.

8 1ü. Wer in einem Gemeindebezirke , ohne dort einen Wohnsitz
zu haben , seit zwei fahren ein landwirtschaftlich genutztes Grund¬
stück, welches eine selbständige Ackernahrung bildet oder einer solchen
gleich zu achten ist, oder ein Grundstück besitzt, auf welchem sich ein
Wohnhaus , eine Fabrik oder eine andere gewerbliche Anlage be¬
findet , die dem Werte einer selbständigen Ackernahrung mindestens
gleichkommt, ist ebenfalls stimmberechtigt , wenn bei ihm die im
8 ll Abs. l unter Nummer l , 2, 4 und 5 bezeichnet «» Voraus¬
setzungen vorhanden sind . Die im Abs. I bezeichnet «:» Grundstücke
sind einer selbständigen Ackernahrung gleich zu achten , wenn sie
mit einem Jahresbetrage von mindestens 16 Mark zur Grundsteuer
vom Staate veranlagt sind . Vieser Betrag kann für einzelne Ureise
oder Ureisteile auf Antrag des Ureisausschusses durch Beschluß des
Provinziallandtages höchstens auf den doppelten Betrag erhöht
werden.

Inglcichen steht das Stimmrecht juristischen Personen , Aktiengesell¬
schaften, Uommanditgcscllschaften auf Aktien , Berggcwerkschasten,
eingetragenen Genossenschaften , Gesellschaften mit beschränkter Haf¬
tung und dem Staatsfiskus zu, sofern sie seit zwei Jahren Grundstücke
von dem bezeichnet «» Umfange in dem Gemeindlebezirke besitzen.

Frauen  sowie bevormundete und andere nicht selbständige Per¬
sonen s8 ll Abs . 6) sind stimmberechtigt , wenn 5ei ihnen die im 8 II
Abs. I unter Nr . l bis 6 a bzw . 6 b bezcichncten Voraussetzungen
vorliegen.

8 17. In der Ausübung des Stimmrechts , zu welchem der Grund¬
besitz befähigt , werden vertreten : l . Minderjährige durch ihren
Vater , Stiefvater oder Vormund , andere Bevormundete durch ihren
Vormund . Ist der Vormund eine Frau , so findet die Vertretung durch
ein Gemeindeglieü statt ; der Stiefvater ist vor dem Vormunde zur
Vertretung berufen ; 2. Ehefrauen durch ihren Ehemann ; 3. groß.
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jährige Besitzer vor vollendeten! 24. Lebensjahre, unverheiratete
Besitzerinnen (abgesehen von den Fällen unter Nr . l ) und Witwen
durch Gemeindeglieder ' 4. juristische Personen einschließlich des
Staatsfiskus, ' sowie die übrigen im 8 16̂ Abs. 3 bezeichnet«!! Pcr-
sonengesamtheiten durch ihre verfassungsmäßigen Vrgane , Reprä¬
sentanten oder Generalbevollmächtigte sowie durch Pächter oder
Nießbraucher der zur Teilnahme am Stimmrechte befähigenden
Grundstücke oder durch Demeindeglieder. Auswärts wohnende
Stimmberechtigte, welche das 24. Lebensjahr zurückgelegt habe»,
und auswärts wohnende Vertreter Stimmberechtigter können das
Stimmrecht persönlich ausüben , sind aber befugt, sich durch Ge-
meindeglicder vertreten zu lassen.

8 9S. Der Besitzer eines selbständigen Gutes hat insbesondere
die in dem Z 63 aufgcführtcn obrigkeitlichen Befugnisse und Pflich¬
ten entweder in Person oder durch einen von ihm zu bestellenden,
zur Übernahme des Amtes als Gutsvorsteher befähigten Stellver¬
treter auszuüben . Der letztere muß seinen beständigen Aufenthalt im
Gutsbezirke oder in dessen Nähe haben. Ls können jedoch seitens
des Besitzers des Gutes sämtliche oder einzelne Gutsvorstehergeschäfte
an den Bürgermeister einer benachbarten Gemeinde oder den Vor¬
steher eines benachbarten Gutsbezirkes unter deren Zustimmung
gegen eine angemessene Entschädigung übertragen werden.

Ehefrauen werden rücksichtlich der angeführten Rechte und Pflich¬
ten durch ihren Ehemann, Rinder unter väterlicher Gewalt durch
ihren Vater und bevormundete Personen durch ihren Vormund oder
Pfleger vertreten.

8 96. Die Bestellung eines Stellvertreters muß erfolgen : l . wenn
das Gut unverheirateten oder verwitweten Besitzerinnen, einer juri¬
stischen Person, einer Aktiengesellschaft, einer Kommanditgesellschaft
auf Aktien, einer Bcrggewerkschaft, einer eingetragenen Genossen¬
schaft oder einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung gehört, oder
wenn mehrere Besitzer sich nicht darüber einigen, wer von ihnen
dsx Geschäfte des Gutsvorstehers wahrnehmen soll, 2. wenn der
Vormund oder Pfleger (Z 95 Abs. 3) eine Frau ist, 3. wenn der Guts¬
besitzer kein Angehöriger des Deutschen Reiches ist oder nicht seinen
beständigen Aufenthalt im Gutsbezirke oder in dessen Nähe hat oder
wegen Krankheit oder aus anderen in seiner Person liegenden Grün¬
den außerstande ist, die Pflichten eines Gutsvorstehers zu erfüllen.

Auf den Antrag des Gutsbesitzers kann ein Stellvertreter für den
ernannten Gutsvorsteher ernannt werden, welcher in Fällen der
Behinderung des letzteren die Gutsvorstehergeschäfte wahrzuneb-
men hat.

Für die von dem Hauptgute entfernt belegenen Teile eines selb¬
ständigen Gutsbezirkes kann von dem Kreisausjchusse die Bestel¬
lung besonderer Stellvertreter angeordnet werden, sofern dies für
eine ordnungsmäßige Verwaltung erforderlich ist.
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U Provinz Han nove r.
Die hannoversche Landgemeinücordnung von» 28. Upril 18S4 unter
Berücksichtigung der später ergangenen Verwaltungsgesetzgebung.
(Erweiterter Sonderabdruck aus „Die Preußische vcrwaliungsgesetz-
gcbung für die Provinz Hannover, nebst den Hann. Gemcinde-

verfassungsgesetzen". 5. Kufl. von h . Brüning .)
8 8. Als stimmberechtigt gelten : l . Alle, welche in der Gemeinde

ein Gut, einen Hof oder ein für sich bestehendes Wohnhaus eigen¬
tümlich oder nießbräuchlich besitzend) 2. Alle INänner, welche in
der Gemeinde wohnberechtigt sind und in derselben einen eigene»
Haushalt führen , sofern sic u) nicht zu schweren Strafen (Art . 8
des Kriminalgesetzbuches) verurteilt , k) sonst unbescholten, o) selb¬
ständig sind.

8 1l- Die Ausübung des Stimmrechts setzt voraus , daß das be¬
treffende Gemeindeglied zu den Gemeindelasten, sofern solche Vor¬
kommen, beiträgt und mit seinen Beiträgen dazu nicht im Rück¬
stände ist. Auch kann durch Gemeindebeschluß mit Genehmigung
der Bbrigkeit festgestellt werden, daß gewisse Klassen der Gemeinde¬
glieder zu den Gemeindelasten nicht beizutragen haben,- in welchem
Falle das Stimmrecht dieser Klassen ruht , sofern und solange deren
Mehrheit damit einverstanden ist.

8 1Z. Die persönliche Ausübung des Stimmrechts ist auch bei dem
auf Grundbesitz beruhenden Stimmrechte dadurch bedingt, daß der
Lesitzer nicht zu schwerer Strafe verurteilt (Z 8 Nr . 2a > und sonst
unbescholten (ebendaselbst b) ist.

8 14. Unter väterlicher Gewalt , Vormundschaft oder Kuratel
stehende Personen, welche verniöge Grundbesitzes Stimmrecht haben,
sind hinsichtlich dieses Stimmrechts durch den Vater , Vormund oder
Kurator zu vertreten.

Bei den unter Sntcrimswirtschaft stehenden Höfen haben die Snte-
rimswirte das Stimmrecht zu üben.

I) Vas auf dem Grundbesitze beruhende Stimmrecht in den han¬
noverschen Landgemeinden ist von der persönliche» Zugehörigkeit
des Besitzers zur Gemeinde völlig unabhängig und kann auch von
Personen ausgeübt werden, die persönlich nicht zur Ausübung per¬
sönlicher Rechte befähigt sind, so von Frauen , unselbständigen und
auch hescholtenenPersonen ; es geht das hervor aus den Vorschriften
in den ZK8—15 der Landgemeindeordnung, insbesondere den hier
gegebenen Vorschriften über die Vertretung der unter väterlicher
Gewalt, Vormundschaft und Kuratel stehende» Personen, der jtell-
besitzenden Witwen (8 15 Abs. 2) sowie der bestraften und bescholte-
nen Stellenbesitzer, denen nach 8 15 das Stimmrecht nicht gänzlich
entzogen ist, denen vielmehr nur die persönliche Ausübung des
Stimmrechts genommen, also die Ausübung desselben durch einen
Bevollmächtigten (8 15) belassen ist. (Die hannoversche Land¬
gemeindeordnung vom 28. April 1859 unter Berücksichtigungder
später ergangenen Verwaltungsgesetzgebung. 5. Auflage von h . Brü¬
ning. Hannover-List 1908, Larl Meper .)
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8 IS. Ms Bevollmächtigte sind zulässig: I. Personen, die für sich
Stimmrecht in der Gemeinde haben,- 2. die Pächter oder verwalter
der betreffenden Güter , sofern sie nicht zu schwerer Strafe ver¬
urteilt , sonst unbescholtenund selbständig sind. Verwalter sind jedoch
zulässig, auch wenn sie in Rost und Lohn stehen.

Gutsbesitzer, Stellbesitzer und stellbesitzende Witwen können sich
außerdem durch volljährige Söhne vertreten lassen, auch wenn diese
in Rost und Lohn oder unter väterlicher Gewalt stehen, Auch kan»
durch Gemeindebeschlußinit Genehmigung der Dbrigkeit bestimmt
werden, daß und inwieweit verwandte auch übrigens als Bevoll¬
mächtigte zugelassen werden sollen. Es wird jedoch auch in diese»
Fällen vorausgesetzt, daß die Vertreter nicht zu schwerer Strafe ver¬
urteilt und sonst unbescholten sind.

8 23. Nicht wählbar zu Gcmeindebeamten sind solche Personen,
welche die oben unter Z 8 Nr . 2 als Bedingungen des Stimmrechts
Nichtansässiger angegebenen Eigenschaften nicht sämtlich besitzen oder
sonst nach gesetzlicher Bestimmung zu öffentlichen Ämtern unfähig
sind. Jedoch können Pächter und Verwalter , welchen in Vertretung
der betreffenden Güter ein Stimmrecht in der Gemeinde zusteht, mit
Genehmigung der Dbrigkeit auch ohne Wohnrecht in der Gemeinde
zu Gemeindebeamten gewählt werden.

8 SS. Wählbar zu Nusschußmitgliedern sind nur diejenigen, bei
welchen die als Bedingungen der Wählbarkeit zu Gemeindebeamten
vorgeschriebenen Eigenschaften zutreffen . Tritt daran später ein
Mangel ein, so muß das betreffende Mitglied aus dem Ausschüsse
ausscheiden.

ltreisordnung vom S. Mai 1884.
8 SS. Für den Bereich eines selbständigen Gutsbezirkes ist der Be¬

sitzer des Gutes zu den Pflichten und Leistungen verbunden, welche
den Gemeinden für den Bereich ihres Gemeindebezirkes im öffent¬
lichen Interesse gesetzlich obliegen. Derselbe hat insbesondere die in
den 88 34 und 35 aufgeführten obrigkeitlichen Befugnisse und pflich
ten entweder in Person oder durch einen von ihm zu bestellenden,
zur Übernahme des Nmtes befähigten Stellvertreter auszuüben . Der
letztere muß seinen beständigen Nufenthalt im Gutsbezirke oder
in dessen unmittelbarer Nähe haben. Ls können jedoch seitens des
Besitzers des Gutes sämtliche oder einzelne Gutsvorstehcrgeschäftc
an den Vorsteher einer benachbarten Gemeinde unter beider Zu¬
stimmung gegen eine angemessene Entschädigung übertragen werden.

Ehefrauen, sowohl groß- wie minderjährige , werden rücksichtlich
der angeführten Rechte und Pflichten durch ihren Ehemann, Rinder
unter väterlicher Gewalt durch ihren Vater , bevormundete Per¬
sonen durch ihren Vormund oder Pfleger vertreten.

8 37. Die Bestellung eines Stellvertreters muß erfolgen, wenn:
I . das Gut einer juristischen Person, einer Aktiengesellschaft oder
einer Kommanditgesellschaft auf Aktien gehört oder wenn mehrere
Mitbesitzer sich nicht darüber einigen, wer von ihnen die Geschäfte
des Gutsvorstehers wahrnehmen soll,- 2. der Gutsbesitzer kein An¬
gehöriger des Deutsche» Reiches ist,- 3. derselbe nicht seinen be-
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ständigen Aufenthalt im Gutsbezirke oder in dessen unmittelbarer
Nähe hat, oder 4. wegen Krankheit oder aus anderen in seiner Per¬
son liegenden Gründen außerstande ist, die Pflichten eines Guts¬
vorstehers zu erfüllen.

Sn den vorstehend unter I—4 bezeichneten Fällen kann auf den
Antrag des Gutsbesitzers auch ein Stellvertreter für den ernannten
Gutsvorsteher bestellt werden, welcher in Fällen der Behinderung
des letzteren die Gutsvorstehergeschäfte wahrzunehmen hat.

Für die von dem Hauptgute entfernt belegcuen Teile eines selb¬
ständigen Gutsbezirkes kann von dem Kreisausschusse die Bestellung
besonderer Stellvertreter angeordnet werden, sofern dies für eine
ordnungsmäßige örtliche Verwaltung erforderlich ist.

Königreich Bayern.
bayerische Gemeinüeor- nung für die Lan- erteile diesseits des Nhein- i
(Gesetz vom 29. April 1869. Ges.-Vlatt für das Königreich Bayern

1866/69 §. 865.)
Art. Zs. Befähigt zur Erwerbung des Bürgerrechts sind nach er¬

reichter Volljährigkeit selbständige Männer,  welche sich im Be¬
sitze des bayerischen Indigenats befinden, i» der Gemeinde wohnen
und daselbst mit einer direkten Steuer angelegt sind.

Als selbständig sind nicht zu erachten: 1. Personen, welche ent¬
mündigt sind,' 2. Dienstboten und Gewerbegchilfen, die in die häus¬
liche Gemeinschaft des Dienstherr» ausgenommen sind, sowie Kin¬
der, die dem elterlichen Hausstand angehörcn und von dem Familicn-
haupt unterhalten werden.

Steuern der Ehefrau, sofcrnc nicht die eheliche Gemeinschaft nach
s 1575 des BGB. aufgehoben ist, und der minderjährigen , im elter¬
lichen Unterhalte stehenden Kinder sind dem Familicnhaupt anzurech¬
nen. Unter denselben Voraussetzungen sind vorbehaltlich der Bestim¬
mungen des Art . 14 Nichtbayern zur Erwerbung des Bürgerrechts
befähigt.

„3u Abs. 5 ist zu erwähnen, daß überhaupt in allen öffentlich-
rechtlichen Beziehungen die Ehefrau  von dem Lhemanne als dem
Haupt der Familie vertreten wird , ohne Rücksicht auf den zivilrecht¬
lichen Güterstand der Familie , vgl . Ministerialerlaß vom 51. Januar
>874 Nr. I I 965." (Aus Karl kvebcrs Handausgabe mit Anmerkun¬
gen. München 1915, L. H. Beck.)

Art. 15. I. Inländer , welche in einer Gemeinde ein besteuertes
Wohnhaus besitzen oder mit direkten Steuern mindestens in dem¬
selben Betrage wie einer der drei höchstbestcuertenEinwohner an¬
gelegt sind, können das Bürgerrecht in dieser Gemeinde auch dann
ansprechen, wenn sie die nach Art . II erforderliche Befähigung
nicht haben.

V. Frauen , Minderjährige und Personen, die entmündigt oder
»ach Z >906 BGB. unter vorläufige Vormundschaft gestellt sind,
dann juristische Personen und privatrcchtliche Vereinigungen müssen
sich eines solchen Vertreters bedienen, wenn sie die mit dem Bürger¬
rechte verbundenen Stimmrechte ausüben wollen.

rkpolant . Vas kommunale Wahlrecht der Frauen b



76 Königreich Bayern . Pfalz

„Zur Erwerbung des Bürgerrechts befähigt sind außer den im
Art . 11 bezeichnten Personen die in Art . 15 aufgeführtcn Haus¬
besitzer und Höchstbesteuerten, bei denen sonach von den Erforder¬
nissen der Volljährigkeit , der Selbständigkeit, des männlichen Ge¬
schlechts und überhaupt der physischen Persönlichkeit, dann des Woh¬
nens in der Gemeinde, nicht aber (bei physischen Personen) van dem
Erfordernisse des bayerischen Indigenais abgesehen wird ."

„Die Vertreter werden sich zwar nach den Instruktionen ihrer Auf¬
traggeber zu richten haben. Ihre Abstimmung kann aber keines¬
falls deswegen als ungültig angefochten werden, weil sie angeblich
mit den Aufträgen der Vollmachtgeber in Widerspruch steht (ver-
waltungsgerichtshof 2. 70l >." (Aus Karl Webers Handausgabe .)

Art. 16. Uber Gesuche und Verleihung des Bürgerrechts be¬
schließt die Gemeindeverwaltung . In Gemeinden mit städtischer Ver¬
fassung ist jedoch die Zustimmung der Gemeindebevollmächtigten
erforderlich, wenn das Bürgerrecht einer Person verliehen werden
soll, welche darauf keinen gesetzlichen Anspruch hat , oder welcher
ein in Art . 15 Alts. II bezeichneter Versagungsgrund entgegensteht.

Art. 172. Wählbar als Bürgermeister, Beigeordneter , Gemeinde-
bevollmächtigter, Vistriktsvorsteher, Grtspfleger , Grtsführer sowie
als Mitglied eines Magistrates , Gemeinde- oder Ortsausschusses
sind, soweit nicht Abs. II anwendbar ist, alle wahlstimmbcrech-
tigten Gemeindebürger, welche die in Art . II vorgeschriebene Be¬
fähigung besitzen, das 25. Lebensjahr zurückgelegt und in der Ge¬
meinde ihren Wohnsitz haben.

Die Wählbarkeit zur Stelle eines rechtskundigen oder technischen
Magistratsmitgliedes setzt den Besitz oder Erwerb des Indigenats,
die Zurücklegung des 25. Lebensjahres und das Nichtvorhanden-
sein von Hindernissen voraus , welche für Gemcindebürger die Aus¬
übung des Wahlstimmrechts nach Art . 170 ausschließen. Die zu
Wählenden müssen außerdem die Prüfung für die Anstellung im
Richteramte oder im Dienste der inneren Staatsverwaltung mit Er¬
folg bestanden haben.

pfälzischer Städteverfassungrgesetzvom 15. August 1908. (Gesetz-
und Verordnungsblatt für das Königreich Bayern S. 471.)

Art. 1. Den pfälzischen Städten kann auf Antrag der Gemeinde¬
verwaltung durch Kgl. Entschließung die Verfassung der städtischen
Gemeinden rechts des Rheins sowie, neben dieser, die Kreisunmittel¬
barkeit verliehen werden. . . .

Art. 2. Air die pfälzischen Städte , denen die städtische Verfassung
oder die Kreisunmittelbarkeit verlieben wird , treten alle gesetzlichen
Vorschriften in Kraft , welche die besondere Verfassung der städti¬
schen Gemeinden sowie die Sonderstellung der kreisunmittelbaren
Städte rechts des Rheins begründen oder mit dieser Verfassung
oder Sonderstellung Zusammenhängen.

(Bisher hat in der ganzen Pfalz nur Landau die Magistrats¬
verfassung und die Kreisunmittelbarkeit «ingeführt , und zwar vom
I. Januar 1910 ab. Alle anderen Gemeinden unterstehen der Se-
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Art . f0 . volljährige selbständige Männer , welche in der Ge¬
meinde heimatberechtigt , wohnhaft und mit einer direkten Steuer
angelegt sind, erlangen das Bürgerrecht kraft des Gesetzes.

Als selbständig sind nicht zu erachten : I . Personen , welche ent¬
mündigt sind ; 2. Dienstboten und Gewerbegehilfen , die in die häus¬
liche Gemeinschaft des Dienstherr » ausgenommen sind, sowie Kin¬
der, die deni elterlichen Hausstand angehören und von dem Fa¬
milienhaupte unterhalten werden.

Steuern der Ehefrau , sofern nicht die eheliche Gemeinschaft nach
8 lS7S des BGB . aufgehoben ist, und der minderjährige », im elter¬
lichen Unterhalte stehenden Kinder sind dem Familienhaupte zu¬
zurechnen.

Art . fb . Jeder Gemeindebürger genießt das Uccht nach den Be¬
stimmungen des Gesetzes : l . bei der Beratung und Abstimmungen
über Gemeindeangelegenheiten mitzuwirken ; 2. zu Gemeindeämtern
zu wählen und gewählt zu werden.

Art . 37. Die Beschlußfassung über die Einführung neuer und
die Erhöhung bestehender Gemeindeumlagen sowie über Unterneh¬
mungen und Einrichtungen , zu deren Ausführung eine Umlage er¬
forderlich ist, steht dem Gemeinderate zu.

Wird mehr als ein Drittel der sämtlichen in der Gemeinde an¬
gelegten und bei der in Frage stehenden Umlage in Berechnung
zu ziehenden Steuern von fünf oder weniger als fünf Personen
gezahlt , so ist jede dieser Personen , wenn sie nicht ohnehin Mit¬
glied des Gemeinderates ist, zu dieser Beratung und Beschlußfassung
besonders zu laden . Die Ladung hat an die Person , oder im Falle
dieselbe nach Art . 18 einen Bevollmächtigten aufzustellen hat , an
diesen zu ergehen . 2st ungeachtet der Aufforderung der Gemeinde¬
verwaltung ein Bevollmächtigter nicht aufgestellt worden , so kan»
die Ladung durch öffentliche Anheftung im Gemeindehause gültig
bewirkt werden.

Diese Höchstbestenerten können hierbei in jedem Falle durch Be¬
vollmächtigte vertreten werden , welche das Bürgerrecht auszuüben
befugt sind . Frauen  müssen sich einer solchen Vertretung bedienen.
Juristische Personen , privatrcchtliche Vereinigungen , Minderjährige
und Personen , die entmündigt oder nach 8 1406 BGB . unter vor¬
läufige Vormundschaft gestellt sind, werden durch ihre gesetzlichen
Vertreter oder durch von diesen aufgestellte taugliche Bevollmäch¬
tigte vertreten.

Art . 102. wählbar für die Stelle eines Gemcinderates bzw . eines
Bürgermeisters oder Adjunkten sind alle wahlstimmbcrechtigten
Demeindebürger , welche das 26 . Lebensjahr zurückgelegt und in
der Gemeinde ihre » Wohnsitz haben.

Die Wählbarkeit zur Stelle eines besoldeten Gcmeinderatsmit-
gliedes setzt den Besitz oder Erwerb der bayerischen Staatsange¬
hörigkeit , die Zurücklegung des 25 . Lebensjahres und das Nicht¬
vorhandensein von Hindernissen voraus , welche für Gemeindebürger
die Ausübung des Wahlstimmrechts nach Art . 100 in der Fassung
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des Gesetzes vom IS. Januar 1872 ausschließen,' die zur Stelle eines
rechtskundigen Gemeinderatsmitgliedes zu wählenden müssen außer¬
dem die Prüfung für die Einstellung im Richteramte oder im Dienste
der inneren Staatsverwaltung mit Erfolg bestanden haben.

Königreich Sachsen.
Ilevidierte Städteordnung vom 2--. April 1875.

8 14. Mitglieder der Stadtgemeinden sind diejenigen selbstän¬
digen Personen, welche im Stadtbezirke wesentlich wohnhaft sind
oder ein Grundstück besitzen oder ein selbständiges Gewerbe treiben.
Ruck .juristische Personen, mit Rusnahme des Staatsfiskus sowie
gemeinnütziger Stiftungen und Vereine insgesamt, sofern dieselben
weder ein Gewerbe treiben noch ansässig sind, sind als Gemeinde¬
glieder zu betrachten.

Die Mitglieder des Königlichen ksauses sind, solange sie nicht mit
Grundstücken im Stadtbezirke ansässig sind, nicht zu den Gemeinde¬
mitgliedern zu zählen.

8 17. Zum Erwerbe des Bürgerrechts berechtigt sind alle Ge¬
meindemitglieder, welche l . die sächsische Staatsangehörigkeit be¬
sitzen, 2. das 28. Lebensjahr erfüllt haben, 3. öffentliche Rrmen-
Unterstützung weder beziehen noch im Laufe der letzten zwei Jahre
bezogen haben, 4. unbescholten sind, 5. eine direkte Staatssteuer
von mindestens Z Mark entrichten, 6. auf die letzten zwei Jahre
ihre Staatssteuer und Gemeindeabgaben, Rrmen- und Schulanlagen
am Vrte ihres bisherigen Aufenthalts vollständig berichtigt haben,
7. entweder a) im Gemeindebezirke ansässig sind oder b) daselbst
seit wenigstens zwei Jahren ihren wesentlichen Wohnsitz haben oder
o) in einer anderen Stadtgemeinde des Königreichs Sachsen bis zur
Rufgabc ihres bisherigen Wohnsitzes stimmberechtigteBürger waren.

Dagegen sind zum Erwerbe des Bürgerrechts verpflichtet die¬
jenigen zur Bürgerrechtserwcrbung berechtigten Gem«indemitglieder,
welche L. männlichen Geschlechts sind, L. seit drei Jahren im Ge¬
meindebezirke ihren wesentlichen Wohnsitz haben und 0. minde¬
stens d Mark an direkten Staatssteuern jährlich zu entrichten haben.

Bei Berechnung der Steuern sind die Rnsätze der Vrtskataster
maßgebend. Der auf eine Mehrheit von Personen im Kataster ein¬
getragene gemeinsame Steuersatz ist jeder derselben zu gleichem An¬
teile anzurechnen. Die Rnsätze der Rentenrolle werden den Ein¬
getragenen in ihrem Wohnorte zugerechnet.

8 44- Stimmberechtigt bei den Wahlen sind die Bürger mit Rus¬
nahme der Frauenspersonen  und derjenigen : a) welche
öffentliche Rrmenunterstützung erhalten oder im Laufe der letzten
zwei Jahre erhalten haben,' b) zu deren vermögen gerichtlicher
Konkurs eröffnet worden ist, während der Dauer des Konkurs¬
verfahrens ; o) welche von öffentlichen Ämtern, von der Rdvokatur
oder von dem Notariate suspendiert worden sind, auf die Dauer
der Suspension, sowie der Removierten auf fünf Jahre von Zeit der
Remotion an fvgl. lit . ck) ; ä) denen durch richterliches Erkenntnis die
bürgerlichen Ehrenrechte entzogen worden sind, auf die Dauer dieser
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Entziehung ; s) welche sich wegen eines Verbrechens oder Vergehens,
das nach dem Strafgesetzbuche die Entziehung der Ehrenrechte zur
Folge haben kann oder muß , in Untersuchung befinden , ingleichen
derjenigen , welche Freiheitsstrafen verbüßen oder zwangsweise in
einer öffentlichen Besserungs - oder Arbeitsanstalt untergebracht sind;
k) welche unter polizeilicher Aufsicht stehen ; §) welche die Abentrich¬
tung von Staats - oder Gemeindeabgaben , einschließlich der Abgaben
zu Schul- und Armenkassen , länger als zwei Jahre ganz oder teil¬
weise im Rückstand gelassen haben ; b) welche die Selbständigkeit ver¬
loren haben oder die im 8 17 für den Erwerb des Bürgerrechts fest¬
gesetzten Vorbedingungen nicht mehr erfüllen.

Zweifel über Besitz der Stimmbcrcchtigung sind zunächst vom
Stadtrate zu entscheiden.

Die bereits vor Eintritt der Wirksamkeit des Bundesjtrasgejetz-
buchs vom 3l . März l87l ) oder nach diesem Zeitpunkte noch auf
Grund des Revidierten Strafgesetzbuchs vom l . Vktober 1868 in
einer Rriminaluntersuchung erfolgte rechtskräftige Verurteilung zu
einer Freiheitsstrafe hat den Verlust der Stimmberechtigung nach
den bis dahin geltend gewesenen Grundsätzen zur Folge , es ist jedoch
die Dauer desselben bei erlittener Zuchthausstrafe auf zehn Jahre,
in allen anderen Fällen auf fünf Jahre , von dem Tage an gerechnet,
an welchem die Strafe verbüßt , verjährt oder erlassen worden ist,
beschränkt.

8 4S. Die Wählbarkeit steht allen stimmberechtigten Bürgern zu,
welche im Stadtbezirke ihren wesentlichen Wohnsitz haben.

Die Mitglieder des Ltadtrates sowie besoldete Gemeindebeamte
können nicht zugleich Stadtverordnete sein.

Stäütcordnung für mittlere und kleinere Städte vom r -s. April
1872.

Die §8 l —82 der Revidierten Städtcordnung finden entsprechende
Anwendung.

randgemeindeordnung in der Fassung vom n . Juli 1413.
8 1». Mitglieder einer Landgemeinde sind diejenigen selbständigen

Personen , die im Gemeindebezirke wesentlich wohnhaft sind oder
ein Grundstück besitzen oder ein selbständiges Gewerbe treiben.

Auch juristische Personen sind als Gemeindemitglieder zu betrach¬
ten , der Staatsfiskus , gemeinnützige Stiftungen und Vereine jedoch
nur dann , wenn sie im Gemcindebezirke entweder ansässig sind
oder ein Gewerbe treiben.

8 rr . Stimmberechtigt sind alle Gcmeindemitglieder , wleche a) die
sächsische Staatsangehörigkeit besitzen, b) das 25 . Lebensjahr erfüllt
haben und o) im Gemeindebezirke ansässig sind oder daselbst seit
wenigstens zwei Jahren ihren wesentlichen Wohnsitz haben.

Unansässige Frauenspersonen  sowie juristische Personen sind
nicht stimmberechtigt.

von mehreren Eigentümern eines Grundstücks ist jedoch nur einer
stimmberechtigt . Unter ihnen hat das männliche Geschlecht sowie
weiterhin derjenige , welcher im Grte wohnhaft ist, den Vorzug.
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Zwischen Gleichberechtigten entscheidet im Mangel einer Verein¬
barung das höhere Alter und erforderlichenfalls das Los.

§ 2S. von der Ausübung des Stimmrechts sind überdem ganz oder
vorübergehend ausgeschlossendiejenigen : n) die öffentliche Armen-
untcrstützung erhalten oder im Laufe der letzten zwei Jahre erhalten
haben fvgl. jedoch das Gesetz über die Einwirkung von Armen-
Unterstützung auf öffentliche Rechte vom 21. März 1910 jGes.° u.
Verordn .-Bl. S. 60j ) ) b) zu deren vermögen Konkurs eröffnet worden
ist, während der Dauer des Konkursverfahrens ) o) denen durch
gerichtliches Urteil die bürgerlichen Ehrenrechte oder die Fähigkeit
zur Bekleidung öffentlicher Ämter entzogen worden sind, auf die
Dauer dieser Entziehung ) äs gegen die wegen eines Verbrechens,
wegen dessen auf Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte oder auf
Verlust der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter anerkannt
werden kann oder mutz, die Voruntersuchung over die Eröffnung des
kjauptverfahrens beschlossen ist, ingleichen diejenigen, die sich zur >
Zeit der Wahl in Untersuchungs- oder Strafhaft befinden oder !
zwangsweise in einer öffentlichen Arbeitsanstalt untergebracht war- s
den sind) s) die unter Polizeiaufsicht stehen) k) welche die Abent- !>,
richtung von Staats - oder Gemeindeabgaben, einschließlichder Ab-
gaben zu Schul- und Armenkassen, die innerhalb der letzten zwei ^
Kalenderjahre vor dem Jahre der Wahl fällig geworden sind, ganz
oder teilweise in Rückstand gelassen haben ) Z) welche die Selbstän¬
digkeit verloren haben.

Z 24. Das Stimmrecht ist in Person auszuüben . Für die ansässige ^
Ehefrau stimmt der Ehemann, dafern er für seine Person stimmberech- I
tigt ist und von seinem persönlichen Stimmrecht keinen Gebrauch
machen will.

Niemand kann in derselben Gemeinde ein mehrfaches Stimmrecht
ausüben.

Z 2». Die Wählbarkeit steht jedem stimmberechtigten männlichen 8'
Gemeindeglied zu, welches im Gemeindebezirke seinen wesentlichen W
Wohnsitz hat . Durch Vrtsgesetz kann ansässigen Gemeindemitglie- ^
dern, die im Gemeindebezirke nicht wesentlich wohnhaft find (so- --
genannten Forensen) die Wählbarkeit eingeräumt werden.

Gemeindebcdienstete können nicht zugleich Gemeinderatsmitglic-
der sein.

Königreich Württemberg . I
Gemeindeaiigehörigkeitrgesetzvom lü. Juni 188S. ,

Art. 12. Das Recht der Teilnahme an den Wahlen zu den Ge¬
meindeämtern, das Stimmrecht in sonstigen Gemeindeangelegenheiten
und die Wählbarkeit zu den in Art . I Abf. 2 bezeichneten Ge- ^
meindeämtern steht vorbehältlich der Bestimmungen des 8 31 des
StGB , und der nachfolgenden Art . 14 und 18 denfenigen männlichen
Bürgern zu, welche im Gemeindebezirk wohnen, das 25. Lebens-
jahr zurückgelegthaben und daselbst Steuern aus einem der Bestelle- W
rung dieser Gemeinde unterworfenen vermögen oder Einkommen W
oder wenigstens wohnstcuer entrichten oder, wenn sie gefordert L
würden, zu entrichten hätten . Den im Gcmeindebezirk wohnen- "
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den stehen diejenigen gleich, welche in der Gemeinde mit Staats¬
steuer aus Gemeindeeigentum, Gebäuden oder Gewerben im Min-
dcstbetrag von 2S Mark veranlagt sind.

Vas Recht der Teilnahme an den Wahlen zu Gemeindeämtern
und das Stimmrecht in sonstigen Gcmeindeangelegenhelten kann
nur in Person ausgeübt werden.

Gemeinde- und vezlrksordnnng vom 28. Zull iy«ü.

G em eind eo rd n>u ng.
Art. ll - Die Mitglieder des Gemcindcrats werden von den wahl¬

berechtigten Gemeindebürgern aus ihrer Mitte gewählt.
wer als Mitglied - des Gemeinderates, als Gemeindcbeamtec auf

Grund von Rrt . 199 Rbs. I Ziff. 2 lit. b und Rrt . 2l>9 5lbs. 2
durch Urteil des Dienstes entlassen worden ist, kann auf die Dauer
von fünf Jahren , von dieser Verurteilung an gerechnet, nicht in die
Gemeindekollegien gewählt werden.

Für Gemeinden, welche aus mchrenen Teilgemcinden oder räum¬
lich getrennten Wohnbezirken bestehen, kann durch Gemeindesatzung
bestimmt werden, daß die Stellen im Gemeinderat nach einem vor¬
ausbestimmten Zahlenverhältnis mit Ungehörige» der verschiedenen
Drtc des Gemeindebezirks zu besetzen sind. Die Gemeindesatzung
bedarf der Genehmigung der Rreisregierung . Die Befugnis der
Gemcindebürger zur gleichmäßigen Teilnahme an der Wahl sämt¬
licher Mitglieder des Gemeinderats wird jedoch hierdurch nicht
berührt.

Die Wahl erfolgt auf sechs Jahre . Je nach zwei Jahren scheidet
ein Drittel aus und wird durch eine neue Mahl ersetzt, wobei
die Rustretenden wiedcrgewählt werden können, wird eine Stelle
im Gemeinderat vor dem Eintritt des ordentlichen Wahltags er¬
ledigt, so wird sie erst an diesem Zeitpunkt wieder besetzt, wenn
nicht der Gemeinderat eine frühere wicderbesetzung für nötig er¬
achtet. Sobald die Zahl der Mitglieder des Gemeinderates auf
zwei Drittel der Normalzahl heräbsinkt, muß die Ergänzung vor¬
genommen werde». Die Lrgänzungswahl gilt für den noch übrigen
Teil der Amtszeit der ausgeschiedenen Mitglieder.

Art. qs. Die Mitglieder des Bürgerausschusses werden von den
wahlberechtigten Gemeindcbürgcrn aus ihrer Mitte gewählt.

Die Wahl erfolgt auf vier Jahre . Je nach zwei Jahren scheidet
die ksälfte der Mitglieder aus und wird durch eine neue Wahl
ersetzt, wobei die Rustretenden wiedergcwählt werden können.

Bezirksordnung.
Art. rv . l . wählbar in die Rmtsversammlung und in den Be-

zirksrat sind alle Personen, welche in einer Gemeinde des Be¬
zirks wahlberechtigt sind fRrt . 12 und 14 des Gesetzes vom 16. Juni
1888, betreffend die Gemeindeangehärigkeit sReg.-vl . S. 257/Ijj,
vorbehaltlich der in Rrt . 23 Rbs. 2 getroffenen Bestimmung. 2. wer
als Mitglied der Rmtsversammlung oder des Bezirksrats oder als
Beamter der Rmtskörperschaft auf Grund von Rrt . 67 der gegen.



82 Graßherzogtum Baden

wärtigen Gesetzes vgl. mit Art . 199 Abs. I 3iff . 2 lit . b und
Art . 2V9 Abs. 2 der Gemeindeordnung durch Urteil des Dienstes
entlassen worden ist, kann auf die Dauer von fünf Jahren von
dieser Verurteilung an gerechnet weder in die Amtsversammlung
noch in den Bezirksrat gewählt werden. 3. Die nach Ablauf
der Wahlperiode ausscheidenden Mitglieder können wiedergewähltwerden.

Grotzherzogtuin Baden.
Gemeindeorüilung für die nicht unter die Städteordnung fallenden

Gemeinden von, 18. Oktober 141«.
8 iv. wahlberechtigte Einwohner sind die, im Vollbesitze der

Geschäftsfähigkeit und der bürgerlichen Ehrenrechte befindlichen
männlichen, nicht im aktiven Militärdienst stehenden Angehörigen
des Deutschen Reichs, welche mindestens 25 Jahre alt sind und seit
zwei Jahren , vom Tage des Ablaufes der Einspruchsfrist gegen
die Wählerliste zurückgerechnet, n) Einwohner der Gemeindê sind,
b) eine selbständige Lebensstellung haben, o) in der Gemeinde Ge¬
meindeumlagen zu zahlen haben oder in derselben zahlen müßten,
wenn die Gemeinde Umlagen erheben würde, und ck) die ihnen
obliegenden Abgaben an die Gemeinde entrichtet haben. Als selb¬
ständig im Zinne dieses Gesetzes werden diejenigen Personen be¬
trachtet , welche einen eigenen Hausstand haben oder solchen ge¬
habt haben und verwitwet sind oder ein Gewerbe auf eigene Rech¬
nung betreiben oder an direkten ordentlichen jährlichen Staats-
steuern mindestens l7 Mark bezahlen.

von dem Vorhandensein einer zweijährigen Dauer dieser Er¬
fordernisse (Buchstabe a—äs kann durch Bürgerausschnßbeschluß im
einzelnen Falle Nachsicht erteilt werden.

8 lb . Wählbar in den Demeinderat ist jeder bei der Wahl zum
Lürgerausschuß wahlberechtigte bzw. in der Gemeindeversammlung
Stimmberechtigte, dessen Wahl- oder Stimmrecht nicht ruht.

wählbar zum Amte des Bürgermeisters ist jeder männliche An¬
gehörige des Deutschen Reiches, welcher das 25. Lebensjahr zurück¬
gelegt hat und die badische Staatsangehörigkeit besitzt oder er¬
wirbt , sofern er sich in keinen, der Fälle des Z ll Abs. l befindet.

Gesetz Uber die Hechte der Genieinüebürgcr und die Erwerbung des
vilrgerrechts vom 3t . Dezember t8S > mit den durch verschiedene

Gesetze, zuletzt 2d. März 1884, bewirkten Änderungen.
8 t- Die Rechte der Gemeindebürger sind: I. das Recht des stän¬

digen Aufenthalts in der Gemeinde und der Benutzung aller Ge¬
meindeanstalten ' 2. der Stimmgebung bei Gemeindeversammlungen!
3. der Wahlfähigkeit und Wählbarkeit zu allen Gemeindeämtern:
4. der Teilnahme an dem Gemeinde- und Allmendgut, und zwar die
unter Nr . 2, 3 und 4 bezeichneten Rechte nach Vorschrift des Ge¬
setzes über Verfassung und Verwaltung der Gemeinden,' 5. des
Betriebes eines jeden Gewerbes nach Vorschrift der Gesetze.

Denjenigen, die ein angeborenes Bürgerrecht besitzen, das Bür-



Großherzogtum Baden " 83

gerrecht aber noch nicht angetreten haben, stehen die unter Nr. I
genannten Rechte zu.

8 Das Bürgerrecht wird erlangt : I. durch Geburt, ' 2. durch
Annahme.

8 S. Bürgerstöchter haben ein angeborenes Bürgerrecht, können
aber dasselbe erst antreten , wenn sie sich mit einem Gemeinde¬
bürger verheiraten.

Andere Frauenspersonen erlangen das Bürgerrecht nur durch Ver¬
ehelichung mit einem Gemeindebürger oder durch Aufnahme ihres
Ehemannes in das Bürgerrecht.

Auch nach getrennter oder nichtig erklärter Ehe behält die Ehe¬
frau ihr Bürgerrecht in der Gemeinde, in welcher ihr Ehemann das¬
selbe zur Zeit der Auflösung der Ehe hatte , sie hat jedoch, solange
ihr Ehemann lebt , keinen Anspruch an die Bürgcrnutzungen.

8 20. Jeder badische Staatsbürger , welcher das 25. Lebensjahr
zurückgelegt hat , hat das Recht, die bürgerliche Ausnahme in jede
Gemeinde des Großherzogtums für sich und seine der Gewalt noch
nicht entlassenen Rinder zu verlangen , wenn er sich in keinem der
Fälle des 8 21 befindet und die gesetzlichen Bedingungen erfüllt.
Die noch unter elterlicher Gewalt stehenden Rinder des Aufgenom¬
menen erwerben das Bürgerrecht durch die Aufnahme des Vaters,
verlieren aber das bisher in einer anderen Gemeinde ihnen zu¬
gestandene Bürgerrecht.

8 27. von der Ehefrau des in eine Gemeinde aufzunehmenden
Bürgers muß ein vermögen von ZOO Mark nachgewiesen werden.

8 43 ist durch das Gesetz vom 5. Mai 1870 aufgehoben. Dieses be¬
stimmt: Das Recht zur Eheschließungist unabhängig vom Gemeinde¬
bürgerrecht. Ehefrauen erlangen durch die Eheschließung selbst kraft
Gesetzes, unbeschadet jedoch der etwaigen Verpflichtung zur Ent¬
richtung des gesetzlichen Linkaufsgeldes, das Bürgerrecht in der Ge¬
meinde, in welcher der Ehemann zur Zeit der Verehelichung das
Bürgerrecht angetreten oder durch Aufnahme erworben hat.

Die Städteorünung des Großherzogtums Baden vom 18. Sktober
i »r».

8 7. Stadtbürger sind die im Vollbesitze der Geschäftsfähigkeit
und der bürgerlichen Ehrenrechte befindlichen männlichen, nicht im
aktiven Militärdienst stehenden Angehörigen des Deutschen Reiches,
welche mindestens 25 Jahre alt und seit zwei Jahren , vom Tage
des Ablaufs der Einspruchsfrist gegen die Wählerliste zurückgerech¬
net, a) Einwohner des Stadtbezirkes sind, b) eine selbständige Lebens¬
stellung haben, o) in der Gemeinde Gemeindeumlagen zahlen und
6) die ihnen obliegenden Abgaben an die Gemeinde entrichtet haben.

8 9. Die Stadtbürger sind zur Teilnahme an den Gemeindewahlen
berechtigt und zur Übernahme von unbesoldeten Ämtern und Funk¬
tionen - er Gemeindeverwaltung und Gemeindevertretung befähigt,
sofern ihr Bürgerrecht nicht ruht.

8 19. wählbar in den Stadtrat ist jeder Stadtbürger , dessen Bür¬
gerrecht nicht ruht.
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8 44. Berechtigt zur Wahl der Stadtverordneten ist jeder Stadt,
kürzer , dessen Bürgerrecht nicht ruht.

8 47. Wählbar zum Stadtverordneten sind alle Stadtbürger,
deren Bürgerrecht nicht ruht.

Srotzherzogtum Hessen.
Städteordnung vom 8. Juli

Art. 24. Jeder volljährige hessische Staatsangehörige männlichen
Geschlechts ist berechtigt, Drtsbürger an dem Vrt zu werden, an
welchem sein Vater das Bürgerrecht besitzt oder bei seinem Tode
besaß.

Art. 27. Jeder volljährige männlichen Geschlechts, der hessische
Staatsangehörigkeit besitzt oder erworben hat , kann die Uufnahme
als Drtsbürger da verlangen , wo ihm da; Recht, Drtsbürger z»
werden, nicht durch Geburt zujteht.

Art. 58. Wahlberechtigt sind alle männlichen Einwohner (da;
besondere Wahlrecht der Drtsbürger ist weggefallen), welche die
deutsche Reichsangehörigkeit besitzen und seit drei Jahren in der
Gemeinde wohnen, unter der Voraussetzung, daß sie ani Wahltag
das 25. Lebensjahr vollendet haben und vom I. Upril des dem
Rechnungsjahr, in welchem die Wahl stattfindct , vorhergehende»
Jahres an gcmeindesteuerpflichtig sind.

Art. zy. I. Die Wahlberechtigung (Urt . 58) ruht für solche Wahl¬
berechtigte: l . die unter Vormundschaft oder Pflegschaft stehen;
2. über deren vermögen ein Konkursverfahren schwebt; 3. die nicht
im Besitze der bürgerlichen Ehrenrechte sind; 4. die zur Zeit der
Wahl auf Grund der Bestimmungen des Reichsgesetzesüber den
Unterstützungswohnsitz Rrmenunterstützung beziehen oder in den
letzten der Wahl vorhcrgegangenen zwölf Monaten bezogen haben;
5. die mit Entrichtung der Kommunalsteuer zur Zeit der Wahl
sich länger als zwei Monate im Rückstand befinden.

II . Uls Rrmenunterstützung im Sinne des Rbs. I Ziff. 4 sind nicht
anzuseheni ) : I . die Krankenuntcrstützung; 2. die einem Rngehöri-

I) Die Motive bemerken hierzu : Durch Rcichsgesetz vom 15. März
1909, betreffend die Einwirkung von Rrmenunterstützung auf öffent¬
liche Rechte (Reichsgcsetzblatt Nr . 14 S. 319) ist bestimmt, daß die
unter Ziffer 1—5 aufgeführten Urten von Unterstützungen insoweit
nicht als Urmenunterstützung anzusehen sind, als in Reichsgesetzen der
Verlust öffentlicher Rechte von dem Bezüge einer klrmenunterstützung
abhängig gemacht wird . Bei Beratung des genannten Reichsgesetzes
wurde allseitig anerkannt , daß es erwünscht sei, in der hier in Rede
stehenden Frage einen einheitlichen Rechtszustand in allen Bundes¬
staaten zu schaffen und die Grundsätze des Gesetzes auf die Wahlen in
den Einzclstaaten und Gemeindeverbänden zu übertragen . Dieser
Wunsch fand in einer entsprechendenResolution des Reichstags 6 ns-
druck. Der Grundgedanke des Gesetzes, daß man den Verlust der öffent¬
lichen Rechte nickt mehr an solche Unterstützungen knüpfen will,
die nur einen zeitweiligen und vorübergehenden Charakter habe»
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j gen wegen körperlicher oder geistiger Gebrechen gewährte Anstalt?.
- pflege; Z. Unterstützungen zum Zweck der Jugendfürsorge , der Er¬

ziehung oder der Ausbildung für einen Beruf ; 4. sonstige Unter-
s stützungen, wenn sie nur in der Form vereinzelter Leistungen zur

Hebung einer augenblicklichen Notlage gewährt sind; 5. Unterstützun-
' gen, die erstattet sind.

Art 4«. Wählbar ist jeder wahlberechtigte , dessen Wahlberech¬
tigung nicht ruht und der nicht infolge einer Verurteilung unfähig
zur Bekleidung öffentlicher Ämter ist.

l
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1

j

raiidgemeindcordnuiig vom 8. Juli 141 t.
Art. 24. Jeder volljährige hessische Staatsangehörige männlichen

Geschlechts ist berechtigt, Drtsbürger an dem Drte zu werden, an
welchem fein Vater das Bürgerrecht besitzt oder bei seinem Tode
besaß.

Art. 27. Jeder volljährige männlichen Geschlechts, der die hessische
Staatsangehörigkeit besitzt oder erworben hat , kann die Aufnahme
als Drtsbürger da verlangen , wo ihm das Recht, Drtsbürger zu
werden, nicht durch Geburt zusteht.

Art. 38. wahlberechtigt sind alle männlichen Einwohner (das
besondere Wahlrecht der Drtsbürger ist weggefallcn), welche die
deutsche Rcichsangehörigkeit besitzen und seit drei Jahren in der Ge¬
meinde wohnen, unter der Voraussetzung, daß sie am Wahltag
das 25. Lebensjahr vollendet haben und vom l . April des dem
Rechnungsjahr, in welchem die Wahl stattfindet , vorhergehenden
Jahres an gemcindcsteuerpflichtig sind.

Art. 40. Wählbar ist jeder Wahlberechtigte, dessen Wahlberech¬
tigung nicht ruht und der infolge einer Verurteilung unfähig zur
Bekleidung öffentlicher Ämter ist.

Grotzherzogtum Mecklenburg-Schwerin.
Aufnahme von Frauenzimmern zu Bürgerinnen . 8. Juni 1814.

Friedrich Franz usw. Auf eure Vorträge in betreff der Aufnahme
der ein bürgerliches Gewerbe treibenden Frauenzimmer als Bürge¬
rinnen lassen wir euch hiemit unverhalten sein, daß ihr Frauen¬
zimmer, die ein bürgerliches Gewerbe treiben wollen, als Bürge¬
rinnen aufnchmen und eidlich verpflichten möget. wonach usw.
und wir usw. Schwerin,  den 8. Juni 1814.

Äcl lVlunckstum Serenissimi proprium.
Zur Herzog!. Rkecklenb. Regierung verordnet« Präsident , Geheime-

und Räte.
An den Magistrat der Neustadt Hieselbst.

und die nicht mit dem Verlust der wirtschaftlichen Selbständigkeit
für den Unterstützten verbunden sind, verdient Billigung . Daher
ist in Übereinstimmung niit der in Art . 7 der Landlagswahlrechts-
vorlage getroffenen Regelung eine dementsprechende Vorschrift in
die Städteordnung ausgenommen worden.
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Revidierte Semeindeordnung für die vomanialortschaften
vom 29. Juni l86S.

8 r . Oie Gemeindeangehörigkeit bestinimt sich den einzelnen Ge¬
meinden gegenüber nach den für die Heimat geltenden Gesetzen.
Streitigkeiten über die Heimat (Gemeindeangehörigkeit) einer dem
Dominium angehörigen Person werden im Verwaltungswege ver¬
handelt und erledigt.

8 S. Kn den etwa vorhandenen Gemeindenutzungen nehmen die
Gemeindeangehörigen nur teil , wenn sie in dem Gemeindebezirk
selbständig wohnen. Auch ist in den Gemeinden gestattet , auf ord¬
nungsmäßigem Wege die Teilnahme an den Gemeindenutzungen
von der Zahlung eines Linkaufsgeldes abhängig zu machen.

8 4. wer in einem Gemeindebezirk, in dem er nicht beheimatet
ist und daselbst zugleich selbständig, wohnt, kann auf verlangen
der Gemeinde vom Amte angehalten werden, die Gemeindeange¬
hörigkeit (Aufnahme in den Gemeindeverband) zu erwerben.

8 S. l . Grtsvorsteher ist in den Dörfern der Dorfschulze, welcher
vom Landesherrn aus den im Gemeindebezirk selbständig wohn¬
haften Gemeindeangchörigen ernannt und durch das Amt in Lid
und Pflicht genommen wird , auch die mit dem Schulzenamt bisher
schon verbundenen Emolumente bezieht, deren Umwandlung übrigens
Vorbehalten bleibt ' auf den Höfen ist es der Pächter , Erbpächter
oder sonstige Inhaber . Für den Fall der Behinderung des Dorf¬
schulzen gelten die Bestimmungen des Z 12 Abs. 3.

Der Vorsteher eines Hofes hat in Fällen vorübergehender Behin¬
derung einen geeigneten Vertreter zu bestellen, wenn sich dagegen
ein Hof im Besitze einer Kuratel oder inehrerer Personen oder eines
Frauenzimmers befindet oder nicht vom Pächter bewohnt wird, so
ist vom Amt ein Vertreter zu bestellen. Dasselbe geschieht in Kon¬
kurs- und ähnlichen Fällen sowie wenn dem Pächter usw. die zum
Vorsteheramte erforderliche sittliche oder geistige Befähigung abgeht.

2. Die Grtsvorsteher sind die Verwalter der Grtspolizei und
haben namentlich a) für Aufrechterhaltung der öffentlichen Grünung
und Sicherheit Sorge zu tragen , mithin insbesondere allen straf¬
baren Handlungen nach Kräften vorzubeugen und, wenn solche vor¬
fallen , dieselben dem Amte anzuzeigen, vagabonden und fremde
Bettler zu verhaften und an das Amt abzuliefern ; b) die Befolgung
aller polizeilichen Vorschriften, insbesondere auch die Befolgung
der feldpolizeilichen und wegepolizeilichen Vorschriften, zu über¬
wachen; o) bei Visitationen , welche vom Amt oder von sonst zu¬
ständigen Behörden vorgenommen werden, auf , verlangen den nöti¬
gen Beistand zu leisten, sowie überhaupt das Amt in der Ausübung
seiner amtlichen Tätigkeit zu unterstützen; ck) die Kleidung zuziehen¬
der Personen entgegcnzunehmcn und ihnen den Meldeschein aus-
zustellen.

Dagegen bleibt de» Grtsvorstehern die Erteilung sonstiger Legi¬
timationspapiere versagt, und nur die Dorfschulzen sollen zur Aus¬
stellung von Heimatscheinen, jedoch nicht ohne Genehmigung de;
Gemeindevorstandes und nur mit dem Erfolge berechtigt sein, daß
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der von ihnen auszustellende Heimatscheinerst durch eine voni Amte
beigefügte Beglaubigung gültig wird.

ß y. Auf denjenigen Höfen, welche nicht mit einer vorfschaft zu-
jammcngelcgt sind, hat der Pächter , Erbpächter und sonstige In¬
haber alle aus der Gemeindeverwaltung entspringenden Funktionen
auszuüben. Das Amt erläßt demgemäß alle die Gemeinde betref¬
fenden Auflagen an ihn, hält sich an ihn in betreff der Ausführung
und überläßt es ihm, die übrigen Gemeindeglieder zu den ihnen
etwa obliegenden Leistungen heranzuziehen oder wegen derselben
die amtliche Hilfe zu beantragen.

Z 1». 2n den Dorfschaften steht die Gemeindeverwaltung dem Gc-
meindevorstand (Schulzenrat) und der vorfsoerfammlung zu.

8 11 (Abs. l >. Der Gemeindevorstand besteht aus dem Dorfschulzen
und einigen Schöffen, welche letztere aus den im Gemeindebezirk
selbständig wohnhaften Gemeindeangehörigen mit tunlichster Be¬
rücksichtigungder vorhandenen Hauptklassen des Grundbesitzes zu
ernennen sind.

ß (3. 1. Oie Oorfsversammlung besteht: u) aus den Mitgliedern des
Gemeindevorstandes, b) aus den in dem Gcmeindcbezirk beheima¬
teten und zugleich selbständig wohnhaften Besitzer» der zum Gc-
meindebezirk gehörigen Grundstückenach den nähere » Bestimmun¬
gen unter Nr . 2, o) aus den Kirchendienern (Predigern , Drganisten
und Küstern), den Großherzoglichen Forstbedienten, bis zum ksolz-
wärtcr einschließlich, und dem Inhaber einer Zamilienschulstelle.
von den mehreren solchen Schuldiencrn nimmt selbst in den: Falle
nur der erste teil , wo derselbe zugleich Drganist und Küster ist.

Dem Statut bleibt Vorbehalten, auch die Inhaber von anderen
>m Gemeindebezirk befindlichen Großherzoglichen Dienststellen, vor¬
ausgesetzt, daß sie nicht Mitglieder des Amtes sind, zur Vorfsver-
sammlung zu berufen , sowie Bestimmung darüber zu treffen , ob
und in welcher Meise unter den in der Gemeinde obwaltenden
besonderen Umständen den nicht mit Grundbesitz angesessenen selb¬
ständig wohnhaften Gemeindeangehörigen die Teilnahme an der
Vorfsversammlung einzuräumen ist. Die Zahl aller Mitglieder der
Oorfsversammlung soll aber, selbst in den größten Gemeinden, nicht
über 24 hinausgehen.

2. Hinsichtlich des Grundbesitzes (Nr. Ib) gilt als Regel, daß
jeder Besitzer einer Erb- oder Zeitpachthufe und eines ähnlichen
oder größeren Grundstücks zur Oorfsversammlung selbständig be¬
rechtigt ist, während die Brüder für sich und hie Häusler und
Brinksitzer für sich nach näherer Vorschrift des Statuts nur in Ab¬
teilungen, welche untereinander zeitweise wechseln, oder durch Be¬
auftragte (Deputierte ), welche aus ihre Mitte zu wählen sind und
welche die Wahl nicht ablehnen dürfen, teilnchmen.

Das Statut kann jedoch mit Rücksicht auf die örtlichen Verhältnisse
Ausnahmen für jede Klasse der Besitzer festsetzen. Namentlich kan»
es die Hüfner bei unverhältnismäßig großer Anzahl auf Abteilungen
oder auf Beauftragte aus ihrer Mitte beschränken und anderer¬
seits dem Besitzer eines Grundstückes, welches die übrigen an wirt¬
schaftlicher Bedeutung überragt , mehr als eine Stimme beilegen,
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sowie in den Fällen , wo die Zahl der Hüfner auf Abteilungen
oder auf Beauftragte beschränkt werden muß, die Berechtigung bei¬
legen, unter allen Umständen und ohne einer Abteilung zugezählt
oder zur Teilnahme an der Wahl eines Beauftragten genötigt zu
werden, Mitglied der Vorfsversammlung zu sein.

Oer Besitz mehrerer Stellen und das Zusammentreffen verschie¬
dener Berechtigungsgründe in einer Person begründen kein mehr¬
faches Stimmrecht.

Den Besitzern stehen gleich die Snterimswirte , und bei Grund¬
stücken, welche sich im ungeteilten herrschaftlichen Eigentum befin¬
den, auch deren Pächter . Als Vertreter aber sind zur Ausübung
des auf Grundbesitz beruhenden Stimm- und Wahlrechts berechtigt
der Ehemann für die Ehefrau sowie der Vater für die Hauskinder
und für mehrere in ungeteiltem Besitz befindliche Kinder, welche
nicht sämtlich der väterlichen Gewalt entwachsen sind. Wenn sonst
ein Grundstück sich im ungeteilte » Besitze mehrerer Personen be¬
findet, bleibt es für die Dauer dieses Verhältnisses »»vertreten.

3. Ausgeschlossen von der Dorfsversammlung und von dem Rechte,
zu derselben zu wählen , sind, außer allen denjenigen, welche der
Gemeinde nicht angehären oder im Gemeindebezirk nicht selbstän¬
dig wohnen : a) Frauenzimmer , b) unter Kuratel Stehende, o) Per¬
sonen, welche eine entehrende Strafe erlitten haben oder wegen
einer entehrenden Handlung rechtskräftig verurteilt worden sind,
sofern sie nicht die Wiederherstellung ihrer Ehre erlangt haben,
(I) solche Männer , deren Ausschließung (zeitweise oder für immer)
durch einen vom Amte bestätigten Beschluß der Dorfsversammlung
erfolgt ist.
Staats - und vcrwaltungsrecht der Großherzogtums Mecklenburg
Schwerin, (von Or. zur. Erich Schlesinger. Berlin 1908, Wilhelm

Süßerott .) Zweites Kapitel : Staatsangehörigkeit.
8 b. Die Reichsangehärigkeit bildet kein selbständiges Recht, sie

wird erworben und verloren nur in Verbindung mit der Staats¬
angehörigkeit in einem Bundesstaate . Für die Erwerbung und den
Verlust der mecklenburgischenStaatsangehörigkeit normiert das
Reichsgesetz vom i . Juni 1870. Beseitigt ist die Verordnung vom
I. Juni 1853, betr . den Erwerb und Verlust der Eigenschaft eines
mecklenburgischen Untertans , soweit sie von den Bestimmungen des
Reichsrechts abweicht. Insbesondere ist die Vorschrift in Z I V der
zitierten Verordnung vom 1. Juni 1853, wonach „die Eigenschaft >
eines mecklenburgischenUntertans begründet wird durch den Er- ^
werb eines ritterschaftlichen Gutes und Ableistung des Lehn- bzw.
Homagialeides", in Wegfall gekommen (vgl. § 5 der Verordnung
vom 28 .Dezember 1872, betr . die mecklenburgische Staatsangehörig¬
keit). Landesfremde, welche ein ritterschaftliches Gut erwerben, sind
von der Ausübung aller dem öffentlichen Rechte angehörenden Be¬
fugnisse eines mecklenburgischenGrundbesitzers (namentlich obrig¬
keitlicher und polizeilicher Befugnisse) ausgeschlossen, bis sie Staats¬
angehörige des Großberzogtums werden. Bi; dabin rubt auch die
Landstandschaft.
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Bürger bzw. Mitglieder einer städtischen und ländlichen politi¬
schen Vrtsgeineinde können nur solche Personen werden, welche dem
Staatsverbande des Großherzogtums angehören (8 2 der zitierten
Verordnung vom 28. Dezember 1872). Treten landcsfremde Per¬
sonen zu einer Vrtsgeineinde in ein Verhältnis , auf Grund dessen
sie nach den Landes- und Vrtsgesetzcnzum Eintritt in den Gemeinde¬
verband angehalten werden können, so erstreckt sich die ihnen ob¬
liegende Pflicht auch auf den Erwerb der Staatsangehörigkeit (8 ö
der zitierten Verordnung vom 28. Dezember 1872). wegen der
Verpflichtung zum Erwerbe des Bürgerrechts in den Städten und
der Gemeindeangebörigkeit in den Dominialortschaftcn vgl. 88 24
und 21 d. w.

Erworben wird die Staatsangehörigkeit nach 8 9 des Neichsgesetzes
vom I . Juni 1870 insbesondere durch Anstellung im Staatsdienste.
Als Anstellung im unmittelbaren Staatsdienste ist nach 8 4 der zitier¬
ten Verordnung vom 28. Dezember 1872 auch die Anstellung im
landständigen Dienste anzusehen (83 d. w .). Die Staatsangehörig¬
keit der im Großherzogtum garnisonierenden Beamten der Militär¬
verwaltung richtet sich nach den Bestimmungen des Neichsgesetzes
vom 1. Juni 1870, insbesondere des 8 9 (Militärkonvcution mit
Preußen vom 19. Dezember 1872 bzw. 2. Januar 1875, Art . 8).

Bescheinigungenüber noch bestehende oder vormalige Staatsange¬
hörigkeit — Heimatscheine — werden ausschließlich vom Ministe¬
rium des Innern ausgestellt (Verordnung vom 10. Juli 1873, betr.
die Kompetenz zur Ausstellung von Heimatscheiuen, 8 l ). Die Auf¬
nahme in und Entlassung aus dem Untertanenvcrbande steht dem
Ministerium des Innern zu (Verordnung vom 4. April 1883, betr.
die Drganisation dek Ministerien , 8 5O). Die Voraussetzung, unter
denen Ausländern die Naturalisation gewährt werden darf , sind
durch den 8 8 des Neichsgesetzcs vom 1. Juni 1870 geregelt, von
Bestand geblieben ist die Bestimmung der Verordnung vom 1. Juni
1853 8 6 Abs. 2, wonach ein Ausländer nur naturalisiert werde»
darf, wenn er gleichzeitig die Niederlassung an einem Drte des
Großherzogtums nach den für dieselbe bestehenden Gesetzen gewinnt.

Für mecklenburg-strelitzsche Untertanen , welche das Niederlassungs¬
recht an einem Drte des Großhcrzogtums Mecklenburg-Schwerin
erwarben, bedurfte es zur Erlangung der diesseitigen Untertanen¬
eigenschaft nach '8 5 Abs. 3 der Verordnung vom I. Juni 1853 der
Naturalisation nicht. Diese Bestimmung ist gegenstandslos geworden
durch 8 7 des Neichsgesetzes vom 1. Juni 1870' Angehörige deut¬
scher Bundesstaaten werden nicht naturalisiert , sondern unter be¬
deutend leichteren Bedingungen „ausgenommen".

8 2Y (Die Demeinüemitgliedschaft). Das Bürgerrecht enthält die
Befähigung, innerhalb des städtischen Verbandes an den dem öffent¬
lichen Recht angehörcnden Befugnissen, insbesondere an der städti¬
schen Verwaltung und Vertretung , teilzunehmen. Erfordernisse für
die Erteilung des Bürgerrechts sind ein bestimmtes Lebensalter (meist
das vollendete 25. Jahr ), mecklenburgischeStaatsangehörigkeit,
männliches Geschlecht. Erworben wird das Bürgerrecht durch Ver¬
leihung seitens des Magistrates.
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8 21 (Die Gemeindeorganisation innerhalb des Domaniums). (Ab-
schnitt 8.) Die Demeindeangehörigkeit (Gemeindebürgerrecht) wird
erworben durch Anstellung im öffentlichen Dienste und durch Auf¬
nahme in den Gemeindeverbanü zufolge Beschlusses der Vorfer-
sammlung. Voraussetzung des Erwerbes der Gemeindeangehörigkeit
sind mecklenburgische Staatsangehörigkeit (8 6 d. W.) und selbstän¬
diger Wohnsitz innerhalb der Gemeinde, verloren wird die Gc-
meindeangehörigkcit durch Aufgabe des Wohnsitzes in der Gemeinde,
durch Aufgabe der Selbständigkeit und durch Verlust der mecklen¬
burgischen Staatsangehörigkeit . Wer in einem Gemcindebezirke, in
dem er nicht beheimatet ist, ein Wohnungsgrundstück besitzt, kann
auf verlangen der Gemeinde vom Amte aiigehalten werden, die Ge¬
meindeangehörigkeit (Aufnahme in den Gemeindeverband) zu er¬
werben. Wer zum Eintritt in den Gemeindeverband angehaltcn
werden kann, ist verpflichtet, auch die mecklenburgische Staatsange¬
hörigkeit zu erwerben. Zu den Gemeindeabgaben sind alle Per¬
sonen heranzuziehen, welche sich im Gemeindebezirke länger als
drei Monate aufhalten , ohne Rücksicht darauf , ob sie Gemeindeange¬
hörige sind oder nicht (Z 8 des Reichsgcsetzes über die Freizügigkeit
vom 1. November 1867).

Urkunde über die Vereinigung der Ult- und Neustadt Schwerin zu
einem Semeiudeverbande und über die hierdurch erforderliche»
näheren vestimmungen in Verwaltung und Verfassung der Stadt,
nebst der landesherrlichen Uonfinnationrakte , ck. ck. Schwerin, de»

28. Januar 18- 2.
8 77. Bürger ist derjenige, welcher das Bürgerrecht besitzt.
8 78. Erteilt wird das Bürgerrecht vom Magistrate.
8 79. Wegen Zulassung zum Bürgerrecht und dessen Verlust nor¬

mieren die jetzigen und künftigen allgemeinen Landesgesetze.
8 8-t. Das Stimmrecht zur Wahl des Repräsentanten steht zwar

in der Regel jedem Bürger zu, der zu den städtischen Lasten bei¬
trägt , jedoch sind als Ausnahmen davon auWeschlosscn: u) Mit¬
glieder des Magistrats sowie alle Stadtoffiziantcn während der
Dauer ihres Amts,' b) Bürger , welche mit ihren städtischen Ab¬
gaben ein Jahr in Rückstand sind, bis dahin , daß sie solche berichtigt
haben ; o) Bürger , welche unter Vormundschaft stehen; ä) diejenigen,
denen das Stimmrecht als Strafe entzogen ist, für die Dauer der fest¬
gesetzten Zeit ; s) diejenigen, welche sich auf die Ronstitution vom
Zl . März l812 berufen oder Konkurs gemacht und ihren Gläu¬
bigern nicht voll ausbezahlt haben ; k) diejenigen, welche wegen eines
ehrenrührigen Verbrechens zur Untersuchung gezogen und nicht rein
losgesprochen sind; x) jüdische Glaubensgenossen, bis sie etwa durch
ein allgemeines Landesgesetz hiezu für berechtigt erklärt werden.

8 8b. Vas Wahlrecht muß persönlich ausgeübt werden.
8 87. Aus der Zahl der sämtlichen mit einem Wohnhause ansässi¬

gen stimmfijhigen Bürger werden die BürgerreIräsentanten gewählt.
8 1S8. Nur unbescholtene und bereits volljährige Bürger dürfen

.zu den Magistratsstellen präsentiert werden.
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Statut , betr . dar Bürgerrecht zu Schwerin vom 10. August 188! .

8 1. Das Bürgerrecht enthält die Befähigung, innerhalb des städti¬
schen Verbandes an den dem öffentlichen Rechte angehörigen Befug¬
nissen, insbesondere an der städtischen Verwaltung und Vertretung,
teilzunehmen. Den gegenwärtigen rezipierten und diesen gleich¬
stehenden Einwohnern bleibt die bisher ihnen geräumte Befugnis
zur Ausübung solcher Rechte erhalten.

Z 2. Bürger können nur männliche Einwohner sei», welche das
28. Lebensjahr vollendet haben und dem Staatsoerbande des Groß¬
herzogtums angehören,

Aostocksches Staütrecht, publiciret im Jahre irsr . Erster Thcil,
II . Titel : von Bürgern und Einwohnern.

I. lver in der Stadt wohnen will , der muß binnen dreh RIonath
Bürger werden, es wäre denn, daß derselbe durch besondere Ver¬
träge davon ausgenommen, oder durch Vergünstigung des Raths
nicht dazu verbunden wäre, und stehet cs bei dem Rath , ob er
jemanden, der die Bürgerschaft sucht, solche gönnen wolle, oder nicht.

II . Ls soll auch nach unser» hiebevor erlassenen Verordnungen,
keiner, der sich allhie in den Ehestand zu begeben, und als ein
Bürger zu wohnen gedenket, aufgebothen noch zur Ehe vertrauet
werden, er habe denn zuvor die Bürgerschaft gewonnen, und den
Lürgerepd geleistet.

III . Niemand mag zum Bürger ausgenommen werden, ehe er
von der Obrigkeit , darunter er zuvor gesessen, Schein und Beweis;
seines Verhaltens vorgeleget.

IV. Rein Vienst-Rnecht soll zum Bürger ausgenommen werde»,
wo er nicht zum wenigstens beh einem Herr» sechs Jahre allhier
gedienet.

Grotzherzogtum Mecklenburg-Strekitz.
Verordnung, betr . die GemeiiMverhältnisse der Domanialdörser des
hiesigen Herzogtum; vom 2. August 1864. (Großherzoglich Meck-
lenburg-Ltrelitzscher Offizieller Anzeiger für Gesetzgebung und
Staatsverwaltung . Nr. II . Neustrelitz, den 4. September I8ü4.s

8 4- Die Gemeindevertretung besteht neben den Mitgliedern des
Lchulzenrats aus den sämtlichen Bauern und Besitzern oder Pächtern
der zur Gemeinde gehörenden Schulzen-, Lehn- und größeren Lrb-
pachtstellen. Die Besitzer von kleineren Lrbpachtstcllen, von Bünd-
nereien, Mühlen , Schmieden und Krügen, insofern sie nicht durch
die Größe ihres Besitzes den Bauern gleichstehcn, nehmen in der
Regel nur durch Deputierte aus ihrer Mitte an der Gemeindevertre¬
tung teil . Die Ernennung dieser Deputierten geschieht nach Stimmen¬
mehrheit in einer vom Schulzen berufenen und vom Schulzenrat
geleiteten Versammlung der wahlberechtigten auf sechs Jahre . 2n
welcher Zahl solche Deputierte dazu zu ernennen sind, hat das
Dorfstatut zu bestimmen, dabei aber zu berücksichtigen, daß die
gesamte Gemeindevertretung nie die Zahl von vicrundzwanzig über-

ktpolant , Vas kommunale Wahlrecht der Zrauen 7
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steigen darf . In der Regel führt jedes Mitglied der Gemeinde¬
vertretung nur eine Stimme, jedoch kann ausnahmsweise in dem
Statut dem Besitzer eines die übrigen Gehöfte wesentlich an Be¬
deutung übersteigenden Grundstückes mehr als eine Stimm« bei¬
gelegt werden. Der Besitz mehrerer Stellen im Dorfe berechtigt
an und für sich nicht zu mehreren Stimmen. Den Besitzern der
Stellen stehen die Interimswirte und die Ehemänner der Besitze¬
rinnen gleich. Die in der Gemeinde wohnenden landesherrlichen
und Kirchendiener sind zwar zur Rbgabe ihrer Stimme berechtigt,
aber , selbst wenn sie eigentümlichen Besitz in der Gemeinde haben,
zur Teilnahme an der Gemeindevertretung nicht verpflichtet. Die
Pastoren sind als solche berechtigte Mitglieder aller Dorfversamm¬
lungen ihres Kirchspiels.

Rusgeschlossenvon der Gemeindevertretung und von der kvahl
zu Deputierten in dieselbe sind Personen , denen das Niederlassungs¬
recht noch nicht erteilt ist, kveiber und Unmündige, Bankerottie¬
rer und wegen unehrenhafter ksandlungen verurteilte . Ruch ist
das Rmt befugt, Personen wegen Trunkfälligkeit , Völlerei , unordent¬
lichen Lebenswandels, Widersetzlichkeitgegen obrigkeitliche Rnord-
nungen das Recht der Teilnahme an der Gemeindevertretung auf
kürzere oder längere Zeit aus eigenem Rntrieb oder auf Antrag
des Schulzenrats oder der Gemeindevertretung zu entziehen ; doch
kann der Betreffende gegen diese Entziehung bei unserer Landes¬
regierung rekurrieren.

8 7. Für jede Genieindg hat das Rmt mit Zuziehung der Ge¬
meindeversammlung ihre besondere Verfassung in einem Vrtsstatut
zu verzeichnen. Gegenstände dieses Status sind : l . Festsetzungen über
solche Angelegenheiten der Gemeinde sowie über solche Rechte und
Pflichten ihrer Mitglieder , hinsichtlich deren dieses Gesetz Verschie¬
denheiten gestattet oder keine ausdrücklichen Vorschriften enthält.
2. Bestimmungen über den Zeitpunkt und die Rrt der Einführung
dieses Gesetzes, über sonstige eigentümliche Verhältnisse und Ein¬
richtungen.

Das Vrtsstatut bedarf der Bestätigung Unserer Landesregierung.

Stadt-Srdnung für die Residenzstadt Neustrelitz vom Zy. Zull 19N-
8 2. Das Bürgerrecht enthält die Befähigung , innerhalb des

städtischen Verbandes nach, Maßgabe dieser Stadtordnung an den
dem öffentlichen Recht angchörenden Befugnissen, insbesondere an
der städtischen Verwaltung und Vertretung , teilzunehmen. Zur Erfül¬
lung anderer Gbliegcnheiten , als den sich aus dieser Stadtordnung
ergebenden, verpflichtet das Bürgerrecht nicht.

8 3. Bürger können nur Männer werden, welche dem Staatsver-
bande des Großherzogtums Mecklcnburg-Strelitz angehören , das
25. Lebensjahr vollendet haben, ihren Wohnsitz in dem Gemeinde-
bezirk Neustrelitz haben und nicht Militärpersonen des aktiven Dienst-
standes sind.

8 l«. Der Magistrat führt über sämtliche Bürger ein Verzeichnis
<8ürgerrolle ), in welchem bei dem betreffenden Namen zu vermer¬
ken ist, ob das Bürgerrecht verloren ist oder ruht.
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t Z 23. Das aktive und passive Wahlrecht steht jedem Reustrclitzer
4 Einwohner zu, welcher in die Bürgerrolle eingetragen (Z 10) und
E an der Ausübung der Bürgerrechte nicht behindert ist (Z 12). Mit-
t glieder des Magistrats , städtische Beamte oder Diener, Beamte der
l Staatsanwaltschaft oder der Polizei können nicht gewählt werden,'
? ebensowenig solche Staatsbeamte , denen die Gberaufsicht über

städtische Angelegenheiten obliegt.
l Personen, welche miteinander im zweiten Grade oder näher ver-
l wandt oder verschwägert sind, dürfen nicht gleichzeitig Mitglic-
1 der der Stadtverordnetenversammlung oder dieser Versammlung und
) des Magistrats sein. Sind solche Bürger gleichzeitig gewählt , so wird
^ der ältere von ihnen allein zugelassen.
) Wählbar zu Stadtverordneten sind diejenigen, welche zur Zeit der
' Wahl im Besitze des vollen Bürgerrechts sind, auch wenn sie aus
: Irrtum oder versehen,oder weil sie zur Zeit der Aufstellung der
- Wählerliste das Bürgerrecht noch nicht besaßen, in die Liste nicht
z eingetragen sind.
- Revidiertes Statut über das Bürgerrecht und die Wahl zum vürger-
i ausschusse in der Stadt Zrieülanü . vom 31. August 1875.

8 , . Diejenigen Mitglieder der Stadtgemeinde, welche zur Teil¬
nahme an der städtischen Verwaltung und Vertretung befähigt sein

; wollen, müssen das Bürgerrecht gewonnen haben und, wenn sie
' es noch nicht besitzen, gewinnen.

8 2. Vas Bürgerrecht gewährt das Recht, an den Gemeindewahlcn
; teilzunehmen, und befähigt zur Übernahme unbesoldeter Ämter und
's Dienste in der Gemeindeverwaltung und Gemeindevertretung . Ls
1 verpflichtet andererseits zur Übernahme solcher Ämter und Dienste,
j 8 S- Tin Anrecht auf das Bürgerrecht hat jedes männliche selb-
! ständige Mitglied der Stadtgcmeinde, welches dem mecklenburg-strelitz-
2 scheu Staatsverbande angehört und das 25. Lebensjahr vollendet
^ hat, wenn es seit zwei Jahren hiesiger Einwohner ist, während der
i seiner Bewerbung um das Bürgerrecht voraufgcgangencn zwei Jahre
j keine Armenunterstützung aus öffentlichen Mitteln empfangen hat
1 und während derselben die zur Hebung gekommenen städtischen Ab-
j gaben entrichtet hat . Außerdem muß cs die vollen Ehrenrechte be-
. sitzen, für seine Person nicht unter Kuratel stehen und dürfen weder
l konkursmäßige Einleitungen noch ein formeller Konkurs über sein
l vermögen anhängig sein.s

Grotzherzogtum Oldenburg .')
' Revidierte Semeindeordüung für das Herzogtum Vldenburg vom
i , r . April , 873 in der am , . Februar , 9,4 geltenden Fassung.
> Art. , S. 8 Das Gemeindebürgerrecht besteht in dem Recht der
^ Teilnahme an den Gemeindewahlcn sowie in der Befähigung zu
- unbesoldeten Ämtern und Funktionen in der Gemeindeverwaltung

und Gemeindevertretung.
8 2. Jeder im Vollbesitze der bürgerlichen Ehrenrechte befind-

liche selbständ iqe männliche Angehörige des Deutschen Reichs er-
1) vgl . Fußnote l Seite 3. 7
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wirbt das Gemeindebürgerrecht , wenn er seit drei Jahren der Ge¬
meinde angehört und zu den Gemeindelasten beigetragen hat.

Revidierte Gemeindeordtnung für das Fürstentum « Lübeck vom
Sv. März 1876 in der am 1. Dezember sys2 geltenden Fassung.

Art . S. 8 l - 3ur Gemeinde gehören mit Ausnahme der servis¬
berechtigten Rlilitärpersonen des aktiven Dienststandes alle diejeni¬
gen , welche innerhalb des Gemeindebezirks ihren Wohnsitz , d . h. eine
Wohnung unter Umständen innehaben , welche auf die Absicht der
dauernden Beibehaltung einer solchen schließen lassen.

Art . S. 8 1- Das Gemeindebürgerrecht besteht in dem Rechte der
Teilnahme an den Gemeindewahlen sowie in der Befähigung zu
unbesoldeten Ämtern und Funktionen in der Gemeindeverwaltung
und Gemeindevertretung.

8 2. Gcmeindebürger ist jeder selbständige männliche Gcmeinde-
angehörige , der zugleich s ) dem Deutschen Reiche angehört , b> im
Vollbesitze der bürgerlichen Ehrenrechte sich befindet , o) ununter¬
brochen drei Jahre in der Gemeinde seinen Wohnsitz gehabt und
zu den Gemeindelasten beigetragen hat.

Als selbständig im Sinne dieses Gesetzes sind nicht anzusehen Per¬
sonen , welche a) das 24 . Lebensjahr noch nicht vollendet haben,
oder b) in dem Rechte , über ihr vermögen zu verfügen und das¬
selbe zu verwalten , durch gerichtliche Verordnung beschränkt sind,
oder o> als Dienstboten oder Gewerbegehilfen im Brote eines anderen
stehen und keine eigene Wohnung haben.

8 3. von dem Erfordernis des dreijährigen Wohnsitzes und Bei¬
trags zu den Gemeindclasten kann auf Antrag des Beteiligten durch
Beschluß des Gemeinderats abgesehen werden.

8 4- Der Vorstand ist im Einverständnisse mit der Gemeindevertre¬
tung befugt , auswärtigen Personen , welche sich um die Gemeinde
besonders verdient gemacht haben , ohne Rücksicht auf die oben ge¬
dachten besonderen Erfordernisse , das Lhrenbürgerrecht zu verleihen,
womit die Pflichten der Gemeindebürger nicht verbunden sind.

Art . V4. 8 1- Stimmberechtigt in der Dorfschaftsversammlung,
abgesehen von der Versammlung zur Wahl eines Bauernvogts
(Art , 96 ), ist jeder im Vollbesitze der bürgerlichen Ehrenrechte be¬
findliche selbständige männliche Dorfschaftsgenossc , der auch in Gc-
meindeangelegenheiten stimmberechtigt ist.

8 2. Als gesetzlicher Vertreter in der Dorfschaftsversammlung
gelten : a) der Ehemann für seine Ehefrau , l>) der Vater für seine
in der väterlichen Gewalt stehenden oder minderjährigen Rinder,
o) der Vormund oder Rurator für die unter Vormundschaft oder
Ruratel stehenden Genossen , 6) die Nießbraucher für die Eigen¬
tümer , o) der Pächter oder Verwalter für den abwesenden , nicht
durch einen Bevollmächtigten vertretenen Eigentümer , ingleichen
für eine juristische Person , wenn ein Grundstück von mehreren
Pächtern benutzt wird , entscheidet unter denselben die höhere Pacht¬
summe und bei gleicher Pachtsumme das höhere Lebensalter.

8 3. Eine Bevollmächtigung zum Erscheinen in der vorfschaftr-
versammlung ist nur gestattet : s > den Frauenzimmern , welche keine
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gesetzlichen Vertreter haben, b) den außer der Dorfschaft wohnenden
Genossen, o) denjenigen Genossen, welche glaubhaft nachgewiesen
haben, daß sie durch Rrankheit oder Abwesenheit in der Versamm¬
lung zu erscheinen verhindert sind. Als Bevollmächtigter kann nur
derjenige zugelassen werden, der in Gemeindeangelegenheiten stimm¬
berechtigt ist.

Art. 96. Z I. Jeder Vorfschaft ist ein Bauernoogt vorgesetzt, der
von der Dorfschaftsversammlung auf sechs Jahre gewählt wird.
Für jeden Bauernvogt ist in der Regel ein Stellvertreter zu wählen.
Zn der zum Zwecke dieser .Wahlen zu berufenden Versammlung ist
jeder Gemeindebürger, welcher in der Dorfschaft seinen Wohnsitz
hat, gleich stimmberechtigt.

Die Abstimmung geschieht je nach dem Beschlüsse der Versamm¬
lung durch Stimmzettel oder durch offene Stimmgebung zu Proto¬
koll. Derjenige ist als gewählt anzusehen, auf welchen mehr als
die Hälfte der abgegebenen Stimmen gefallen sind (absolute Stim¬
menmehrheit). Ergibt sich bei der ersten Abstimmung keine absolute
Stimmenmehrheit, so werden diejenige» beiden Personen, welche
die meisten Stimmen erhalten haben, auf die engere Wahl gebracht.
Bei Stimmengleichheit entscheidet das durch die Hand des Vorsitzen¬
den zu ziehende Los.

Der Bauernvogt und der Stellvertreter werden vom Amte (jetzt
Regierung) bestätigt und auf gewissenhafte Wahrnehmung der Ge-
»ossenschaftsangelegenheiten und ihrer sonstigen dienstlichen Ob¬
liegenheiten eidlich verpflichtet. Bei einer Wiederwahl bedarf es
bloß der Hinweisung auf den geleisteten Lid. Die Bestätigung kann
nur unter Angabe von Gründen versagt werden.

wählbar zum Bauernvogt sowie zum Stellvertreter desselben ist
jeder stimmberechtigte Genosse, der in der vorfschaft wohnt und
innerhalb derselben mit einem Grundbesitze von über fünf Hek¬
tar angesessen ist.

8 2. Vas Amt eines Bauernvogts ist ein Ehrenamt ; der vauern-
vogt lzat jedoch bei Geschäften außerhalb der vorfschaft Ansprucki
auf eine billige , von der Vorfschaftsversammlung besonders zu be¬
stimmende Vergütung.

lievidierte Gemeindeordnung für dar Fürstentum virkenfeld vom
28. März >876 mit den Änderungen und Ergänzungen bis zum

Jul ! >909.
Art. >S. 8 1- 3ur Gemeinde gehören, mit Ausnahme der servis¬

berechtigten Militärpersonen des aktiven vienststandes, alle die¬
jenigen, welche innerhalb des Gemeindebezirksihren Wohnsitz haben.

8 2. Der Großherzog und die Mitglieder des großherzoglichen
Hauses sind vom Gemeindeverband ausgenommen.

8 S. Die Erhebung von Linzugsgeldern findet nicht statt.
Art. >7. 8 I- Das Gemeindebürgerrecht besteht in dem Rechte der

Teilnahme an den Wahlen sowie in der Befähigung zu unbesolde.
ten Ämtern und Funktionen in der Gemeindeverwaltung und Ge¬
meindevertretung.

8 2. Demeinüebiirger ist jeder selbständige männliche Gemeinde-
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angehörige , der zugleich a) dem Deutschen Reiche angehört , b) im
Vollbesitze der bürgerlichen Ehrenrechte sich befindet, o) drei Jahre
in der Gemeinde seinen Wohnsitz gehabt und zu den Gemeindelasten
beigetragen hat.

8 S. Als selbständig im Sinne dieses Gesetzes sind nicht anzusehen
Personen, welche a) das 24. Lebensjahr noch nicht vollendet haben,
b) in dem Rechte, über ihr vermögen zu verfügen und dasselbe zu
verwalten , durch gerichtliche Verfügung beschränkt sind, o) als Dienst¬
boten oder Gewerbsgehilfen im Dienst eines anderen stehen und
keine eigene Wohnung haben.

ß 4. von dem Erfordernis des dreijährigen Wohnsitzes und Bei¬
trages zu den Gemcindelajten kann auf Antrag des Beteiligten durch
Beschluß des Gemeinderats abgesehen werden.

8 S. Die Erhebung von Bürgerrechtsgeldern findet nicht statt.
8 S. Durch Beschluß des Gemeinderats können auswärtige Per¬

sonen, welche sich um die Gemeinde besonders verdient gemacht
haben, als Ehrenbürger ausgenommen werden, welche Aufnahme
jedoch lediglich eine Auszeichnung und mit keinen Pflichten ver¬
bunden ist.

Grotzherzogtuin Sachsen-Weimar -Eisenach.
Semeindeordnung für das Sroßherzogtum Sachsen vom 1?. April

'18YS nebst Ausführungsverordnung vom 18. April 1845 und Se>
setzesnachträgen vom 8. März 1402, 2b. Zebrnar 1402, SV. März

1404 und 22. März 1405.
Art. 16. Bürger in der Gemeinde sind diejenigen selbständigen

Personen, welche das Bürgerrecht in derselben erworben haben.
Art. 12. Das Bürgerrecht umfaßt : 1. das Recht der Mitbenutzung

und Teilnahme am Gemeindegut, soweit nicht dessen Nutzungen aus
dem Grunde genügender Rechtstitel einzelnen oder einzelnen Klassen
von Gemeindegliedern zustehen oder zugesprochen werden ; 2. dar
Recht der Abstimmung über Gemcindeangelegenheiten im allgemei¬
nen, insbesondere aber bei Wahlen zu Gemeindeämtern ; 3. für die
männlichen Bürger das Recht der Wählbarkeit zu Gemeindeämtern
nach Maßgabe der hierbei bestehenden Vorschriften.

Art. 18. Die besondere Berechtigung der Bürgerwitwen auf Mit¬
benutzung und Teilnahme am Gemeindegut, soweit sie ihren ver¬
storbenen Ehemännern zustand, richtet sich nach jedes Drtes Gewohn¬
heit und Statut.

Art. 20. Die Erwerbung des Bürgerrechts setzt voraus : 1. eine
physische Person, 2. rechtliche Selbständigkeit, 3. den Besitz der
Staatsangehörigkeit im Großherzogtum, 4. den Besitz der bürger¬
lichen Ehrenrechte.

Im übrigen wird weder durch Geburt , Geschlecht,  Beruf , Re¬
ligion noch durch sonstige persönliche Verhältnisse ein Unterschied
in der Berechtigung. zur Gewinnung des Bürgerrechts gemacht. . .

Art. 22. Die Bedingungen der Verleihung des Bürgerrechts sind:
l . eine selbständige Nahrung , mag dieselbe auf Grundbesitz, Kapi¬
talbesitz, Rentenbezug, Gewerbebetrieb , Anstellung oder auf anderen
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Erwerbsquellen beruhen, 2. Ansässigkeit im Gemeindebezirke oder
ein unmittelbar vorausgegangener zweijähriger Aufenthalt in dem¬
selben.

Art. St - Die Ausübung des Stimmrechts muß in der Kegel in
Person bewirkt werden. Ausnahmsweise ist Stellvertretung durch
einen dem Gemeindevorstande schriftlich angezeigten Bevollmäch¬
tigten nachgelassenden im Art . 30 unter l und 2 genannten Stimm¬
berechtigten sowie denjenigen Bürgern , welche durch bescheinigte
Krankheit oder Abwejenbeit genügend entschuldigt sind. Die Stell¬
vertretung ist dagegen geboten hinsichtlich der Frauen  und Bevor¬
mundeten- für die letzteren hat der Vormund, für die erstercn
der Ehemann, Sohn, Bruder , Schwager, Schwiegersohn oder Stief¬
sohn in vermutlichem Aufträge , sonst aber schriftlich zu benennende
Bevollmächtigte das Stimmrecht auszuüben.

Art. 4b. Die Wahl der Gemeindebehörden erfolgt, soweit nicht
auf Grund des Art . 45 etwas anderes angeordnet ist, von der Ge¬
meindeversammlung.

Art. 48. Wahlberechtigt sind alle diejenigen, welche nach Art . 30
das Stimmrecht ausüben können, wählbar alle stimmberechtigten
männlichen Bürger , welche das 25. Lebensjahr zurückgelegt haben
und die zur Bekleidung eines Gemeindeamts erforderliche Achtung
genießen.

Art. 57 (Wahl des Demeinderates). Die beschriebenen Wahl¬
zettel werde» von jedem Wähler persönlich in ein aufgestelltes Ge¬
fäß gelegt . Zusendung der Wahlzettel ist nicht gestattet. Abstim¬
mung durch zulässige Stellvertreter ist nur denjenigen erlaubt , welche
ihr Stimmrecht überhaupt durch solche ausüben können IÄrt . 3l ).

Herzogtum Vraunschrveig.
Sesetz betr . Stäüteordnung für das Herzogtum vraunschwelg vom

18. Juni 18S2.

8 14. Vas Bürgerrecht verleiht die Befugnis, an der Wahl der
Stadtverordneten tcilzunehmen und unbesoldete Ämter in der Stadt¬
verwaltung zu übernehmen.

8 15. Befähigt und verpflichtet zum Erwerbe sind alle männ¬
lichen Gemeindcgenossen, welche I. die braunschweigische Staats¬
angehörigkeit besitzen, 2. das 25. Lebensjahr zurückgelegt haben,
3. mindestens ein Jahr lang in der Stadt den Wohnsitz gehabt haben,
4. im Besitz der bürgerlichen Ehrenrechte sich befinden, 5. weder
für ihre Person noch für ihr vermögen unter Kuratel stehen, 6. zur
Zahlung von direkter Gemeindesteuer verpflichtet sind und im letzten
Jahre vor dem Erwerbe des Bürgerrechts die ihnen auferlegte
Gemeindesteuer gezahlt haben.

Die Meldung zur Aufnahme in die Bürgerrolle muß binnen drei
Monaten nach zurückgelegtem 25. Lebensjahre bzw. Ablauf des
Wohnsitzjahres bei dem Stadtmagistrate angebracht werden. Wer
die Meldung unterläßt und einer dieserhalb an ihn ergangenen
Aufforderung des Stadtmagistrats binnen Monatsfrist nicht nach¬
kommt oder die Annahme des Bürgerscheins verweigert, wird von
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Amts wegen unter entsprechender Benachrichtigung in die Bürger¬
rolle eingetragen und gilt hiermit das Bürgerrecht als erteilt
(88 lZ, 20).

Bei neu anziehenden Gemeindegenossenbeginnt das Wohnsitzjahr
<Ziff. 3) mit dem Tage ihrer Anmeldung bei der Stadtpolizei¬
behörde bzw. der sonst bestimmten Stelle . Der Stadtmagistrat ist
befugt, Gemeindegenossen das Erfordernis des Wohnsitzjahres zu
erlassen und ihnen schon vor Ablauf desselben das Bürgerrecht zuerteilen.

Aktive Militärperfonen sind nicht verpflichtet, das Bürgerrecht
zu erwerben, aber dazu berechtigt, wenn sie an den Gemeindelasten
teilnehmen.

Z 29. Jeder wahlberechtigte Bürger kann zum Stadtverordneten
gewählt werden.
Gesetz, betreffend Landgemeinüeordnung für dar Herzogtum vraun-

schweig, vom 28. Zuni 1892.
8 13. Wahlberechtigt sind alle männlichen Gemeindegenossen,

welche 1. die braunschweigischeStaatsangehörigkeit besitzen, 2. dar
25. Lebensjahr zurückgelegt haben, 3. mindestens ein Jahr lang
in der Gemeinde den Wohnsitz gehabt haben, 4. im Besitze der bür¬
gerlichen Ehrenrechte sich befinden, 5. weder für ihr vermögen noch
für ihre Person unter Kuratel stehen, 6. zur Zahlung von Ge¬
meindesteuer verpflichtet sind und im letzten Jahre vor Auslegung
der Wählerliste die ihnen auferlegtc Gemeindesteuer gezahlt haben.

Bei neu anziehenden Gemeindegenossen gilt das Wohnsitzjahr
(Ziff. 3) mit dem Tage ihrer Anmeldung bei der Grtspolizei bzw.
der sonst bestimmten Stelle . Der Gemeinderat ist befugt. Gemeinde¬
genossen das Erfordernis des Wohnsitzjahres zu erlassen und ihnen
schon vor Ablauf desselben die Wahlberechtigung zu erteilen.

8 13. Ferner find wahlberechtigt : 1. die herzogliche Kammer
wegen der in der Gemeinde belegenen Güter , Höfe und Häuser des
Kammerguts und Klosterfonds' 2. nicht unter 8 l5 fallende natür¬
liche Personen, einschl. Personen unter 25 Jahren , Frauenzimmer
und unter Kuratel stehende Personen , als Besitzer von Gütern,
Gehöften, Wohnhäusern, Fabriken , Hütten, Salinen , Gruben und
anderen für sich bestehenden gewerblichen oder landwirtschaftlichen
Betrieben , wenn bei ihnen die Voraussetzungen der Ziffern 4 und 6
des 8 W zutreffen.

8 18. Wählbar zu allen Gemeindeämtern sind alle wahlberech¬
tigten , welche die braunschweigischeStaatsangehörigkeit besitzen, mit
Ausnahme der Frauen , der Personen unter 25 Jahren und der
unter Kuratel stehenden sowie derjenigen Personen, welche sich nicht
regelmäßig in der Gemeinde aufhalten.

8 23. Die nach 8 l5 Wahlberechtigten müssen das Wahlrecht in
Person ausüben . Die nach 8 l6 3iff . I wahlberechtigte herzog¬
liche Kammer wird durch ihre verfassungsmäßigen Brgane oder
deren Bevollmächtigte vertreten.

Die nach 8 l6 Ziff. 2 wahlberechtigten Minderjährigen und Ku¬
ranten werden durch ihre gesetzlichen Vertreter , Ehefrauen durch
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ihre Ehemänner, nicht verheiratete Frauenzimmer oder von ihrem
Manne verlassene bzro. getrennt lebende Ehefrauen durch Bevoll¬
mächtigte, Personen im Alter von 21 bis 28 Jahren durch auf ihren
Antrag von dem Amtsgerichte des Bezirks, in welchem gewählt
werden soll, zu bestellende Bevollmächtigte vertreten ; die sonstigen
nach 8 16 3iff . 2 Wahlberechtigten können das Wahlrecht Person-
lich' durch einen Vertreter ausüben , sind aber auch befugt, sich durch
einen Bevollmächtigten vertreten zu lassen. Miteigentümer eines
wahlberechtigten Grundstücks können das Wahlrecht nur durch einen
von ihnen ausüben lassen und haben sich über die Person des Be¬
rechtigten zu einigen ; geschieht dies nicht, so soll derjenige, welcher
den größten Anteil besitzt, zur Ausübung des Wahlrechts befugt sein.

Vertreter und Bevollmächtigte müssen den Voraussetzungen der
Ziffern 2, 4 und 5 des Z 15 entsprechen. Vertreter haben sich vor
der Wahl , soweit erforderlich, gehörig auszuweisen. Bevollmäch¬
tigte haben schriftliche Vollmacht beizubringen, und muß wenigstens
die Unterschrift des Vollmachtgebers durch einen öffentlichen Be¬
amten, der ein Dienstsiegel führt , beglaubigt sein.

Herzogtum Anhalt.
Gemeinde-, Stadt - und vorforünung vom 26. Mai 1882.

I. Gemeindeordnung.
8 2. Die Bestimmungen der Gemeindeorünung sind sowohl auf

Städte als Dörfer anwendbar.
8 S. Die besondere Verfassung der Städte wird durch die Stadt¬

ordnung und die der Dörfer durch die Dorfordnung geregelt.
8 IS. Für den Bereich eines selbständigen Gutsbezirks ist der Be¬

sitzer des Guts zu allen Pflichten und Leistungen verbunden, welche
den Gemeinden für den Bereich ihres Gemeindebezirks im öffent¬
lichen Interesse gesetzlich obliegen. Derselbe führt als Gutsvorsteher
die den Gemeindevorständen obliegende Verwaltung und übt ins¬
besondere die in ZZ 10 und I I des Gesetzes vom 7. April 1878, betr.
die Bildung von Amtsbezirken usw. <Nr. 489 der Anhalt . Ges.-L.)
aufgeführten obrigkeitlichen Befugnisse und Pflichten sowie das Recht
zur Ernennung der Waisenräte , welches in 8 2 des Gesetzes vom
28. Februar 1877 flkr. 447 der Anhalt . Ges.°S.) den polizeivcrwal»
tern der Gutsbezirke übertragen worden ist, anstatt der letzteren ent¬
weder in Person oder durch einen von ihm zu bestellenden, zur
Übernahme des Amts befähigten Stellvertreter aus . Der letztere
muß seinen beständigen Aufenthalt im Gutsbezirke oder in dessen
unmittelbarer Nähe haben.

Rücksichtlich dieser Rechte und Pflichten werden Ehefrauen durch
den Ehemann, Rinder unter väterlicher Gewalt durch den Vater,
Pflegebefohlene durch ihren Vormund oder Rurator , Eltern durch
den Sohn, wenn sie demselben die Verwaltung des Gutes dauernd
übertragen haben, vertreten . Auch bleibt dem Besitzer eines Gutes
überlassen, einzelne oder sämtliche Geschäfte an den Vorsteher einer
benachbarten Gemeinde auf Grund einer desfallsigen Vereinbarung
mit Zustimmung der Gemeinde zu übertragen.
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8 >tz. Die Bestellung eines Stellvertreters muß erfolgen, wenn
l . das Gut einer unverheirateten Besitzerin, einer juristischen Per¬
son oder einer Lrwerbsgesellschaft gehört,' 2. mehrere Besitzer sich
nicht darüber einigen können, wer von ihnen die Geschäfte des Guts¬
vorstehers wahrnehmen soll) 3. der Gutsbesitzer kein Angehöriger
des Deutschen Reiches ist oder seinen beständigen Aufenthalt nicht
im Gutsbczirke, beziehentlich in dessen unmittelbarer Nähe hat)
4. derselbe wegen Krankheit oder aus andern in seiner Person
liegenden Gründen außerstande ist, die Pflichten eines Gutsvor-
stehers zu erfüllen.

Für die vom Hauptgute zu entfernt belegenen Teile eines selb¬
ständigen Gutsbezirks kann von dem Rreisausschusse die Bestellung
eines besonderen Stellvertreters angcordnet werden, sofern dies für
eine ordnungsmäßige örtliche Verwaltung erforderlich scheint.

II . Stadtordnung.
8 45. Die Bürger allein sind stimmfähig, wahlberechtigt und

wählbar zu städtischen Gemeindeämtern.
8 52. Vas Bürgerrecht steht nur solchen männlichen Gemeinde¬

angehörigen zu, welche l . geschäftsfähig sind und das 25. Lebens
jahr zurückgelegt haben, 2. im Vollbesitz der bürgerlichen Ehren¬
rechte sich befinden und außerdem 3. entweder g) im Gemeindebezirke
ein Wohnhaus oder andere Grundstücke', welch letztere mindestens
mit 0,lS Mark zur Einheit der Staatsergänzungssteuer veranlagt
sind, oder b) wenigstens mit 0,60 Mark vom persönlichen Ein¬
kommen bzw. mit 0,38 Mark Gehaltssteuer zur Einheit cin-
geschätzt sind.

In Beziehung auf den Erwerb und die Ausübung des Bürger- !
rechts werden Einkommen und Steuerzahlungen der Ehefrau und der
in väterlicher Gewalt befindlichen Rinder dem Ehemann beziehent¬
lich dem Vater angerechnet.

8 85. Die ' Stadtverordneten werden aus den wählbaren Bür¬
gern von den wahlberechtigten Bürgern gewählt.

III . Dorfordnung.
8 NO. Das Gemeinderecht besteht in dem Rechte zur Mitwirkung ^

in allen Gemeindeangelegenheiten der Dörfer , zur Teilnahme an ^
den Gemeindebeschlüsscn und Wahlen sowie in der Befähigung zur ^
Übernahme unbesoldeter Ämter und Funktionen in der Gemeinde- ;
Verwaltung und Vertretung . Dasselbe steht nur solchen männlichen
Gemeindeangehörigen zu, welche 1. volljährig und geschäftsfähig >
sind, 2. sich im Vollbesitze der bürgerlichen Ehrenrechte befinden
und außerdem 3. entweder innerhalb des Gemeindebezirks ein Wohn¬
haus oder sonstige liegende Grundstücke, welch letztere mindestens
mit 0,15 Mark zur Einheit der Lrgänzungssteuer veranlagt sind,
besitzen, oder wenigstens mit 0,30 Mark vom persönlichen Ein¬
kommen bzw. mit 0,26 Mark Gehaltssteuer zur Einheit ein¬
geschätzt sind.
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Herzoglum Sachsen-Meiningen.
Semeindeorünung vom 16. Mär ; 189?.

Art. 11. Bürger der Gemeinde ist, wer daselbst das Gemeinde-
recht (Bürgerrecht) besitzt. Vas Gemeinderecht umfaßt I. das Recht
der Teilnahme an den Gemeindewahlen und an der Abstimmung
in der Gemeindeversammlung, 2. das Recht der Mitbenutzung und
Teilnahme am Gemeindegut nach Maßgabe der Art . 87—89.

Art. 12. Jedem männlichen deutschen Einwohner einer Gemeinde,
welcher u) das 25. Lebensjahr vollendet hat , b) im vollen Besitz
der bürgerlichen Ehrenrechte ist (Z 34 3iff . 1—6 des RStrGB .),
steht daselbst das Gemeinderecht zu, wenn er I . im Gemeindebezirk
ein Wohnhaus allein oder mit anderen zusammen besitzt und be¬
wohnt oder daselbst selbständig ein stehendes Gewerbe oder selb¬
ständig und mit "eigenem Spannvieh die Landwirtschaft betreibt,
oder daselbst als Rechtsanwalt oder als Arzt sich niedergelassen
hat und mindestens seit einem Jahr seinen Wohnsitz im Gemeinde¬
bezirk hat, oder 2. einen eigenen Hausstand und mindestens seit
drei Jahren im Gemeindebezirk seinen Wohnsitz hat oder Z. da¬
selbst als Reichs-, Hof-, Staats - oder Gemeindebeamter oder im Schul¬
oder Rirchendienst ohne Vorbehalt des Widerrufs oder - er Kün¬
digung angestellt ist.

Den Wohnsitz im Gemeindebezirk hat im Sinne dieses Gesetzes,
wer innerhalb des Gemeindebezirks eine Wohnung unter Umstän¬
den innehat , welche auf die Absicht der dauernden Beibehaltung
derselben schließen lassen.

Art. iS. Die Ausübung des Gemeindercchts ruht , 1. wenn gegen
einen Bürger wegen eines Verbrechens oder Vergehens, welches
die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte zur Folge haben
kann, das Hauptverfahren eröffnet oder derselbe zu gerichtlicher
Haft gebracht ist, so lange, bis das Strafverfahren beendet ist;
2. für die Dauer der Entmündigung,' 3. nach eräffnetem Konkurs
für die Dauer des Konkursverfahrens ! 4. wenn ein Bürger Armen-
Unterstützung aus öffentlichen Mitteln erhält , für die Dauer eines
Jahres nach Empfang einer Unterstützung, sofern diese nicht früher
erstattet ist; 5. wenn ein Bürger die ihm obliegenden Gemeindc-
abgaben binnen sechs Monaten nach deren Fälligkeit nicht voll¬
ständig berichtigt hat , bis zur Berichtigung. Das Staatsministerium,
Abteilung des Innern , bestimmt, unter welchen Voraussetzungen
einer Armenunterstützung aus öffentlichen Mitteln die unter 4 er¬
wähnte Wirkung zukommt. Rückstände von Zwangserziehungskosten
sind der Armenunterstützung gleichzuachten.

Art. 18. Außer den Bürgern sind stimmberechtigt Deutsche ohne
Unterschied des Alters und Geschlechtes, welche 1. in der Gemeinde
ihren Wohnsitz haben und mit Grundbesitz angesessen sind oder 2. da-
selbst zur Bewirtschaftung ihres Grundbesitzes oder zum Betrieb
ihrer Fabriken oder sonstigen gewerblichen Anlagen dienende be¬
wohnte Gebäude besitzen, wenn sie 3. mindestens seit einem Jahr
nach einem Jahressteuersatz der Staatssteucrn von mehr als 15 Mark
zu den Gemeindeabgaben beitragspflichtig sind und 4. die in Art . 13
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und Art . 14 aufgeführten Umstände nicht vorliegen . Unter den
Voraussetzungen 3iff . l , 2, und Z sind stimmberechtigt auch juri¬
stische Personen . Als Wohnsitz gilt bei diesen der Sitz in der Ver¬
waltung der Gemeinde.

Vas Stimmrecht der genannten Stimmberechtigten ist nach Vor¬
schrift des Art . 17 zu bemessen.

Art. ly . Die in Art . 18 genannten Stimmberechtigten werden
durch bevollmächtigte Bürger der Gemeinde und, wenn sie einen
gesetzlichen Vertreter haben und dieser Bürger ist, durch diesen
Vertreter (Ehefrauen durch die Ehemänner, Minderjährige durch
die Vormünder) bei Ausübung des Stimmrechts vertreten . 5m übri¬
gen muß das Stimmrecht in Person ausgeübt werden. Nur im
Falle der Verhinderung durch Rrankheit oder Abwesenheit ist Ver¬
tretung durch einen bevollmächtigten Bürger zulässig. Die Voll¬
macht muß schriftlich in glaubhafter Form erteilt sein und ist an den
Gemeindevorstand oder Wahlvorstand zu übergeben. Die in Art . 1Z
erwähnten Umstände dürfen in der Perlon des Vertreters nicht vorliegen.

Art. 22. wählbar ist jeder Bürger , welcher zum Eintritt in den
Gemeinderat befähigt ist, und jeder Nichtbürger, welcher im übri¬
gen den Voraussetzungen der Art . 51 Abs. 1 genügt . Fällt die
Wahl auf einen Nichtbürger, so erwirbt derselbe mit Antritt seines
Amtes das Bürgerrecht.

Der Gewählte muß seinen Wohnsitz in der Gemeinde haben oder
doch mit Antritt seines Amtes dahin verlegen, es sei denn, daß in
kleinen Landgemeinden, denen es an geeigneten Personen zur Be¬
kleidung der Gemeindeämter gebricht, der Einwohner einer Nach-
bargemeindc gewählt würde.

Herzogtum Sachsen-Toburg -Gotha.
Gemeindegesetzvom 11. Juni 1838 (für Gotha).

8 S. Das Gemeindeheimatsrecht enthält die Befugnis : 1. zum
bleibenden Aufenthalt in dem Heimatbezirke' 2. zur bestimmungs¬
gemäßen Benützung der allgemeinen Anstalten der Gemeinde; I . zur
Teilnahme an den Nutzungen des Gemeindevermögens, der des-
fallsigen Gesetze oder Vrtsgewohnheiten ; 4. zur Beanspruchung des
notwendigsten Lebensunterhalts aus Gemeindemitteln im Falle der
Verarmung und bei Untunlichkeit sonstigen Unterstühungsbezugs;
5. für die selbständigen Heimatsberechtigten männlichen Geschlechts
(Bürger , Nachbarn) unter den sonstigen gesetzlichen Voraussetzungen:
a) das Recht, durch Heirat eine Familie zu gründen ; d) das Recht der
Stimmgebung in Gemeindeangelegenheiten,' e) das Recht der Wähl¬
barkeit zu Gemeindeämtern (vgl. die ZZ 41, 72, 75).

Der Erwerb von Grundstücken jeder Art im Gemeindebezirk ver¬
pflichtet nicht zum Erwerb des Heimatrechts in der betreffenden
Gemeinde.

8 6. Das Gemeindeheimatsrecht wird erworben : s) durch Ehe;
b) durch Geburt ; o) durch Legitimation eines unehelichen Rindes
und durch Adoption ; 6) durch Aufnahme ; s) durch Anstellung;
k) durch Zuweisung.
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8 7. Durch die Ehe wirü für die Ehefrau das Heimatsrecht im
Heimatsbezirk ihres Ehemannes erworben. Mit dem Heimatrrecht
des Ehemannes ändert sich gleichmäßig das der Ehefrau.

8 27. Die Aufnahme — sowohl einziehcnder Manns - als Frauens¬
personen, sofern letztere die Aufnahme selbständig für sich und zur
Begründung eines eigenen Hausstandes nachsuchen— ist bedingt:
I. durch den Nachweis eines güten Leumundes auch, seitens des
Aufzunehmenden selbst und der ihm folgenden und über 14 Jahre
alten Familienglieder ; 2. durch den Nachweis, daß der Aufzuneh¬
mende und die ihm folgenden Familienglieder mit Erfolg geimpft
wurden, oder daß dieselben die natürlichen Blattern gehabt haben;
Z. durch den Nachweis eines bestimmten Nahrungszweiges oder
Vermögens; 4. durch die Entrichtung eines Bürgergeldes . Die Auf¬
nahme von Ausländern setzt außerdem voraus : 8. daß, wenn sie
Untertanen eines deutschen Bundesstaates sind, der Nachweis gehörig
erfüllter Militärpflicht gegen ihr bisheriges Vaterland oder der
Befreiung von derselben geliefert wird ; 6. daß die zuständige in¬
ländische Staatsbehörde ausdrücklich ihre Zustimmung erteilt.

Guter Leumund ist auf seiten eines die Aufnahme Suchenden nicht
vorhanden, g) wenn er nach den Bestimmungen des Gesetzes über
den Verlust der staatsbürgerlichen und Ehrenrechte wegen ver¬
brechen sNr. SSZ der Ges.°S.) dieser Rechte verlustig geworden oder
an ihrer Ausübung behindert ist; b) wenn ihm, auch ohne daß der
unter Nr . 6u gedachte Zoll vorliegt , doch der begründete Vorwurf
eines gesetzwidrigen oder unsittlichen Lebenswandels oder der Un¬
ordnung oder Nachlässigkeitin seinem Berufe oder seinen häuslichen
Angelegenheiten oder in Erfüllung seiner bisherigen Pflichten als
Gemeindeglied zur Last fällt.

Fremde Israeliten , welche Staate » angehören, in denen entweder
eine Gleichberechtigung zwischen Israeliten und Christen überhaupt
nicht oder doch in bezug auf die dem Herzogtume angchörigen
Israeliten nicht besteht, darf die Erwerbung des Bürgerrechts ver¬
sagt werden, wenn diese auch alle übrigen Erfordernisse für sich
haben.

Z 4s. Die Heimatsberechtigtcn haben sich, sobald sie selbständig
werden, bei dem Gemeindevorstand zu melden und ein »ach den
Verniögcnsverhältnisscn zu bemessendes Bürgergcld , welches den
fünften Teil des von Auswärtigen zu entrichtenden Bürgergeldes
nicht übersteigen darf , an die Gemeinockasse zu zahlen.

Die männlichen Gemeindcangehörigcn sind, bevor sie den eben
erwähnten Obliegenheiten Genüge geleistet haben, zum Genuß der
im Z 5 Nr . Sa —e erwähnten Rechte, auch wenn die sonstigen Vor¬
aussetzungen derselben vorliegcn, nicht zuzulassen.

8 42 (Abs. t und 2>. Die Gemeindeversammlung wirü aus den
stimmberechtigten Gcmeindegliedern gebildet. Stimmberechtigt ist
jeder selbständige, unbescholtene männliche Heimatsbercchtigte,
welcher 1. das 23. Lebensjahr zurückgelcgt, 2. seit Anfang des letzt¬
verflossenen Kalenderjahres eine direkte Staats - und — sofern in
der Gemeinde eine direkte Gemeindesteuer besteht — auch diese
letztere zu entrichten gehabt hat (vgl. jedoch 8 227) und 3. mit
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den ihm obliegenden Staats - und Gemeindeabgaben jeder Art aus
längere Zeit als für das letztverflosscneKalenderjahr nicht im Rück¬
hand sich befindet.

8 7S. Wahlberechtigt sind alle diejenigen, welche nach 8 72 Stimm¬
recht haben. Wählbar ist jeder Stimmberechtigte, welcher das
30. Lebensjahr zurückgelegt hat.

Loburgisches Gemeindegesetz vom 22. Februar 18b? (für die Land¬
gemeinden).

Su 8 67. Die Ausübung des Stimmrechts muß in dxr Regel in
Person bewirkt werden. Stimmberechtigte Frauen  dürfen ihr
Stimmrecht nur durch Stellvertreter ausüben , als welche der Ehe¬
mann, Lohn, Bruder , Schwager, Schwiegersohn und Stiefsohn in
vermutlichem Ruftrage , sonst jedoch nur gehörig zu benennende Be¬
vollmächtigte zuzulassen sind. Außerdem sind Bevollmächtigte nur
für die in Art . 62 a und b genannten Personen sowie für die ab¬
wesenden Nachbarn zulässig, welche zur Ausübung ihres Stimm¬
rechtes eine Vollmacht schriftlich ausgestellt haben. Jeder Bevoll¬
mächtigte muß der Gemeindebehörde als solcher bezeichnet sein,
und es können nur sglche männliche Personen als Bevollmächtigte
zugelassen werden, welche volljährig und nicht nach Art . 63 und 64
unselbständig oder beschälten sind.

Wohnt der Bevollmächtigte nicht in dem Gemeindebezirke, so ist
er nur dann zulässig, wenn der Vollmachtgeber einen Bewohner
des Gemeindebezirks schriftlich bezeichnet, welcher zur Annahme und
Weiterbeförderung aller für den Bevollmächtigten bestimmte» La¬
dungen und Bekanntmachungen in Gcmeindcangelcgenheiten be¬
reit ist.

Rein Nachbar darf mehr als eine Vollmacht nehmen.
Verordnung, die Einführung einer provisorischen Staütordnung für
die Stadt Neustadt betreffend, vom (2. Mai (832 (vgl. 88 72

und 75 Gemeindegesetzvom ll . Juni 1858.)
8 3. Bürger sind diejenigen Gemeindeglieder, welche das Bürger,

recht der Stadt erworben haben.
8 4- Nur die Bürger sind zur Teilnahme an der Stadtverwaltung

berechtigt.

Verordnung, die nunmehr definitiv gültige Staütordnung für die
Stadt Roüach betreffend, vom 2l . Februar (862.

8 3. Ls sind jedoch nur Bürger zur Teilnahme an der Stadt¬
verwaltung berechtigt.

8 4- Bürger sind diejenigen Gemeindeglieder, welche das Bür¬
gerrecht der Stadt erworben haben.

8 S. Vas Bürgerrecht umfaßt : I. Als Rechte: I. vie Teilnahme
an der Stadtverwaltung , insbesondere die aktive und passive Wahl¬
fähigkeit zu städtischen Ämtern nach Maßgabe und unter den Ein¬
schränkungen gegenwärtiger Stadtordnung . 2. vie Teilnahme an
den Erträgnissen der Waldes, soweit solche den Bürgern überhaupt '
zukommen, sowie das Recht auf Benutzung städtischer Grundstücke,
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soweit solche überhaupt den Bürgern im allgemeinen gegen oder
ohne Entschädigung zum Gebrauch überlassen werden. 3. Die Be¬
rechtigung zum Bezug der mit dem Gcmeinderccht verbundenen
Nutzungen. II . Nls Pflichten : 1. Die Verbindlichkeit zur Zahlung
derjenigen städtischen Nbgaben und Umlagen, welche jtadtordnungs-
gemäß den Bürgern aufgelegt worden "sind oder werden. 2. Die
Verbindlichkeit zur Leistung von Nachtwachen und zur Teilnahme
an der städtischen Feuerwehr.

Z 6. Das Bürgerrecht wird erworben : I . durch eheliche Ge¬
burt, wenn beide Eltern Bürger sind,' 2. durch stadtordnungsmäßige
Aufnahme in den Bürgerverband nach Erlegung des Bürgerauf¬
nahmegeldes oder nach Erlaß desselben,' 3. durch eine den Lan¬
desgesetzen gemäße Verheiratung einer Nichtbürgerin mit einem
Bürger (vgl. 8 25b des Ltaatsgrundgesetzes) ; 4. durch Erlangung
des unentgeltlich zu erteilenden und nur für die Person des Er¬
langenden geltenden Ehrenbürgerrcchts.

Jeder Bürger männlichen Geschlechts hat bei seiner Nufnahme
oder, dafern er unselbständig ausgenommen wurde oder Bürgerkind
ist, bei Begründung eines selbständigen Hausstandes den in der Bei¬
lage L enthaltenen Bürgercid zu leisten.

8 7. Das Bürgerrecht wird verloren : I. durch ausdrücklichen
Verzicht auf dasselbe,' 2. durch Verheiratung einer Bürgerin mit
einem Nichtbürger,' 3. das Lhrenbürgcrrecht erlischt nur durch aus¬
drückliche IViederentziehung.

8 8. Die Stadtverwaltung umfaßt die Nusübung der sämtlichen
der Stadt zustehenden Rechte durch den nach gegenwärtiger Stadt¬
ordnung als Stadtbehärde eingesetzten Magistrat unter Teilnahme
der Stadtverordnetenversammlung und unter der Vberaussicht der
Staatsregierung.

Staütordnung für die herzogliche Residenzstadt Loburg
vom 5. August 1851.

8 5. Bürger sind diejenigen Gemeindeglieder, welche das Bürger¬
recht der Stadt erworben haben.

Nnmerkung:  Voraussetzungen der Erwerbung des Bürgerrechts
sind nach Nrt . 32—36 des Eoburgischen Gemeindegesetzes vom
22. März 1867: i . eine physische Person,' 2. rechtliche Selbständigkeit
und eine selbständige Nahrung ; 3. guter Leumund; 4. der Nachweis
eines den Unterhalt sichernden Vermögens oder eines bestimmten
gesicherten Nahrungszweiges . Erforderlich ist die coburg-gothaische
Staatsangehörigkeit.

Die Nufnahme als Bürger erfolgt durch den Magistrat (8 54"
der Stadtordnung ) ; desgleichen die Bürgerverpflichtung (8 54" der
Ltadtordnung und Nrt . 45 des Gemeindegesetzes). Gegen die Entschei¬
dung über Nufnahme in den Bürgerverband findet gemäß Nrt. 3S
des Gemeindegesetzes Berufung an das Staatsminijterium statt. Frist:
10 Tage von der Eröffnung der Entscheidung an.

von denjenigen, welche im Gemeindebezirk Wohngebäude für
sich errichten oder eigentümlich erwerben, muß das Bürgerrecht
erworben werden (s. Nrt . 43 des Gemeindegesetzes). (Zwangsmittel
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sind unzulässig.) Vas vürgergeld beträgt auf Grund des Grts¬
statuts vom 29. September 1903 25 Mark, für Bürgersöhne 5 Mark.
Die im inländischen Hof-, Staats -, Schul- und Ilirchendienst unwider¬
ruflich angestellten Beamten haben das geringere Bürgergeld
(5 Mark ) zu entrichten (vgl. Art . 41 des Demeindegesetzes und
Entscheidung des Staatsministeriums vom 24. März 1904).

8 4- Nur die Bürger sind zur Teilnahme an der Stadtverwal¬
tung berechtigt.

Animerkung:  Vas Bürgerrecht umfaßt : a) Nach Art . 29 Nr. 3
des Gemeindegesetzesdas Necht der Abstimmung bei den Wahlen
zu Gemeindeämtern. (Stadtverordnetenwahl , 8 1 des Grtsstatuts
vom 31. Januar 1875 S. 40,' Bezirksvorjteherwahl , 8 166 der Stadt¬
ordnung.) b) Nach Art . 29 Nr . 4 b des Gemeindegesetzesdas Necht
der Wählbarkeit zu Gemeindeämtern nach Maßgabe der hierfür
bestehenden Bestimmungen (als Magistratsrat , Stadtverordneter und
Bezirksvorsteher. — Siehe auch letzten Absatz). Stimmberechtigt bzw.
wählbar sind alle Bürger , die das 25. Lebensjahr zurückgelegt
haben (88 3 und 4 des Grtsstatuts vom 31. Januar 1875) ,' bez.
der Ausnahmen s. 8 3 daselbst,' wählbar als Magistratsräte sind
die nach 8 3 stimmberechtigten Bürger , die 30 Jahre alt sind.

Herzogtum Sachsen-Mtenburg.
Stäüteorünung für das Herzogtum Sachsen-Altenburg

vom so. Juni 1847.
8 10. 3um Erwerbe des Bürgerrechts berechtigt sind alle selb¬

ständigen Gemeindemitglieder, welche 1. die altenburgische Staats¬
angehörigkeit besitzen,' 2. das 25. Lebensjahr erfüllt haben ; 3. öffent¬
liche Armenunterstützung weder beziehen noch im Laufe der letzten
zwei Jahre bezogen haben ; 4. unbescholten sind; 5. zu den direkten
Staatssteuern mit jährlich mindestens 4,20 Mark eingeschätzt sind;
6. ihre öffentlichen Abgaben für die letzten beiden Nalenderjahrc
vollständig bezahlt haben ; 7. entweder a) im Gemeindebezirke an¬
sässig sind oder d) daselbst seit wenigstens zwei Jahren ihren wesent¬
lichen Wohnsitz haben oder e) vor ihrem Zuzuge in einer anderen
Stadtgemeinde des Herzogtums bis zur Aufgabe ihres bisherigen
Wohnsitzes stimmberechtigte Bürger waren.

Als unbescholten im Sinne Nr . 4 oben sind die im 8 Hu bis
mit A bezeichneten Personen nicht anzusehen, von dem Erfordernis
zweijährigen Wohnsitzes kann ausnahmsweise durch Beschluß der
städtischen Behörden entbunden werden.

Zum Erwerbe des Bürgerrechtes verpflichtet sind diejenigen dazu
berechtigten männlichen Gemeindemitglieder, welche a) seit drei
Jahren ihren wesentlichen Wohnsitz im Gemeindebezirk haben und
b) mindKstcns 15 Mark an direkten Staatssteuern jährlich zu ent¬
richten haben. 3m Falle unbegründeter Weigerung kann die Ver¬
pflichtung durch nach Befinden wiederholte Geldstrafen bis zu je
30 Mark erzwungen werden.

8 S2. Stimmberechtigt bei den Wahlen sind die männlichen Bür¬
ger mit Ausnahme derjenigen, deren Bürgerrecht ruht.
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8 S4- Die Wählbarkeit steht allen stimmberechtigten Bürgern
zu, welche im Stadtbezirke ihren wesentlichen Wohnsitz und da;
30. Lebensjahr vollendet haben. Mitglieder VorgesetzterBehörden
sowie des Stadtrats , besoldete Gemcindebeamte und Beamte der
Polizei können nicht Stadtverordnete sein. Staats - und Hofbeamte,
Geistliche sowie Lehrer an öffentlichen Schulen bedürfen zur An¬
nahme der Wahl der Genehmigung ihrer Vorgesetzten Behörde.
Vater und Sohn, Schwiegervater und Schwiegersohn sowie Brü¬
der dürfen nicht gleichzeitig Mitglieder der Stadtverordneten sein.

Dorsordnung vom tS. Juni (87S.
Z S. Wahl - und stimmberechtigt in der Gemeinde (88 16 und 34)

sind unter der Voraussetzung der hierländ.ischen Staatsangehörig¬
keit: I . diejenigen selbständigen männlichen und weiblichen Ge¬
meindeglieder, welche das 21. Lebensjahr zurückgelegt haben, in
der Gemeinde wohnhaft und zu den Gemeindclasten beizutragen
verbunden sind (88 46 ff.) ; 2. Gcmeindcglieder, welche nicht in der
Gemeinde wohnhaft sind (Ausmärker, Forensen), aber im übrigen
die unter t enthaltenen Vorbedingungen erfüllen , unter der Vor¬
aussetzung, daß sie einen Vertreter zur Annahme von Ladungen
in der Gemeinde bestellt haben,' 3. Bevormundete, falls sie im übri¬
gen den vorstehend unter 1 und 2 enthaltenen Voraussetzungen
(Gemeinüeabgabepflicht bzw. Vertretung ) entsprechen. Ferner sind
4. wähl- und stimmberechtigt in der Gemeinde: juristische Per¬
sonen usw. (8 4), falls sie Gemeindeabgabe» entrichten und einen
Vertreter zur Annahme von Ladungen in der Gemeinde bestellt
haben.

Unfähig zur Ausübung des Wahl- und Stimmrechts sind mif die
Dauer des Behinderungsgrundes : a) Personen, welche eine Armen¬
unterstützung aus öffentlichen oder Demeindemitteln beziehen oder
im letzten der Wahl vorhergegangenen Jahre bezogen haben,' b) Ge¬
meindeglieder, über deren vermögen Konkurs gerichtlich eröffnet
worden ist, solange sie ihre Gläubiger nicht vollständig befriedigt
oder diese sich nicht für befriedigt erklärt haben,' o>diejenigen, welche
sich in Straf - oder Untersuchungshaft befinden, ingleichen diejenigen,
welche unter polizeilicher Aufsicht stehen oder zwangsweise in einer-
öffentlichen Besserungs- oder Arbeitsanstalt untergebracht sind,
ä) diejenigen, denen durch richterliches Erkenntnis die bürgerlichen
Ehrenrechte entzogen worden sind,' s) diejenigen, welche sich mit
der Entrichtung von Gemeindcabgaben ein volle; Jahr hindurch
im Rückstand befinden.

8 (0. Für die Gemeindcwahlen gelten folgende allgemeine Vor¬
schriften: n) Rach Rlaßgabe des Betrags an direkten Ltaatsstcuern,
welche die sämtlichen stimm- und wahlberechtigten Denieindcglieder
zu entrichten haben bzw. zu entrichten haben würden (zu vgl.
2. Abs.), werden sie in drei Abteilungen geschieden, wovon die erste
aus denjenigen von ihnen, auf welchen die höchsten Steuerbeträge
bis zum Belaufe eines Vritteils der Gesamtsteuer fallen, die zweite
aus denen, auf welche die nächst niedrigen Steuerbeträge bis zur
Grenze des zweiten Vritteils fallen - die dritte endlich aus den am

Kpolan r̂ , Vas kommunale Wahlrecht der Frauen 8
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niedrigsten besteuerten Gemeindegliedern, auf welche dar letzte Oritt-
teil fällt , besteht.

Hierbei kommen lediglich diejenigen Beträge der von den ein¬
zelnen Gemeindegliedern zu entrichtenden Staatssteuern oder der
an deren Stelle tretenden Einschätzungenin Aufrechnung, welche bei
Veranlagung dieser Gemeindeglieder zu den Gemeindeabgaben zu¬
grunde gelegt werden (8 48). Sn die höhere Klasse gehört auch
der, dessen Steuerbetrag nur teilweise zur Erfüllung des auf diese
Klasse fallenden Gesamtsteuerbetrags erforderlich ist. Sind zwei oder
mehrere Personen mit ganz gleichen Lteuerbeträgen vorhanden, von
welchen nur einer zur Erfüllung der höheren Klasse erforderlich ist.
so entscheidet unter ihnen das höhere Lebensalter.

Die direkte Staatssteuer , welche Eheweiber  und in väterlicher
Gewalt stehende unmündige Kinder von ihrem vermögen zu ent¬
richten haben, ist dem Lteuerbetrage des Ehemannes bzw. Vaters
zuzurechnen.

b) Unter diesen drei Abteilungen ist in jeder Gemeinde bei Ge¬
meindewahlen das Stimmrecht gleichmäßig zu verteilen , dergestalt
daß jedem Stimm- und Wahlberechtigten in der Abteilung , welcher
er nach der Größe seines direkten Lteuerbetrags angchört , eine
Sndividualstimme zukommt.

o) Mit Rücksicht auf diese drei Abteilungen der Wahlberechtigten
wird der nach 8 ll einzusetzende Gcmeinderat dergestalt gebildet,
daß jede Abteilung eine gleiche Anzahl Gemeinderatsglicdcr aus
der Gesamtheit der wählbaren Gemeindeglieder (ß 17) zu wählen hat.

ck) Die Bildung der Abteilungen in der Gemeinde besorgt der Gc¬
meinderat unter Beistand der betreffenden Steuerbehörde.

Die Abteilungslisten sind jedesmal acht Gage lang öffentlich aus¬
zulegen.' der Vrt , wo dies geschieht, sowie die Zeit sind vorher
in ortsüblicher Weise bekanntzumachen. Erinnerungen gegen die
Richtigkeit der Listen, welche nicht innerhalb dieser Frist angebracht
werden, sind nicht zu beachten.

Z sb. Die Stimmberechtigung bei der Wahl des Gemeinderats,
welche in dem 8 10 näher bestimmten Maße auszuüben ist, regelt
sich nach den im 8 8 hierüber enthaltenen Vorschriften.

Das Wahlrecht ist in der Regel persönlich auszuüben ; doch werden
juristische Personen usw. (8 4), unter Vormundschaft stehende Per¬
sonen sowie wahlberechtigte Frauen  bei den Gemeindewahlcn
durch ihre gesetzlichen Vertreter bzw. durch Bevollmächtigte ver¬
treten . Auch können solche wahlberechtigte Gemeindcglieder, welche
nicht oder in der Regel nicht am Vrt der Wahl wohnen, kraul
oder durch Abwesenheit behindert sind, oder deren Betrag an direk¬
ten Staatssteuern mindestens ein viertel der Gesamtsteuer der wahl-
und stimmberechtigten Gemeindcglieder erreicht, sich hierbei durch
Bevollmächtigte vertreten lassen.

Zur Legitimierung von Bevollmächtigten ist die mündliche Be¬
auftragung in Gegenwart zweier mit der Zeugeneigenschaft ver-
sehenen Gemeindewähler oder eine vor einem Gemeindevorsteher
rekognoszierte und von diesem mit Beidrückung des Gemeindesiegels
beglaubigte schriftliche Mitteilung hinreichend.
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tz 17. Die Wählbarkeit zum Rlitgliede des Gcmeinderats setzt
außer den Erfordernissen der Ltimmberechtigung noch voraus , daß
der zu Wählende a> das 25. Lebensjahr zurückgelegt habe, k) Min¬
destens ein Jahr bereits stimm- und wahlberechtigtes Gemeindie-
mitglied sei, o) das Recht besitze, sein Stimm- und Wahlrecht persön¬
lich auszuüben <8 16), ä) in der Gemeinde wohnhaft und g) des
Schreibens und Rechnens ausreichend kundig sei.

von den zum Gemeindevorsteher, Gemeindeältejten und Beisitzer
Gewählten müssen zwei mindestens mit einem Hause im Gemeinde-
bezirkc angesessen sein. Gemcindebcdienstete können nicht zugleich
Gcmeinderatsmitglieder sein.

Z 34. Die Gemeindeversammlung wird von allen denjenigen ge¬
bildet, welche nach 8 5 Stimm- und Wahlrecht in Gemcindeangele-
genheiten haben.

8 35 <Abs. b>. Ruch in der Gemeindeversammlung ist das Stimm¬
recht in der Regel persönlich auszuübcn,' doch finden wegen der
Ausübung desselben durch Vertreter und Bevollmächtigte die im
8 16 hierüber aufgestellten Vorschriften entsprechende Anwendung.

Fürstentum Reutz jüngere Linie.
Semeinüeordnuiig vom 14. Juli 1114-

8 15. Bürger der Gemeinde ist, wer daselbst das Bürgerrecht er¬
worben hat.

8 IS. Vas Bürgerrecht umfaßt außer dem Rechte zur Mitbenutzung
der öffentlichen Gemeindeeinrichtungen und Knstaiten I. das Recht
zur Teilnahme an den Gemeindenutzungen, soweit nicht Sonder¬
rechte bestehen, und bei den männlichen Bürgern 2. das Stimmrecht
in der Gemeinde, insbesondere bei den Gemeindcwahlen, 5. das
Recht der Wählbarkeit zu Gemeindeämtern und, soweit sie ihren
ständigen Wohnsitz im Demeindebezirke haben, die Pflicht zu deren
Übernahme.

8 17. Das Bürgerrecht wird erworben I. durch ausdrückliche Ver¬
leihung, 2. durch endgültige Anstellung in einem öffentlichen Amte,
3. durch a) das Eigentum an einem Wohnhause, b) die felständige
Ausübung eines Gewerbes, cinfchl. Rechtsanwaltschaft und ärzt¬
licher Praxis , o) die Innehabung eines Wohnsitzes im Gemeinde¬
bezirke, wenn seit der Erwerbung des Wohnhauses oder der Be¬
gründung des Gewerbes drei Jahre , seit der bloßen Begründung
des Wohnsitzes aber sechs Jahre verflossen sind. Diese Fristen laufen
erst von erreichter Volljährigkeit ab.

3n den Fällen der Ziffer 31, wird das Bürgerrecht jedoch nur
dann erworben, wenn es der Gcmcindcvorstand verlangt.

8 18. Vas Bürgerrecht kann nur von natürlichen Personen erwor¬
ben werden, welche 1. die reußische Staatsangehörigkeit besitzen,
2. unbeschränkt geschäftsfähig sind, 3. einen eigenen Hausstand oder
wenigstens eine selbständige Nahrung haben, 4. im vollen Besitze
der bürgerlichen Ehrenrechte sich befinden, 5. zu den Gemeinde¬
lasten beitragen und die für die letzten zwei Jahre auf sie ent¬
fallenden Staats - und Gemeindeabgaben entrichtet haben.
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Die Vorschriften des 8 17 3iff . i gelten nur für die in der Ge¬
meinde wohnenden, die des § 17 3iff . 2 und 3 nur für männliche
Personen.

Z 28. Stimmberechtigt in der Gemeinde sind außer den zur Aus¬
übung des Bürgerrechtes berechtigten männlichen Bürgern l . die
juristischen Personen, welche ihren Sitz im Gemeinüebezirke haben
oder in ihm Grundstücke besitzen oder ein Gewerbe betreiben , 2. solche
Steuerpflichtige, deren der Gemeindesteuer unterworfenes Einkom¬
men das eines der drei mit den höchsten Beträgen zur Gemeindeein-
kommensteuer herangezogenen Bürger übersteigt, vorausgesetzt, daß
der Steuerpflichtige Deutscher ist oder als juristische Person im Deut¬
schen Reich seinen Sitz hat.

8 SV. Das Stimmrecht ist in Person auszuüben.
Die nicht zu den natürlichen Personen gehörenden Stimmberech¬

tigten werden durch ihre gesetz- oder verfassungsmäßigen Vertreter
und, wenn solche nicht vorhanden oder nicht Gemeindebürger sind,
durch Bevollmächtigte vertreten.

Durch Bevollmächtigte können sich ferner vertreten lassen Stimm¬
berechtigte, die nicht in der Gemeinde wohnen oder am Tage der
Stimmenabgabe ortsabwesend oder krank sind und dadurch an der
persönlichen Stimmenabgabe verhindert werden.

Die Vollmacht muß schriftlich in glaubhafter Form erteilt sein
und ist dem Gemeindevorstand oder Wahlvorstand zu übergeben;
dieser kann auch den Nachweis der Bevollmächtigungsursachen ver.
langen.

Vollmachten dürfen nur auf stimmberechtigte Bürger ausgestellt
werden, und zwar auf jeden nicht mehr als eine.

Eine nach vorstehendem an sich nicht zuverlässige Ausübung der
Mahl durch Bevollmächtigte hat lediglich Bestrafung zur Folge.

Z 34. Wenigstens die ksälfte der Gemeinderatsmitglieder muß in
den Städten und den Gemeinden von über 15 000 Einwohnern aus
Hauseigentümern , in den übrigen Gemeinden aus solchen Personen
bestehen, die im Gemeindebezirke ein Haus- oder Grundeigentum
von mindestens 5 Hektar im unterländischen und 8 Hektar im ober¬
ländischen Verwaltungsbezirke besitzen.

Grundeigentum der Ehefrau oder unmündigen Rinder gilt als
solches des Ehemannes oder Vaters.

tz 55. Fähig zum Mitgliede des Gemeinderates ist jeder über
25 Jahre alte stimmberechtigte männliche Bürger , welcher nicht
durck geistige oder körperliche Gebrechen an der Ausübung des
Amtes verhindert ist oder 3uchthausstrafe erlitten hat . Vater und
Sohn sowie voll- und halbbürtige Brüder können nicht gleichzeitig
Mitglieder des Gemeinderates oder teils des Gemeinderates , teils
des Gemeindevorstandes sein. Der früher Gewählte oder bei gleich¬
zeitiger Wahl der Altere hat den Vorrang . Durch Vrtsgesetz kann
die Wählbarkeit wegen Verwandtschaft oder Verschwägerung der
Mitglieder noch weiter eingeschränkt werden.

Jede Wahl verliert ihre Wirkung mit dem Aufhören der Be¬
dingungen der Wählbarkeit.

8 78. 3um Mitglied des Gemeindevorstandcs können nur Deutsche
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männlichen Geschlechtes gewählt werden , die über 25 Jahre alt
sind, die zur Ausübung des Amtes erforderliche geistige und kör¬
perliche Gesundheit und Befähigung besitzen und bei denen nicht
Verhältnisse der im 8 4 des Landtagswahlgesetzes vom 8 . Januar
1913 erwähnten Art vorliegen . Z 35 Abs. 2—4 finden entsprechende
Anwendung . Die im Z 36 erwähnten Beamten müssen im Falle
der Annahme der Wahl ihr bisheriges Amt niederlegen.

Nichtbürger erwerben mit dem Eintritt in den Gemeindevorstand
das Bürgerrecht.

Fürstentum Reutz ältere Linke.
Semeinüeorünung für das Fürstentum Reutz ältere Linie

vom rs . Januar I8 ? s.

Art . 2v. Gcmeindemitglieder sind diejenigen selbständigen Per¬
sonen, die entweder Wohngebäude im Gemeindebezirk besitzen oder
innerhalb desselben ohne Grundbesitz ihren wesentlichen Aufent-

s halt in selbständigen Verhältnissen haben.
Art . 22. Oie Gemeindemitgliedschast verleiht , außer dem all¬

gemeinen Anspruch auf obrigkeitlichen Schutz, I . die Befugnis der
bestimmungsgemäßcn Benutzung der öffentlichen Anstalten der Ge¬
meinde , soweit nicht nach den Vrtsstatuten einzelne oder einzelne
Klassen von Gemeindegliedcrn ausschließliche oder vorzügliche Rechte
darauf haben, ' 2. soweit ein Bürgerrecht im Vrte nicht besteht , g.) das
Recht der Mitbenutzung und Teilnahme am Gemeindegute , dafern
nicht dessen Nutzungen nach den Vrtsstatuten , Gewohnheit , Vertrag
oder Erkenntnis einzelnen oder einzelnen Klassen von Gemeinde¬
gliedern anfallen , b) für männliche reichsangehörige Gemeindeglic-
der , welche entweder ein Wohngebäude im Gemeindcbezirke eigen¬
tümlich erworben haben oder länger als drei ^fahre im Gemeinde¬
bezirk wesentlich wohnhaft gewesen sind , das Recht der Abstim¬
mung über Gemeindeangelegenheiten im allgemeinen , insbesondere
aber bei Wahlen zu Gemeindeämtern , inglcichen der Wählbarkeit zu

^ solchen nach Maßgabe der hierfür bestehenden Vorschriften . Ver
Anfangspunkt der vorgenannten dreijährigen Zeitperiode fällt mit
dem Datum des Meldescheins (Art . 21 ) zusammen . Oie Fortdauer
des angefangenen Aufenthaltes wird vermutet.

Art . 2S. Bürger sind diejenigen selbständigen Gemeindemitglie¬
der , welche das Bürgerrecht erworben haben.

Art . 2S. Das Bürgerrecht umfaßt , außer den allgemeinen Befug¬
nissen der Gemeindemitglieder , folgende besondere Rechte : I . das
Recht der Mitbenutzung und Teilnahme am Gemeindcgute , soweit
nicht dessen Nutzungen nach den Vrtsstatuten , Gewohnheit , Vertrag
oder Erkenntnis einzelnen oder einzelnen Klassen von Gemeindegliv-
dern anfallen, ' 2. für die männlichen Bürger das Recht der Abstim¬
mung über Gemeindeangelegenheiten im allgemeinen , insbesondere
bei Wahlen zu Gemeindeämtern , ingleichen der Wählbarkeit zu
solchen nach Maßgabe der hierfür bestehenden Vorschriften.

Art . 28. Inwieweit Bürgerwitwen die ihren verstorbenen Ehe¬
männern zuständig gewesene Mitbenutzung und Teilnahme am Ge-

!
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meindegute (Art . 26) während der Dauer des lvitwenstandes fort-
setzen, richtet sich nach eines jeden Grts Gewohnheit oder Statut.

Art. 30. Die Erwerbung des Bürgerrechts setzt wesentlich vor¬
aus : l . eine physische Person, 2. rechtliche Selbständigkeit und eine
selbständige Nahrung , mag dieselbe auf Grundbesitz, Kapitalbesitz,
Rentenbezug, Gewerbebetrieb , Bedienstigung oder auf anderen Er¬
werbsquellen beruhen . Im übrigen wird weder durch Geburt , Ge¬
schlecht, Beruf, Religion noch durch sonstige persönliche Verhält¬
nisse ein Unterschied in der Berechtigung und Verpflichtung zur Ge¬
winnung des Bürgerrechts gemacht.

Art. qb <Abs. i ). Stimmberechtigt sind alle männlichen Personen,
welche sich im Besitz der stimmfähigen Gcmeinüemitgliedfchaft
<Art. 22) und, wo ein Bürgerrecht besteht, auch des Bürgerrechts
befinden, und denen nicht einer der im 8 5b der Verfassungsurkunde
angegebenen Behinderungsgründe entgegensteht.

Ausnahmsweise steht ein Stimmrecht zu : l . den juristischen Per¬
sonen in den Gemeinden, in deren Bezirk sie Grundstücke besitzen oder
Gewerbe betreiben ; 2. denjenigen, welche in einer Gemeinde mehr

- als einer der drei höchstbesteuerten Gemeindemitglieder bzw. Bür¬
ger an direkten Staatsabgaben entrichten, ohne nach vorstehenden«
schon im Besitze des Stimmrechts zu sein. Ls beschränkt sich dieses
Stimmrecht jedoch nur auf die in der Gemeindeversammlung statt¬
findende Beratung über die Ausschreibung der sie mit betreffenden
Gemeindeleistungen, einschließlich der Lrhebungsweise und über
deren unmittelbare Veranlassung sowie auf die Teilnahme an den
Gemeindcwahlen ; 3. Frauen und Bevormundete in dem in Art . 138
bezeichneten Falle ; 4. Flurgenossen in dem gleichen Falle.

Art. 48. Die Ausübung des Stimmrechtes muß in der Regel in
Person bewirkt werden. Bevollmächtigte sind nur in dem Falle des
Art . 47 unter 1, im Falle länger andauernder Krankheit bei Ein¬
tritt des nach Art . 46 unter 1 und 2 stattfindenden Stimmrechtes
und für Rittergutsbesitzer stimmberechtigt. Auch in diesen Fällen
muß der Bevollmächtigte an sich stimmberechtigt und als ständiger
Stellvertreter bezeichnet sein.

Die Stellvertretung ist dagegen geboten hinsichtlich der Flur¬
genossen, mit Ausnahme jedoch des in Art . 4b unter 2 gedachten
Falles , sowie rückjichtlich der Frauen  und Bevormundeten. Für
letztere haben deren rechtliche Vertreter das Stimmrecht auszuüben.
Ehefrauen werden durch ihre Ehemänner, sofern letztere nicht unter
Zustandsvormundschaft stehen, andere Frauenspersonen durch ihre
Väter oder Söhne im vermutlichen Aufträge vertreten . Andere Stell¬
vertreter der Frauenspersonen haben sich über den erteilten Auf¬
trag besonders auszuweisen. Niemand darf mehr als eine Voll¬
macht annehmen.

Art. 63. wahlberechtigt sind alle diejenigen, welche nach Art. 46,
47, 48 das Stimmrecht ausüben können, wählbar alle männlichen
.Gemeindemitglieder bezüglich Bürger , welche das 23. Lebensjahr
zurückgelcgthaben und deren Stimmrecht nicht erloschen ist oder ruht

Art. 138. Solche Veränderungen im Gemeindehaushalte oder
solche neue Einrichtungen und Unternehmungen in der Gemeind«,
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welche mittelbar oder unmittelbar die Ausschreibung von Gemeinde-
anlagen oder eine Erhöhung der bereits ausgeschriebenen nach sich
ziehen, können in Landgemeinden auf rechtsverbindliche weise nur
durch die Mehrheit der Beitragspflichtigen beschlossen werden. Der
bei derartigen Beschlüssen Minderheit — in den Städten der etwa
zur Beschlußfassung «unberufenen Gemeindeversammlung (vgl.
Krt. 57), in den Landorten der Beitragspflichtigen — steht binnen
zehn Tagen von der Verkündigung des bezüglichen Beschlusses ab,
welche durch den Gemeindevorstand öffentlich in üblicher lveise zu
erfolgen hat , die Berufung auf die Entscheidung der nächsten Ge¬
meindeaufsichtsbehördezu. Gegen deren Entscheidung ist binnen zehn
Tagen, von der Eröffnung ab gerechnet, Berufung an die Landes¬
regierung zulässig.

Die angcrufenen Behörden haben bei ihren Entscheidungenhaupt¬
sächlich die Notwendigkeit des in Frage stehenden Beschlusses zu
berücksichtigen.

Zu Unternehmungen , welche eine Verteilung des von denselben zu
erwartenden Gewinnes an die beitragspflichtigen Gemeindeange¬
hörigen zum Zwecke haben, ist die Ausschreibung von Gemeinde¬
anlagen zulässig.

Da, wo der Beschluß über Angelegenheiten der gedachten Art in
einer Gemeindeversammlung gefaßt wird , sind Flurgenossen zur
Teilnahme an der Abstimmung durch einen von ihnen zu ihrer
Vertretung aus der Gemeinde Bevollmächtigten berechtigt (vgl.
Krt. 43, 46, 48). Auch Frauen  und Bevormundeten steht, wenn sie
im Gemeindebezirk mit Grundeigentum angesessen oder im Ge¬
meindebezirk persönlich mit Steuern belastet sind, ein Stimmrecht
in Gemeindeversammlungen zu, welche über Gegenstände der im
1. Absätze dieses Artikels bezeichnet«:» Art Beschluß fassen (vgl.
Krt. 46, 48).

Fürstentum Lippe-Vetmold.
Gesetz über die Städteorünung für dar Fürstentum Lippe vom
>7. April 188b mit den durch Gesetz vom 24. Juli >407 getroffenen

Abänderungen.
8 b. Das Bürgerrecht besteht in dem Rechte der Teilnahme an den

Gemeindewahlen sowie in der Wählbarkeit zu unbesoldeten Ämtern
und Funktionen in der Gemeindeverwaltung und Gemeindever¬
tretung.

8 7. Jeder im Vollbesitze der bürgerlichen Ehrenrechte befindliche
selbständige männliche Angehörige des Deutschen Reiches erwirbt
das Bürgerrecht, wenn er seit zwei Jahren der Stadtgemeinüe an¬
gehört, während dieser Zeit zu den etwaigen Gemeindesteuern der¬
selben beigetragen bzw. direkte Staatssteuern entrichtet hat.

Als selbständig im Sinne dieses Gesetzes sind Personen nicht anzu¬
sehen, welche I. das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben oder
2. in dem Rechte, ihr vermögen zu verwalten und über dasselbe
zu verfügen, durch gerichtliche Verordnung beschränkt sind oder
3. im Dienste eines andern stehen und keine eigene Wohnung haben.

8 73. Jeder das Bürgerrecht einer Stadt besitzende Bewohner üer-

Ä
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selben 7, 8) kann zum Stadtverordneten erwählt werden, jedoch
mit den folgenden klusnahmen und Beschränkungen: Stadtverord¬
nete können nicht sein: l . die Mitglieder derjenigen Verwaltungs¬
behörden, durch welche die klufsicht des Staates über die Stadt¬
gemeinde geübt wird , 2. die Beamten, kfilfsbeamten und Diener
der Stadt . Nur die klrmenprovisoren sind wählbar , Z. Vater und
Sohn, Großvater und Enkels Schwiegervater und Schwiegersohn
sowie Brüder , wenn einer von ihnen bereits Mitglied der Stadt¬
verordneten oder des Magistrats ist oder in den letzteren gewählt
wird , werden sie zugleich zu Stadtverordneten gewählt , so tritt
derjenige ein, welcher die meisten Stimmen hat , bei gleichen Stimmen
entscheidet das Los, welches vom Leiter der Wahl gezogen wird.
Ersetze, betr . die Dorfs- und Amtsgemeindeordnung vom 18. April

>189S bzw. vom 29. Juli 1907.
8 0. Das Gemeindebürgerrecht besteht in dem Rechte der Teil¬

nahme an den Gemeindewahlen sowie in der Wählbarkeit zu Ehren¬
ämtern und Funktionen in der Gemeindeverwaltung und Gemeinde¬
vertretung.

8 7. Jeder im Vollbesitze der bürgerlichen Ehrenrechte befind¬
liche selbständige männliche Angehörige des Deutschen Reiches er¬
wirbt das Gemeindebürgerrecht, wenn er seit zwei Jahren der
Gemeinde angchört , während dieser Zeit zu den Gemeindesteuern
beigetragen bzw. direkte Ltaatssteuern entrichtet hat <8 20 klbs. I>.

klls selbständig im Sinne dieses Gesetzes sind Personen nicht an¬
zusehen, welche l . das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben
oder 2. in dem Rechte, ihr vermögen zu verwalten und über das¬
selbe zu verfügen, durch gerichtliche Verordnung beschränkt sind
oder 3. im Dienste eines anderen stehen und keine eigene Woh¬
nung haben.

Unter Gemeindesteuern im Sinne dieses Gesetzes sind stets die Dorf-
und klmtsgemeindesteuern zu verstehen.

8 20. Zum Zwecke der Wahl der Gemeindeausschußmitglieder
werden die wahlberechtigten vom Gemeindevorstande nach dem Be¬
trage der von ihnen zu entrichtenden direkten Gemeindesteuern oder,
wo solche nicht erhoben werden, nach dem Betrage der direkten
Staatssteuern in drei Klassen so eingeteilt , daß jede derselben ein
Drittel der gedachten Steuern darstellt.

Das vermögen der Ehefrau und der in väterlicher Gewalt stehen¬
den Rinder wird dem Ehemann und Vater bei Berechnung seines
Steuerbetruges angerechnet.

wer in der Gemeinde an direkten Gemeindesteuern oder, wo solche
nicht erhoben werden, an direkten Staatssteuern so viel entrichtet
wie einer der zehn höchstbesteuertenGemeindewähler, ist, auch ohne
in der betreffenden Gemeinde Gemeindebürger zu sein <8 7), zur
Teilnahme an den Wahlen berechtigt, kann dieses Wahlrecht jedoch
nur durch einen Gemeindebürger und auch nur dann, wenn ihm
die bürgerlichen Ehrenrechte nicht entzogen sind, ausüben . Die¬
selbe Berechtigung haben auch juristische Personen, wenn sie zu den
ksöchstbesteuertender Gemeinde gehören.
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Wer in einer Gemeinde an direkten Gemeindesteuern oder, wo
solche nicht erhoben werden, an direkten Staatssteuern so viel ent¬
richtet wie einer der zehn höchstbesteuerten Gemeindewähler, ist,
auch ohne in der betreffenden Gemeinde zu wohnen, zur Teilnahme
an den dortigen Wahlen berechtigt und kann dieses Wahlrecht auch
durch einen Gemeindebürger ausüben , vorausgesetzt, dass er, wenn
er in dem Gcmeindebezirke seinen Wohnsitz hätte , daselbst zur Er¬
werbung des Bürgerrechts befähigt sein dürste.

wahlberechtigten Söhnen von Witwen , welche für diese den Hof
bewirtschaften oder deren Gewerbe betreiben, wird bei Berechnung
ihres Steuerbetrages das vermögen der Mutter mitangerechnet, so¬
fern letztere nicht schon nach obigem wahlberechtigt ist. Bewirt¬
schaften mehrere Söhne den Hof oder betreiben mehrere das Ge¬
werbe, so wird jenes verniögen dem ältesten von ihnen angerechnet.

Die erste Klasse besteht ans denjenigen, welche die höchsten Be¬
träge bis zum Belaufe eines Drittels des Gesamtbetrages der obigen
Steuer entrichten. Die übrigen Wähler bilden die .zweite und die
dritte Klasse. Jede dieser Klassen reicht bis zu einem Drittel der
Gesamtsteucr aller wahlberechtigten . Fällt der Steuerbetrag eines
Wahlberechtigten in zwei Klassen, so hat derselbe in derjenigen
Klasse sein Wahlrecht auszuüben , in welche der größere Teil der
in Betracht kommenden Steuern fällt . Läßt sich nach dem Steuer¬
betrage nicht bestimmen, welcher unter mehreren Wählern zu einer
Klasse zu rechnen ist, so entscheidet das Los.

Jede Klasse wählt ein Drittel der Mitglieder des Gemcindeaus-
schusses, ohne dabei an die Wähler der Klasse gebunden zu sein.

Fürstentum Schwarzburg Rudolstadt.
Semeindeordnung für das Fürstentum! Lchwarzburg-Nudolstadt vom
». Juni 1876 nebst dem Gesetz vom 2. Dezember 1886, die Ab¬
änderung der Art. »4 der neuen Gemeindeorünung vom y. Zun!

1876 betreffend.
Art. 22. Bürger sin den Städten)  und Nachbarn (in den länd¬

lichen Gemeinden)  sind diejenigen selbständigen Gemeindemit-
glicder, welche das Bürger - oder Nachbarrecht in den Gemeinden
erworben haben.

Art. 2S. Vas Bürger - oder Nachbarrecht umfaßt außer den all¬
gemeinen Befugnissen der Gemcindemitglicdcr folgende besondere
Rechte: 1. das Recht der Mitbenutzung und Teilnahme am Gemeinde¬
gute, soweit nicht dessen Nutzungen auf Grund genügender Rechts-
titel einzelnen oder einzelnen Klassen von Gemeindemitgliedern
zustehen (5lrt. 16) ; 2. das Recht der Nbstimmung in Gemeinde¬
angelegenheiten für diejenigen Bürger oder Nachbarn, bei denen die
Voraussetzungen der Nrt . 3d, 134, 135 vorhanden sind; 3. für die
männlichen Bürger oder Nachbarn das Recht der Wählbarkeit zu
Gemeindeämtern nach Maßgabe der hierfür bestehenden besonderen
Vorschriften.

Art. 2j . Inwieweit Witwen der Bürger oder Nachbarn die den¬
selben zuständig gewesene Mitbenutzung und Teilnahme am Ge-



116 Fürstentum Schwarzburg-Rudolstadt

meindegutc (Art . 23 Nr . I) während der Dauer des Witwenstandes
fortsetzen dürfen , richtet sich nach eines jeden Vrts Gewohnheit
oder Statut.

Art. 23. Das Bürger - oder Nachbarrecht wird erworben durch, aus¬
drückliche verleibung der Gemeindebehörde sowie durch definitive
(unwiderrufliche) Anstellung im Hof-, Staats -, Kirchen- und Schul¬
dienste oder als Rechtsanwalt am amtlichen Wohnsitze.

Die Erteilung des Lhrenbürgerrechts soll als eine Aufnahme in
den Bürgerverband nicht angesehen werden und verpflichtet des¬
halb nicht zur Übernahme von Gemeindeämtern und Gemeinde¬
lasten.

Art. 2b. Die Erwerbung des Bürger - oder Nachbarrechts setzt
wesentlich voraus : i . eine physische Person,' 2. rechtliche Selb¬
ständigkeit,' 3. den Besitz der Staatsangehörigkeit im Fürstentums,'
4. den Besitz der bürgerlichen Ehrenrechte.

Art. 27. Die regelmäßigen Bedingungen der Verleihung des Bür¬
ger- oder Nachbarrechts (Art . 25) sind I. eine selbständige Nahrung,
mag dieselbe auf Grundbesitz, Kapitalbesitz, Nentenbezug, Gewerbe¬
betrieb , Bedienstigung oder auf anderen Erwerbsquellen beruhen;
2. Ansässigkeit im Gemcindebezirk oder ein unmittelbar voraus¬
gegangener zweijähriger Aufenthalt in demselben. Die Ansässig¬
keit und der Aufenthalt in einem von dem Gemeinde- und Guts-
verbande nach Art . 3 ausgenommenen Grundbesitz wird als An¬
sässigkeit und Aufenthalt in dem Gcmcindcbezirke betrachtet, welchem
die betr . Personen zugewiesen sind; 3. obrigkeitlicher Nachweis über
gesetzmäßiges und rechtschaffenesBetragen (Leumundszeugnis).

Oie Gemeindebehörde, bezüglich die Gemeindeversammlung kann
regelmäßige Bedingungen der Verleihung des Bürger - oder Nach¬
barrechts ganz oder teilweise erlassen. Sind sie erfüllt , so darf
abe.r die Verleihung des Bürger - oder Nachbarrechts nicht ver¬
sagt werden.

Für städtische Gemeinden.
Art. 39. Stimmberechtigt sind alle Gemeindemitglieder, die sich

im Besitze des Bürgerrechts befinden.
Art. 4V. Das Stimmrecht ruht so lange, als der Stimmberech¬

tigte I . abwesend ist, ohne sein Bürgerrecht verloren zu haben,
insofern er nicht zur Ausübung seines Stimmrechts eine» stimm¬
fähigen Bürger gehörig bevollmächtigt und dem Vorstande der Ge¬
meindebehörde als ständige» Stellvertreter angezeigt hat, 2. öffent¬
liche Almosen, sei es an Geld, Kost oder Wohnung usw., empfängt,
3. seine über zwei Jahre rückständigen Staats - oder Gemeindeab¬
gaben nicht berichtigt hat , 4. im Konkurse befangen ist, 5. sich
nicht im Vollgenuß der bürgerlichen Ehrenrechte befindet.

Art. 41. Die Ausübung des Stimmrechts muß in der Regel in Per¬
son bewirkt werden. Ausnahmsweise ist Stellvertretung nachgelassen
denjenigen Bürgern , welche durch bescheinigte Krankheit oder Ab¬
wesenheit genügend entschuldigt sind. Stimmberechtigte Frauen
dürfen ihr Stimmrecht nur durch Stellvertreter ausüben . Der Stell¬
vertreter muß der Gemeindebehörde durch schriftliche Vollmacht als
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solcher bezeichnet und stimmberechtigter Bürger (Art . 39) sein. Der
Ehemann oder Sohn ist aber zur Vertretung der Ehefrau oderMutter
auch ohne eigene Stimmberechtigung zuzulassen, wenn er sich nur im
Besitz der bürgerlichen Ehrenrechte und der Volljährigkeit befindet.

Art. S4. Wahlberechtigt sind alle diejenigen, welche nach Art. 34,
40, 4l das Stimmrecht ausüben können; wählbar aber nur solche
männlichen Bürger , die l . das 28. Lebensjahr vollendet haben, sick
2. mindestens ein Jahr lang im Besitz des Bürgerrechts befinden
und welche 3. sich eines guten Leumundes erfreuen (Art . 27).

Bei der Wahl der Bürgermeister kann davon abgesehen werden,
daß der Gewählte schon zur Zeit der Wahl das Bürgerrecht be¬
sitzt. Fällt die Wahl auf einen Nichtbürger, so tritt derselbe mit der
Übertragung der Stelle ohne weiteres in das Bürgerrecht ein.

Für ländliche Gemeinden.
Art. lS4. Stimmberechtigt in der Gemeindeversammlung sind alle

Vrtsnachbarn , in deren Person die Voraussetzungen des Art . 39
Zusammentreffen und die außerdem mit Grundbesitz (einem Gute,
einem wohnhause oder anderen Grundstücken) in dem Gemeinde¬
bezirk angesessen sind oder das Vrtsnachbarrecht durch Anstellung
(klrt. 25) erworben haben.

Art. lS5. Handelt es sich um Gemcindcbeschlüsse über Leistungen
und Abgaben, die nach Verhältnis des Vermögens und insbesondere
des Grundbesitzes ausgeschrieben werden, so haben die von dem
Gemeindeverbande vor dem Jahre 1850 eximierten, infolge der
neuen Gemeindegesetzgebung aber mit den Gemeinden verbunde¬
nen Güter , sofern ihr Grundbesitz in der Gemeindeflur mindestens
ein Sechstel derselben beträgt , ein vorzügliches Stimmrecht über die
Frage der Notwendigkeit und Dringlichkeit der Leitung und die
Nepartition derselben. Der Umfang dieses Stimmrechts wird nach
dem Umfang des Grundbesitzes des Gutes zu dem der übrigen
Grundbesitzer in der Gemeinde zusammen bemessen, darf aber nie
mehr als ein Dritteil der sämtlichen Stimmen in der Gemeind«
(Art. 134) betragen.

Art. 1Z7. Die Vorschriften der Art. 40—50 finden auch auk die
Gemeindeversammlungen in ländlichen Gemeinden Anwendung.

Art. 141. Zu Mitgliedern der Gemeindebehörden können nur
solche männlichen Vrtsnachbarn gewählt werden, welche das
25. Lebensjahr vollendet haben und sich mindestens ein Jahr lang
nach Maßgabe der Bestimmungen in den Art . 34 und 134 im Be¬
sitze des Gemeindestimmrechts befinden, auch einen guten Leumund
(Art. 27) haben.

Ausnahmsweise können indes nicht gewählt werden : 1. zu Schult¬
heißen und Stellvertretern derselben : Geistliche und öffentliche Leh¬
rer , sofern sie ihr Amt nicht niederlegen, 2. in die Gemeinde¬
behörde überhaupt fürstliche Diener, die eine Stelle bei einer zur
Führung der (Oberaufsicht über die Gemeindeverwaltung und Grts-
polizei berufenen Behörde bekleiden.

Vater und Sohn, Schwiegervater und Schwiegersohn sowie Brü¬
der können nicht gleichzeitig Mitglieder einer Gemeindebehörde sein.
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Art. 4. Grundbesitzungen, die zu einem Gemeindeverbande noch
nicht einverleibt sind, werden in der Regel mit dem ihnen zunächst
gelegenen Gemeindebezirke verbunden, wobei indes Gutskomplexe
ohne besonderen Grund verschiedenen Gemeindebezirken nicht zu¬
gewiesen werden sollen. Mit Gemeindebezirken noch nicht verbun¬
dene Grundbesitzungen, die bis zum Erlaß der Gemeindeordnung
vom 5. Rpril 1850 als besondere Heimatsbezirke bestanden haben
und mit denen bis zum Erscheinen des Gesetzes vom t . Mai 1.850,
die Rufhebung der Patrimonialgerichtsbarkeit betr . j.Ges.-S. 5. 361),
Patrimonialgerichtsbarkeit verbunden war oder die als landesherr¬
liche Domänen einen Bestandteil des fürstlichen Hausfideikommiß¬
gutes bilden, können auf Rntrag des Eigentümers bezüglich der
Vomänenverwaltung ganz oder zum Teil für besondere Gutsbezirke
erklärt werden, wenn sie nach ihren Verhältnissen hierzu als geeignet
erscheinen. Jedenfalls müssen solche Grundbesitzungen, wenigstens
rücksichtlich ihrer Hauptbestandteile, zusammenhängende Komplexe
ausmachen und zur Bildung einer besonderen Flur geeignet sein.
Solche Gutsbezirke und deren Eigentümer , bezüglich die Vertreter
derselben, haben für den Umfang des Bezirks alle gesetzlichen Ver¬
pflichtungen der Vrtsgemeinden (Rrt . 15) bezüglich der Vorstände
der Gemeindebehörden fRrt . 18, 99, 100, 149, 166).

Fürstentum Schwarzburg -Sondershausen.
Semeindeordnungvom i. Juni 1412 nebst Ausführungsverordnung

vom 25. September 1412.
8 25. Sämtliche Gemeindeglieder nehmen an den Vorteilen der

Gemeindeverwaltung und der zur Erreichung der Gemeindezwecke
bestehenden Einrichtungen und Anstalten teil und sind zur Tragung
der Gemeindelasten nach Maßgabe der Bestimmungen des Gemeinde¬
abgabengesetzes verpflichtet. 2. lveitergehende Rechte und Verpflich¬
tungen für die Gemeindeverwaltung haben nur die Bürger in dem
durch dieses Gesetz bestimmten Umsange.

8 24. Bürger in der Gemeinde sind diejenigen Gemeindeglieder,
die daselbst das Bürgerrecht besitzen.

8 25. 1. Jeder männliche Deutsche, der : a) das 25. Lebensjahr
vollendet hat und b) sich im volbesitzc der bürgerlichen Ehrenrechte
(88 03 sf. RStGB .) befindet, erwirbt das Bürgerrecht der Gemeinde,
wenn er 1. seit einem  Jahr ununterbrochen im Gemeindebezirke
seinen Wohnsitz hat und g.) daselbst ein Wohnhaus als Rllein- oder
Miteigentümer besitzt oder b) daselbst selbständig ein stehendes Ge¬
werbe als Hauptberuf oder selbständig mit Spannvieh die Land¬
wirtschaft betreibt oder o) sich daselbst als Rechtsanwalt , Rrzt,
Zahnarzt , Tierarzt oder Rpotheker niedergelassen hat oder 2. min¬
destens seit zwei  Jahren ununterbrochen im Gemeindebezirke einen
Wohnsitz hat oder 3. als Reichs-, Staats -, Hof-, Kirchen-, Schul¬
oder Gemeindebeamter angestellr oder zum Notar bestellt ist und
seinen dienstlichen Wohnsitz im Gemeindebezirkehat oder 4. unmittel¬
bar vor dem Zuzuge in den Gemeindebezirk in einer anderen Ge-
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meinde des Fürstentums das Bürgerrecht mindestens zwei Jahre be¬
sessen hat.

2. Die Frist in Zifs. I und 2 läuft von dem Tage, an welchem
-er Wohnsitz gegründet ist. Der Lauf der Frist ruht während der
Dauer der durch Erfüllung der Militärpflicht bedingten Abwesen¬
heit,' er wird unterbrochen durch die von einem Armenverbande
gewährte öffentliche Unterstützung.

3. Weiblichen Personen, bei denen die vorstehenden Voraus¬
setzungen zutreffen, kann auf Antrag  das Bürgerrecht vom Ge¬
meinderate verliehen werden.

Z2b. 1. 3ur Anerkennung besonderer Verdienste kann der Gemeinde¬
rat mit Zustimmung des Gcmeindevo standes an Personen das Ehren-
bürgerrecht verleihen, sofern bei diesen die Voraussetzungen ves
§ 28 Abs. l a und b vorliegen. 2. Auf die Veitragspflicht zu Ge-
meindeleistungen hat das Lhrenbürgerrecht keinen Einfluß.

8 27. Ein und dieselbe Person kann das Bürgerrecht gleichzeitig
in mehreren Gemeinden besitzen.

8 28. Vas Bürgerrecht umfaßt : l . das Recht der Mitbenutzung und
Teilnahme am Gemeindegut, soweit nicht die Nutzungen entweder
in die Gemcindekass« selbst fließen oder auf Grund besonderer Rechts¬
titel nur einzelnen Personen oder Massen von Bürgern zustehen,'
2. das Gemeindewahlrecht gemäß 8 37 und 88 ; 3. die Verpflich¬
tung zur Übernahme von Gemeindeämtern gemäß 8 34.

8 S7. Die Mitglieder des Gemeinderats werden gewählt : l . von
den wahlberechtigten männlichen  Bürgern ; 2. von den juristi¬
schen Personen, die ihren Sitz im Gemeindebezirk haben und in
ihm Grundstücke besitzen oder ein Gewerbe oder Bergbau betreiben;
3. von den juristischen Personen (z. B. Aktiengesellschaften, Kom¬
manditgesellschaften auf Aktien, Gesellschaften m. b. H., eingetra¬
genen Genossenschaften, Gewerkschaften), die in der Gemeinde mehr
als der dritthöchst besteuerte Bürger an Gemeindesteuern entrichten,
ohne nach vorstehendem bereits wahlberechtigt zu sein.

8 88. wählbar sind die im Gemeindebezirk wohnhafte » wähl-
berechtigten Bürger , deren Bürgerrecht oder Wählbarkeit nicht ruht.

Fürstentum waldeck.
Gemeindeordnung vom lb . August 18SS, auf Grund der Art. lll

der Gesetzes vom b. Februar 1888 neu redigiert.
8 IS. Vas Gemeindcrecht (Bürgerrecht) besteht in - cm Recht zur

Teilnahme an den Wahlen sowie in der Befähigung, zur Gemeinde¬
vertretung gewählt zu werden.

8 1b. Vas Gemeinderccht wird, vorausgesetzt, daß keiner der in
88 17 und 18 gedachten Fälle (Diebstahl, Betrug , Fälschung, Rura-
tel, Ronkurs usw.) vorliegt, von jedem Staatsangehörigen erworben,
welcher 1. selbständig ist, d. h. das 23. Lebensjahr zurückgelegt
und einen eigenen Hausstand hat , 2. seit einem Jahr der Gemeinde
als Mitglied angehört , 3. mindestens 3 Mark als Jahresbeitrag an
direkten Steuern entrichtet oder ein Grundstück im Werte von
30V Mark oder ein Wohnhaus im Gemeindebezirk besitzt.
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8 20. Wer in einer Gemeinde an direkten Staats - und Gemeinde¬
abgaben so viel entrichtet als einer der drei höchstbesteuerten Ge¬
meindewähler , ist, auch ohne in der betreffenden Gemeinde zu woh¬
nen oder sich daselbst aufzuhalten , zur Teilnahme an den Wahlen
berechtigt, sofern er nur überhaupt das Gemeinderecht in einer
inländischen Gemeinde besitzt. Dasselbe Recht haben juristische Per¬
sonen und öffentliche Institute , wenn sie in einem gleichen Maße
in der Gemeinde besteuert sind und in dem Gemeindebezirke ein
stehendes Geschäft betreiben oder Grundstücke besitzen. Dieselben
werden durch ihren Verwalter vertreten , sofern dieser selbst stimm¬
berechtigtes Glied der Gemeinde ist. Rndernfalls können sie sich
durch einen anderen Gemeindebürger vertreten lassen.

Ebenso sind minderjährige , im Gemeindebezirk ihren Wohnsitz
habende Personen, wenn die Voraussetzung in Rlinea l bei ihnen
stattfindet , wahlberechtigt. Sie werden durch den Vater oder Vor¬
mund, welche aber beide das Gemeinderecht in einer inländischen
Gemeinde haben müssen, vertreten . Ruch volljährige , im Gemeinde¬
bezirke ihren Wohnsitz habende Frauenspersonen  nehmen unter
gleicher Voraussetzung sRlinea I) teil an der Wahl,- sie müssen sich
jedoch durch einen Bürger derjenigen Gemeinde vertreten lassen, in
welcher sie das Wahlrecht ausüben wollen . Die Vertreter üben das
Stimmrecht der durch sie vertretenen unabhängig von dem ihnen
etwa zustehenden eigenen Stimmrechte aus.

8 SS. Die Demeinderatsmitglieder werden aus der Zahl der
zur Rusübung des Gemeinderechts befähigten Gemeindeglieder auf
sechs Jahre gewählt.

8 64. Die Beigeordneten werden aus der Zahl der zur Rus¬
übung des Gcmeinderechts befähigten Gemeindeglieder auf sechs
Jahre durch die Gemeinderatsmitglieder gewählt.

Fürstentum Schaumburg -Lippe.
Stäüteordnung für bas Fürstentum Schaumburg-Lippe

vom lS. Juli 1406.
8 lü. Die des Bürgerrechts teilhaftigen Mitglieder der Stadt¬

gemeinde bilden die Bürgerschaft.
8 N - Das Bürgerrecht wird durch Verleihung erworben . Die

Verleihung geschieht durch den Magistrat . Der in das Bürgerrecht
Rufgenommene ist gehalten , dem Landesherrn treu und gehorsam zu
sein und die Pflichten eines Bürgers gewissenhaft zu erfüllen . Vrt^-
gesetzlich kann die Erhebung einer Gebühr bei Verleihung des Bür¬
gerrechts vorgesehen werden.

8 12. Dar Bürgerrecht besteht in der Befugnis zur Teilnahme an
den städtischen Wahlen und in der Befähigung, städtische Rmtcr als
Ehrenstellung einzunehmen.

8 lS. Berechtigt und verpflichtet zum Erwerbe des Bürgerrechtes
sind sämtliche über 25 Jahre alten , wirtschaftlich selbständigen deut¬
schen Mitglieder der Stadtgemeinde männlichen Geschlechts, die ihren
Wohnsitz im Stadtbezirke haben, wenn sie a) innerhalb zweijähri¬
ger Dauer ihrer Mitgliedschaft zu städtischen Steuern veranlagt wor-
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den sind und diese Steuern nicht schuldig geblieben sind oder b) inner¬
halb des Stadtbezirkes ein ksausgrundftück besitzen oder o) in städti-
scheu Diensten unkündbar angestellt werden.

Z 14. In bezug auf den Erwerb und die Busübung des Bürger¬
rechtes werden Grundeigentum, Einkommenund Steuerzahlungen der
Ehefrau und der in elterlicher Gewalt befindlichen Kinder dem Ehe¬
manns oder Vater zugerechnet.

Landgemeindeordnung für das Zürstentum Schaumburg-Lippc
vom 7. April 1870.

8 14. Das Gemeinderccht besteht in dem Rechte zur Teilnahme
an den Wahlen und in der Befähigung, zur Gemeindevertretung
gewählt zu werden.

8 IS . Als stimmberechtigt gelten I. alle Gemeindemitglieder,
welchea) zu den Gemeindelasten beitragen , b) nicht eine von einem
ordentlichen Gerichte erkannte entehrende Strafe erlitten haben oder
eines solchen Verbrechens, welches einen entehrenden Lharakter an
sich trägt , durch rechtskräftiges Urteil für schuldig erkannt sind oder
wegen eines solchen Verbrechens sich i» Untersuchuiig befinden bzw.
befunden haben, ohne im letzteren Falle völlig freigefprochen zu
sein, o) selbständig sind, cl) das 28. Lebensjahr vollendet und s> seit
einem Jahre ihren Wohnsitz in der Gemeinde haben ; 2. alle die¬
jenigen, welche in der Gemeinde mit Grundstücken angesessen sind,
sofern die Voraussetzungen unter I lit . a und b bei ihnen zu¬
treffen svgl. jedoch Z 18). In den sub lit . a erwähnten Fällen
kann das Amt auf Antrag des Gemeinderats dem betreffenden das
Stimmrecht wieder verleihen.

8 16 . Bis unselbständig gelten diejenigen, welche 1. sich unter Ku¬
ratel befinden, 2. in Kost und Lohn stehen, 8. in Konkurs befangen
sind, 4. öffentliche Armcnunterstützung erhalten oder im letzten
Jahre vor der Abstimmung erhalten haben.

8 17 . Vas auf dem Grundbesitze beruhende Stimmrecht kann nach
den in den folgenden Paragraphen enthaltenen Regeln in Person
oder durck Bevollmächtigte, das Stimmrecht der Nichtansässigenaber
nur in Person ausgeübt werden.

8 20 . Als Bevollmächtigte sind zulässig: 1. Personen, welche für
sich Stimmrecht in der Gemeinde haben, 2. die Pächter oder Ver¬
walter der b.etr . Güter , sofern sie selbständig, 25 Jahre alt sind
und sich nicht in den in 8 15 , 1, lit. b erwähnten Fällen befinden.
Verwalter sind jedoch zulässig, auch wenn sie in Kost und Lohn
stehen.

Gutsbesitzer, Stättebesitzer und guts- oder stättebesihende Witwen
können sich außerdem durch ihre Söhne, wenn dieselben das
25. Lebensjahr vollendet haben, vertreten lassen, auch wenn diese
nicht selbständig sind.

8 24. Der Dcmeinderat besteht, wenn die Zahl der Stimmberech¬
tigten 18 nicht übersteigt, aus sämtlichen Stimmberechtigten, deren
Ltimmbercchtigung nach den Vorschriften des 8 22 statutarisch zu
regeln ist. Bei einer größeren Zahl von Stimmberechtigten besteht
der Gemeinderat aus „Gemeindeverordneten".
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8 69 . Die verschiedenen Land- und Fleckengemeinden eines Amts
bilden den Amtsbezirk. Die vereinigten Ämter Bückeburg und Krens¬
burg sind als ein Amtsbezirk zu betrachten.

8 70 . Für jeden Amtsbezirk soll eine Amtsverjammlungbestehe»
zur Beratung mit dem Amte über wichtigere Angelegenheiten des
Amtsbezirks und zur Vertretung der Gemeinden des Amtsbezirks
hinsichtlick ihrer gemeinsamen Angelegenheiten in den gesetzlich be¬
stimmten Fällen.

8 7t - Oie Amtsversammlungwird gebildet: 1. durch die Besitzer
der Rittergüter , welche sich auch in diesen Versammlungen nach
8Z l7ff . vertreten lassen können, 2. durch die Vorsteher der Ge¬
meinden rcsp. deren Stellvertreter.

Freie und Hansestadt Hamburg.
Verfassung - er Freien und Hansestadt Hamburg. Gesetz vom tS. Ok¬
tober t879. (Hamburgische Gesetze und Verordnungen . Systematisch
geordnete Zusammenstellung mit Anmerkungen, herausgegeben von
vr . Albert Wulff . Ld. l . 2. Auflage. Hamburg 1902, Dtto Meißner.)

Art. 4. Bürger H des Hamburgischen Staates sind diejenigen ham-
burgischen Staatsangehörigen , welche den Lid auf die Verfassung
geleistet und das dadurch erworbene Bürgerrecht ?) nicht wieder
verloren haben.

1) Oie Bürger im Sinne des Art . 4 sind die im allgemeinen zur
Ausübung politischer Rechte in bezug auf den Staat Hamburg be.
fugten Staatsangehörigen . Line Aufzählung der den Bürgern zu-
stchenden politischen Rechte findet sich weder in der Verfassung nocki
in dem Gesetz vom 2. November 1896. Die Verfassung räumt aller¬
dings d,en Angehörigen der Landgemeinden, also auch Nichtbürgern,
in den Art . 98 und 99 gewisse Rechte ein,' diese Rechte beziehe»
sich aber lediglich auf Gemeindeangelegenheiten, wie denn auch
die Gemeindeangehörigkeit keineswegs Staatsangehörigkeit zur Vor¬
aussetzung hat.

2) Vas Bürgerrecht wird also durch Leistung des Lides auf die
Verfassung und nur dadurch erworben, so daß das im 2. Absatz des
Art . 4 vorgesehene Gesetz, soweit es sich auf den Lrwcrb der Bür¬
gerrechts bezieht, lediglich die Ausführung dieser verfassungsbestim-
mung enthalten kann. Hierzu gehört aber auch die Vorschrift dar¬
über, welche Staatsangehörigen zur Leistung des Bürgereides zu¬
gelassen sind, denn man darf aus dem ersten Satz des Art . 4 nicht
die Schlußfolgerung ziehen, daß jeder Staatsangehörige zur Leistung
des Lürgereidcs zuzulassen ist. Ls entsteht die Frage , ob hier¬
durch, d. h. weil nach der Verfassung nicht jeder volljährige , im
Besitze der bürgerlichen Ehrenrechte befindliche Staatsangehörige
zum Lrwerb des Bürgerrechts befähigt ist, die verfassungsform
beeinflußt wird . Diese Frage ist zu verneinen, weil das Volk, so¬
weit es Träger der Staatsgewalt ist, diese immer nur durch die
stimmberechtigten Bürger , d. h. die zur Ausübung der politischen
Rechte Befugten, ausübt.
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Gesetz, betressend die hamburgische Staatsangehörigkeit und dar
hainburgische Bürgerrecht , vom 2. November 1846.

8 2. Zum Lrwerb des hainburgischen Bürgerrechts ist jeder H
volljährige Staatsangehörige berechtigt , welcher sich im Besitze der

. bürgerlichen Ehrenrechte befindet , nicht unter polizeilicher Aufsicht

^ steht , nicht auf Grund der Bestimmungen des 8 6 unter 2 des
V Bürgerrechts verlustig geworden ist und während der letzten fünf
l Jahre ein jährliches Einkommen von mindestens 1200 Mark hiersclbst

A versteuert hat . Ausnahmsweise kann der Senat auch solche Be-
A Werber zum Erwerbe des Bürgerrechts zulasscn , welche nocki nicht
< fünf Jahre lang ein jährliches Einkommen von mindestens 1200
- Mark Hierselbst versteuert haben , vorausgesetzt , daß dieselben in

der in Betracht kommenden Zeit die hiesige Staatsangehörigkeit
A besaßen , ihren Wohnsitz aber außerhalb Hamburgs hatten und hier-
Z selbst zur Zahlung von Einkommensteuer nicht verpflichtet waren.

8 hamburgische Lanügsmeinüeordnung vom 12 . Juni 1871.

I Art . b. Angehöriger einer ^ Gemeinde ist jeder Angehörige des
hamburgischen oder eines anderen Bundesstaates des Deutschen

l. Neiches , welcher in derselben entweder I . nach Maßgabe des Bun¬
desgesetzes über den Ilnterstützungswohnsitz vom 6 . Juni 1870 seinen
Unterstützungswohnsitz hat oder 2 . als Angestellter des Neiches,
des Staates oder der Gemeinde oder an Kirchen , Schulen oder mil-

, den Stiftungen seinen bleibenden Wohnsitz nehmen muß oder Z. ein
Grundstück mit selbständigem landwirtschaftlichen oder industriellen
Betriebe und dauerndem Wohnsitz eigentümlich oder pachtweise be¬
sitzt, insofern er nicht Fremder oder Angehöriger eines Bundesstaates
ist, in welchem das Bundesgesetz über den Unterstützungsmohnsitz
keine Gültigkeit hat.

! Art . 12. Die Ltimmbcrechtigung in der Gemeindeversammlung
W beziehentlich bei den Mahlen zu Gemeindevertretern wird in den
K einzelnen Gemeindestatuten bestimmt nach folgenden Grundsätzen:
W 1. Al ; stimmberechtigt gelten nur männliche volljährige Gemeinde-

D I ) In neuerer Zeit ist zu Unrecht behauptet worden , daß auch die
M Frauen zum Erwerbe des Bürgerrechts zugelassen werden müßten.
U Frauen sind zwar vor 1864 Bürger gewesen , sie haben aber nie-
W mals Bürgerrecht im heutigen Sinne besessen , niemals an poli-
W tischen Kochten und Pflichten teilgcnomme » . Die Verleihung des
D Bürgerrechts an die Frauen geschah lediglich , um ihnen den Lc-
U trieb eines Gewerbes und Erwerb von Grundeigentum zu ermög-

M lichen . Als deshalb durch das Bürgerrechtsgesetz vom 7 . November
L 1864 das Bürgerrecht auf seinen politischen Inhalt beschränkt wurde,
U so wtzzde zugleich als notwendige Konsequenz ausgesprochen , daß
D das Bürgerrecht in Zukunft Frauen nicht mehr verliehen werden
D sollte . Line Änderung dieses Zustandes ist durch das obige Gesetz
U weder beabsichtigt noch geschehen.
M lkpolant , Vas kommunale Wahlrecht der Krauen 0
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ungehörige, welche nicht in anderer Kost und Lohn stehen und
welche zu den Gemeindelasten beitragen . 2. Frauenzimmer,
Minderjährige , Korporationen und Nichtgemeindeangehörige, welche
in der Gemeinde Grundeigentum besitzen, auf welchem ein selbstän¬
diger landwirtschaftlicher oder industrieller Betrieb stattfindet,
können ein Stimmrecht durch Bevollmächtigte oder gesetzliche Ver¬
treter ausüben lassen. Jedoch darf für jeden solchen zur Stimmberech¬
tigung qualifizierten Grundbesitz nur ein der Gemeinde angchüri-
ger Bevollmächtigter und jeder Bevollmächtigte nur für einen der¬
artigen Grundbesitz auftreten . 3. Bei den Gemeindeversammlun¬
gen und Wahlen haben sich die Gemeindeangehörigen erforder¬
lichenfalls durch einen Nuszug aus dem Gemeinderegister über ihre
Gemeindeangehörigkeit auszuweisen. 4. Nusgeschlossen von Nus¬
übung des Stimmrechts sind diejenigen Gemeindeangehörigen, welche
seit einem Jahr mit Entrichtung der Gemeindeabgaben im Rück¬
stände sind, sowie diejenigen, welche nach Nrt . 3l der Hamburg!-
scheu Staatsverfassung von Ausübung des Wahlrechts zur Bürger¬
schaft ausgeschlossen sein würden . 5. Sn denjenigen Gemeinden, in
welchen bisher die Grundeigentümer in Gemeinüeangelegenheiten
ausschließlich stimmberechtigt waren , oder in welchen die größere»
Grundbesitzer ein größeres Stimmrecht besaßen als die Besitzer
kleiner Grundstücke, kann denselben durch das Gemcindestatut hin¬
sichtlich des Stimmrechts ein Vorzug vor den Nichtgrundeigentümern
beziehentlich vor den kleineren Grundbesitzern eingeräumt werden.
Nls Bevorzugungen dieser Nrt sind zulässig: s) Sn Gemeinden, in
welchen die Gemeindeversammlung aus gewählten Vertretern be¬
steht, die Einrichtung von Rlassenwahlen, bei welchen die Klasse
der Grundeigentümer beziehentlich der größeren Grundeigentümer
eine größere Nnzahl von Vertretern wählt als die übrigen . b> Sn
Gemeinden, in welchen die Gemeindeversammlung aus den stimm¬
berechtigten Gemeindeangehörigen selbst besteht, die Einräumung
eines doppelten Stimmrechts an die größeren Grundbesitzer. o>Die
Anordnung, daß die größeren Grundbesitzer persönlich, die übri¬
gen nur durch eine entsprechende Nnzahl von ihnen gewählter Ver¬
treter in der Gemeindeversammlung ihr Stimmrecht ausüben,
ü. Jedenfalls ist dafür zu sorgen, daß kein selbständiger Gemeinde¬
angehöriger , der zu den Gemeindelasten beiträgt , von der Teil¬
nahme an den Gemeindeversammlungen oder an den Wahlen zu
derselben und von der Wählbarkeit zum Vertreter ausgeschlossen
bleibt (ausgenommen in den Fällen sub 4).

Freie und Hansestadt Bremen.
Verfassung der Freien Hansestadt Bremen vom l. Januar t8V-t-^

Z 2. Erwerb und Verlust der Staatsangehörigkeit bestimmen sich
nach den Neichsgesetzen. Bürger des Staates ist jeder Angehörige
desselben, welcher den Staatsbürgereid geleistet hat.

I ) Verfassung und Verwaltung der Freien Banse¬
stadt Bremen  von Richter Or. Johs . Bollmann . 2. Ausgabe
Leipzig Idl2 , vr . Nkar Jänecks:
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8 t8 . Jeder Staatsangehörige ist unter Voraussetzung der gesetz¬
lich erforderlichen Eigenschaften zu jedem Bmte wählbar.

8 2S Abs . f . Wählbar ist jeder bremische Staatsbürger , welcher
das 30 . Lebensjahr vollendet hat und die,für die Wahl zu einem
Mitglieds der Bürgerschaft gesetzlich vorgeschriebene sowie die zu¬
folge des 8 21 für die erledigte Stelle besonders erforderliche
Eigenschaft besitzt.

8 38 . Die Bürgerschaft besteht aus ISO Vertretern der Staatsbürger.
8 SS . Die Vertreter werden nach Maßgabe der Wahlordnung in

dazu angesetzten Versammlungen erwählt . Wähler und wählbar
sind in der Regel alle bremischen Staatsbürger . Besondere Bus¬
nahmen bestimmt das Gesetz.

Landgemeliideorünung vom 28 . Zull t888.

8 4l - Wähler und wählbar sind die männlichen Gemeindeange-
hörigen.

Wahlrecht und Wählbarkeit (Verfassung 8 39 ; Bürger¬
schaftsgesetz 8 1, 2 ) . Das Wahlrecht zur Bürgerschaft ist ein allgemei¬
nes , aber kein gleiches - grundsätzlich wählt jeder Bürger, - durch
einen Steuersatz ist keiner ausgeschlossen.

Bllgemeine Voraussetzungen der Wahlberechtigung sind : >. Be¬
sitz des bremischen Staatsbürgerrechtes, - seit Bbleistung des Lürger-
eides müssen zwei Jahre abgelaufen sein (Gesetz vom 26 . Februar
l904 ) ,- 2 . Besitz der bremischen Staatsangehörigkeit durch minde¬
stens drei Jahre nach vollendetem 21 . Lebensjahre ; 3 . Vollbesitz
der bürgerlichen Ehrenrechte ; 4 . Vollendung des 25 . Lebensjahres.

Trotz Vorhandenseins dieser Voraussetzungen sind von der Wahl¬
berechtigung ausgenommen wegen mangelnder Fähigkeit oder wirt¬
schaftlicher Selbständigkeit diejenigen Personen , a ) welche wegen
Gebrechen ihr Wahlrecht nicht ausüben können ; b ) die unter Vor¬
mundschaft stehen ; o) die sich im Konkurse befinden oder in den
letzten drei Jahren befunden oder in diesen ihre Zahlungen ein¬
gestellt haben oder denen vom Gericht innerhalb dieser Zeit die
Leistung des Gffenbarungseidcs auferlcgt war , sofern nicht die
Gläubiger inzwischen vollbefriedigt sind ; ä ) die für das letzte Rech¬
nungsjahr die regelmäßigen Staats - oder Gemeindeabgaben wegen
Unvermögens nicht bezahlt haben ; s ) die eine Brmenunterstützung
aus öffentlichen Mitteln beziehen oder in dem der Wahl vorher¬
gegangenen Jahre bezogen haben ; unentgeltliche Krankenhauspslege
Unbemittelter bei ansteckenden Krankheiten und Desinfektion bei
solchen gilt nicht als Brmenunterstützung ; über weitere Milderun¬
gen wird verhandelt ; k) die durch Beschluß der Bürgerschaft ihres
Rechtes als Vertreter für verlustig erklärt sind , für die folgende»
drei Jahre.

Wählbar ist jeder Bürger , der nach vorstehendem die Wahl,
berechtigung besitzt.

Nicht wahlberechtigt und wahlfähig sind die Mitglieder der Se¬
nats . Rach Reichsrecht sind ferner aktive Militärpersoncn von der
Berechtigung zum Wählen ausgeschlossen.

9 "
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Wähler sind außerdem : 1. diejenigen männlichen Reichsangehöri-
gen , die , ohne in der Gemeinde einen Wohnsitz zu haben , in der¬
selbe» seit mindestens einem Jahre Grundeigentum besitzen,' 2 . die¬
jenigen weiblichen Reichsangehörigen , die seit mindestens einem
Jahre eine der nach 8 43 die Zugehörigkeit zur ersten Wahlklasse
begründenden Eigenschaften besitzen.

Rls Eigentümer gilt im Halle des geteilten Eigentums der Unter,
eigentümer , im Halle der ehelichen Gütergemeinschaft der Ehemann,
im Falle des Beisitzes der Rnerbe , in dessen Ermangelung die Witwe.

Wahlordnung Abs. y. Nur die persönlich erschienenen Wähler sind
zur Teilnahme an der Wahl berechtigt ; wahlberechtigte Frauen¬
zimmer  können ihr Wahlrecht durch einen mit schriftlicher Voll¬
macht versehenen Vertreter ausüben , jedoch sind nur solche Personen
als Vertreter zugelassen , deren Name in die Wählerliste eingetra¬
gen ist.

Gesetz, betr . die Verwaltung des Landgebiets , vom 25. Juni 1878.

Z 2. Ureisangehörige im Landgebiet sind im Sinne dieses Gesetzes
alle diejenigen , welche innerhalb des Landgebiets ihren Wohnsitz
haben.

Z N . Wähler und wählbar sind die männlichen Kreisangehörigen,
die zugleich Reichsangehärige sind und mindestens seit einem Jahre
im Landgebiete einen Wohnsitz haben.

Wähler sind außerdem : l . diejenigen männlichen Reichsaugehüri-
gen , die , ohne im Landgebiete einen Wohnsitz zu haben , in dem¬
selben seit mindestens einem Jahre Grundeigentum besitzen, 2 . die¬
jenigen weiblichen Reichsangehörigen , die seit mindestens einem
Jahre eine der nach 8 13 die Zugehörigkeit zur ersten Wahlklasse
begründenden Eigenschaften besitzen.

Rls Eigentümer gilt im Falle des geteilten Eigentums der Unter-
eigcntümer , im Falle der ehelichen Gütergemeinschaft der Ehe¬
mann , im Falle des Beisitzes der Rncrbe , in dessen Ermangelung
die Witwe.

8 >2. von der Wahlberechtigung und Wählbarkeit sind aus¬
genommen : l . die das 25 . Lebensjahr noch nicht vollendet haben,
2. die wegen geistiger oder körperlicher Gebrechen zur Rusübung
des Wahlrechts oder zur Vertretung nicht imstande sind ; 3. die
unter Kuratel stehen ; 4. die sich in einem Debitverfahren befinden
oder innerhalb der letzten drei Jahre befunden haben , sofern nicht
in diesem Falle die Befriedigung ihrer Gläubiger zum vollen er¬
folgt ist ; 5. die im letzten Jahre keine direkten Kreisabgaben ge¬
zahlt haben , sofern solche überhaupt erhoben sind ; 6. die von
öffentlichen Rrmenanstalten Unterstützung erhalten oder innerhalb
des letzten Jahres erhalten haben ; 7. die der bürgerlichen Ehren¬
rechte verlustig erklärt sind , für die in dem betreffenden Straf¬
urteile bestimmte Zeit.
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Gesetz, betr . die Verfassung der Ltadlgemeinden Vegesack und
Vremerlsaven , vom i «. September 1879.

V egesack,

K 9. Das Gemeindebürgerrecht steht jedem männliche » Gemeinde-
angehörigen zu, der 1, dem Deutschen Deiche angehört ' 2 . die bür¬
gerlichen Ehrenrechte besitzt ; Z. das 25 . Lebensjahr zurückgelegt
hat ; 4. seit zwei Jahren in der Gemeinde seinen Wohnsitz hat und
5, entweder Eigentümer eines in Vegesack belegenen Grundstückes
ist oder bei einem Mietssteuersahe von 4 /̂z Prozent mindestens
5 Mark an städtischer Mietsteuer entrichtet.

Vas Erfordernis des zweijährigen Wohnsitzes kann auf Antrag
der Beteiligten durch Gemeindebeschluß erlassen werden . Durch
Vrtsstatut kann der unter 5 festgesetzte Minimalsteuersatz erhöht
und erniedrigt werde », doch nicht über 10 Mark und nicht unter
5 Mark.

Bremerhaven.
8 .9. Das Gemeindebürgerrecht steht jedem männlichen Demeinde-

angehörigen zu, der l . dem Deutschen Deiche angehört ; 2. die
bürgerlichen Ehrenrechte besitzt ; Z. das 25 . Lebensjahr zurückgclegt
hat , 4. seit zwei Jahren in der Gemeinde seinen Wohnsitz hat und
5. entweder Eigentümer eines in Bremerbaven belegenen Grund-
ttücks ist oder bei einem Mietsteuersatzc von 4 Prozent mindestens
8 Mark an städtischer Mietsteuer entrichtet.

Das Erfordernis des zweijährigen Wohnsitzes kann auf Antrag
der Beteiligten durch Lemeindebeschluß erlassen werden . Durch Grts-
statut kann der unter 5 festgesetzte Minimalsteuersatz erhöht und
erniedrigt werde », doch nicht über 15 Mark und nicht unter 5 Mark.

Freie und Hansestadt Lübeck.
vekanntmachung , betr . den Wortlaut des Gesetzes, da » liibeckische
Staatsbürgerrecht betreffend , veröffentlicht am 2b. Gktober t997.

Art . >. Jeder volljährige oder für volljährig erklärte männliche
Angehörige des lübeckischen Freistaates , welcher seit mindestens fünf
auseinanderfolgenden Jahren seinen Wohnsitz im lübeckischen Staats¬
gebiete hat und während dieser Zeit alljährlich mindestens so viel
an Einkommensteuer gezahlt hat , als für ein Einkommen in Höhe
des niedrigsten steuerpflichtigen Betrages von ihm zu entrichten war,
ist, sofern und solange ihm nicht die Fähigkeit zur Bekleidung öffent¬
licher Ämter oder die bürgerlichen Ehrenrechte aberkannt sind öder¬
er unter Polizeiaufsicht gestellt ist, berechtigt , gegen Erfüllung der
gesetzlichen Bedingungen (Art . Z und 4s die Erteilung des lübecki¬
schen Staatsbürgcrrechts zu begehren . Steuerbeträge , von deren Zah¬
lung der Steuerpflichtige aus einem gesetzlichen Grunde befreit war,
werden als gezahlt angesehen.

Beamte im Sinne des Gesetzes vom 20 . Dpril 1899, die Dechts-
verhältnisse der Beamten betreffend , sowie Notare sind verpflichtet,
binnen drei Monaten nach ihrer Anstellung bzw . Ernennung das
Staatsbürgerrecht zu erwerben.
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Art . 2. Nur denjenigen lübeckischen Staatsangehörigen , weiche dar
iübeckische Staatsbürgcrrecht erworben haben , stehen die Rechte zu
und liegen dementsprechend die Verpflichtungen ob , welche die Ver¬
fassung der Freien und Hansestadt Lübeck und die auf .die Teil¬
nahme an der öffentlichen Verwaltung bezüglichen Gesetze und Ver¬
ordnungen von dem Besitze des lübeckischen Bürgerrechts abhängig
machen.

Art . 3. wer die Erteilung des lübeckischen Staatsbürgerrechts
begehrt , hat bei der Nufnahmebchörde <Nrt . 7) nachzuweisen , l . daß
er die Iübeckische Staatsangehörigkeit besitzt , 2 . daß er volljährig
oder für volljährig erklärt ist, 3 . daß er seit mindestens fünf auf¬
einanderfolgenden Jahren seinen Wohnsitz im lübeckischen Staats¬
gebiete hat , 4. daß er in dem durch Nrt . I vorgcschriebenen Um¬
fange Einkommensteuer bezahlt hat . Der Nachweis zu 3 und 4
liegt den Beamten und den Notaren nicht ob svgl . l Nbs. 2).

Art . b. Vas Staatsbürgerrecht erlischt : l . durch Verlust der
Staatsangehörigkeit ; 2 . durch die Nberkennung der Fähigkeit zur
Bekleidung öffentlicher Ämter ; 3. durch die Nberkennung der bür¬
gerlichen Ehrenrechte.

Verfassung der Freien und Hansestadt Lübeck, 3n der nach der
vekanntmachnng vom 2. Oktober I4vr nebst Nachträgen vom
>0. Februar 1400 , 22. März 14 »1 und 23. April 1413 sich er:

gebenden Fassung.
Art . 2. Nngehörige des lübeckischen Freistaates sind diejenigen,

deren Iübeckische Staatsangehörigkeit nach Maßgabe der Neichsgesetz-
gebung begründet ist.

Art . 3. Bürger des lübeckischen Freistaates sind diejenigen lübecki-
schcn Staatsangehörigen , welche den Staatsbürgereid geleistet und
das erworbene Bürgerrecht nicht wieder verloren haben.

Art . b. Wählbar zum Senatsmitgliede ist, wiewohl unter Be¬
rücksichtigung des Nrt . 5, jeder zum Mitglied « der Bürgerschaft
wählbare Bürger des lübeckischen Freistaates , wenn er das
30 . Lebensjahr vollendet hat.

Nusgeschlossen von der Wahl ist derjenige , dessen Vater , Sohn,
Vollbruder , Halbbruder , Stiefvater , Stiefsohn , Schwiegervater,
Schwiegersohn oder offener Handelsgesellschafter bereits Mitglied
des Senates ist.

Art . 20. Zur Teilnahme an der Wahl der Vertreter ist jeder Bür¬
ger des lübeckischen Freistaates berechtigt , der das 25 . Lebensjahr
vollendet , seit Beginn des vierten , der Wahl vorangehenden Stcuer-
jahreZ ' dauernd seinen Wohnsitz im lübeckischen Staatsgebiete gehabt
und während dieser Zeit alljährlich mindestens,so viel an Einkom¬
mensteuer gezahlt hat , als für ein Einkommen in Höhe des niedrig¬
sten steuerpflichtigen Betrages von ihm zu entrichten war . Steuer¬
beträge , von deren Zahlung der Steuerpflichtige aus einem .gesetz¬
lichen Grunde befreit war , werden als gezahlt angesehen.

3m Jahre der Wahl muß dem Erfordernis der Linkommensteuer-
zahlung für die Zeit bis zum 30 . Juni entsprochen sei». Bei außer¬
ordentlichen Ersatzwahlen tritt an Stelle dieses Tages der letzte
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Tag desjenigen Kalendcroicrtcljahres , welches zur Zeit der Bestim¬
mung des Wahltages durch den Bürgerausschuß abgelaufen war.

Die in Lübeck wohnhaften Ehrenbürger sind zur Teilnahme an der
Wahl berechtigt, auch wenn die Voraussetzungen dieses Artikels nicht
oorliegen.

Art. 2t . von der Ausübung des Wahlrechts sind ausgeschlossen:
I. diejenigen, welche unter Vormundschaft stehen; 2. diejenigen,
über deren vermögen das Konkursverfahren eröffnet ist, bis nach
Beendigung des Verfahrens ; 3. diejenigen, über deren vermögen
während eines Zeitraumes von fünf Jahren vor der Wahl das
Konkursverfahren wegen mangelnder Masse entweder nicht eröff¬
net oder eingestellt ist ; 4. diejenigen, welche während dieses Zeit¬
raumes von fünf Jahren vor der Wahl den Vffcnbarungseid (Zivil¬
prozeßordnung Z 807) geleistet oder sich darauf berufen haben;
s. diejenigen, welche eine Armenunterstützung aus öffentlichen Mit¬
teln beziehen oder im letzten der Mahl voraufgegangenen Jahre be¬
zogen haben.

Laiiügemeinücordnung vom 11. Februar 1878.
Art. y. Das Gemeindcrccht umfaßt das Recht: I. an der Be¬

ratung und Abstimmung in den Gemeindeangelcgenheiten, insbeson¬
dere bei Wahlen zu Gemeindeämtern tcilzunehmen, 2. zu Gemeinde¬
ämtern gewählt zu werden.

Art. 10. Vas Gcmeinderecht steht zu : !. jedem in dem Gemeinde¬
bezirke mit Grundbesitz Angesessenen, welcher zu den Gemeinde¬
lasten beiträgt , 2. jedem volljährigen männlichen Gemeindemit-
gliede, welches die lübcckische Staatsangehörigkeit besitzt, eine selb¬
ständige Stellung hat und zu den Gemeindelastcn beiträgt.

Als selbständig werden nicht angesehen diejenigen, welche unter
einer ihre vispositionsbefugnis beschränkendenKuratel stehen, und
welche als Dienstboten oder Gcwerbsgehilfen im Brote eines anderen
stehen und keine eigene Wohnung haben.

Art. 12. Diejenigen, welchen das Gemeinderecht mit Rücksicht auf
ihren Grundbesitz zusteht (Art . lO, 1), können sich in der Gemeinde¬
versammlung durch ein zur persönlichen Ausübung des Gemeinde¬
rechtes befugtes Gcmeindemitglied vertreten lassen. Als gesetzliche
Vertreter gelten : der Ehemann für seine Ehefrau , der Vater für
icine in der väterlichen Gewalt stehenden minderjährigen Kinder,
der Vormund und Kurator für die unter Vormundschaft bzw. Kuratel
stehenden Personen, der Snterimswirt für den Anerben.

Auswärtswohnende und juristische Personen können auch durch
ihre Pächter , Wirtschafts- und Forstbeamten vertreten werden,
selbst wenn diesen das Gemeinderecht nicht zusteht.

Art. 1Z. Der Gcmcindevorstand besteht aus drei Mitgliedern , von
welchen eines den Vorsitz führt (Bauernvogt ), während die beiden
anderen den Vorsitzenden in Verhinderungsfällen nach dem Amts¬
alter zu vertreten haben. Sowohl der Vorsitzende als die beiden
anderen Mitglieder des Gemeindevorstandes werden von der Ge¬
meindeversammlung einzeln mittels verdeckter Stimmzettel erwählt;
Schreibensunkundige können indes ihre Abstimmung mündlich zu
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Protokoll geben . Bei der lvahl entscheidet die Mehrheit sämtlicher
von den Anwesenden abgegebenen Stimmen , wird die absolute Stim¬
menmehrheit bei der ersten Abstimmung nicht erreicht , jo werden
diejenigen zwei Personen , aus welche die meisten Stimmen gefallen
sind, auf eine engere Wahl gebracht . Bei Stimmengleichheit ent¬
scheidet sowohl für die Zulassung zur engeren Wahl als bei letzterer
selbst das durch den Vorsitzenden zn ziehende Los . Die Erwählten
bekleiden ihr Amt sechs Jahre . Die Ausgetretenen sind sofort wieder
wählbar.

Art . tü . wählbar in den Gcmeindevorstand sind nur männliche
Stimmberechtigte , im Gemeindebezirke wohnhafte Gemeindemitglic-
der , welche die lübeckische Staatsangehörigkeit besitzen und des
Lesens , Schreibens und Rechnens kundig sind . Ausgeschlossen von
der Wahl sind Staatsbeamte , Geistliche und Lehrer , solange sie alz
solche in Funktion sind, ' auch dürfen nicht Vater und Sohn , Groß¬
vater und Enkel , Schwiegervater und Schwiegersohn oder Brüder
gleichzeitig im Gemeindevorstande sein.

Lin Mitglied des Vorstandes , welches die Mutter oder Tochter
eines anderen Mitgliedes ehelicht , ist zum Anstreten aus dem Vor¬
stande verpflichtet.

Reichsland Elsatz-Lothringen.
Genieinüeordnung für Elsaß -Lothringen vom s>. Zuni >845.

8 30 <Nbs. l ). wahlberechtigt sind die männlichen Einwohner der
Gemeinde , sofern sic l . im Besitze der Reichsangehörigkeit sind,
2. das 28 . Lebensjahr zurückgelegt und Z. seit mindestens einen,
Jahre ihren Wohnsitz in der Gemeinde haben und in letzterem
Falle gleichzeitig entweder ein Wohnhaus besitzen oder ein stehendes
Gewerbe oder Landwirtschaft selbständig betreiben oder ein öffent¬
liches Amt ausüben oder Religionsdiener , Lehrer an öffentlichen
Schulen oder Rechtsanwälte sind.

Die Berechtigung zum wählen ruht für die zum aktiven Heer ge¬
hörigen Militärpersonen mit Ausnahme der Militärbeamten.

8 ZV wählbar zu Mitgliedern des Gemeinderats sind : I . die
wahlberechtigten Einwohner der Gemeinde , sofern sie daselbst zu
einer der vier direkten Staatssteuern veranlagt sind, 2. die nickt in
der Gemeinde wobnendcn Eigentümer von Grundstücken , sofern sie
in der Gemeinde ihres Wohnsitzes wahlberechtigt (8 Z0> sind.
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